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PROKLA-Redaktion 
Editorial: Kriminalität und Zivilisationsverlust 


3. 

Mit dem Siegeszug der 'Moderne’ durch das östliche Europa scheint das westli- 
che Modeli der Zivilisation in überwältigender Weise bestätigt. Nach der Zivili- 
sierung der Ost-West-Konfrontation ist der zweiten Hälfte der achtziger Jahre ein 
friedliches Europa demokratischer Rechtstaaten und eine Neuordnung der Welt 
unter dem Leitstern der westlichen Werte in Reichweite gerückt - so lautet die 
vielerorts geäußerte Vision für das Ende des Jahrhunderts. Nicht eine Konver- 
genz der Systeme, wie in den 60er Jahren vermutet, sondern die Übernahme 
westlicher Institutionen, die Einführung von Markt, Privafeigentum und Demo- 
kratie (m der einen oder anderen Reihenfolge): die Rückkehr Osteurovas in die 
westliche Zivilisation, habe sich als zukunftsweisende Perspektive erwiesen. Das 
jugoslawische Modell, das lange Zeit für einen selbstverwalteten Sozialismus, 
eine Politik jenseits mulitärischer Blöcke und eine gelungene Integration der 
Völker stand, schlägt um in das traurige Gegenteil dieser Erwartungen: kommu- 
nistische Ansprüche, gleich weicher Schattierung, lassen sich offenbar nur noch 
mit brutaler Gewalt aufrechterhalten. 

Während die traditionelle Kapitalismuskritik ihre Sprache endgültig verloren hat, 
und mit ihr auch moderatere Zweifel daran, daß die gegenwärtigen Gesellschaf- 
ten das Endstadium der Geschichte darstellen, haben die osteuropäischen Revo- 
lutionen in vielen Augen zu einer neuen geschichtsphilosophischen Klarheit ge- 
führt. Die Perspektive hat sich gleichsam vereindeutigt. Allem Anschein nach 
hat sich die sozialistische Alternative zum Kapitalismus als evolutionäre Sack- 
gasse erwiesen, Der "dritte Weg’, wie Seymour Lipset bereits im letzten Jahr 
verkündete, ist 'tot'. 

Dieser Situation scheinen am ehesten iene Theorien gerecht zu werden, die den 
Versuch einer eigenständigen Gesellschaft ienseits des Kapitalismus seit ie als 
Verstoß gegen die »rein technisch zum Höchstmaß an Leistung vervollkommen- 
baren« Institutionen der bürgerlichen Gesellschaft gewertet haben, als »Herab- 
minderung« (Weber) der formalen Rationalität von Geldwirtschaft, bürokrati- 
scher Fachverwaltung und verrschtlichter volitischer Entscheidungen. In der Im- 
plosion der kommunistischen Parteiherrschaft, im Zerfall der nlanwirtschafth- 
chen Diktatur über Bedürfnisse haben sich demnach lediglich die auf lange Sicht 
alternativlosen Imperative der abendländischen Rationalisierung durchgesetzt. 
Angesichts der fehlgeschlagenen Alternativen wird die formale Rationalität der 
bürgerlichen Welt nicht länger ais 'Verdinglichung‘, wie Lukäcs und mit ihm 
die Kritische Theorie gegen Weber einwandte, sondern als Zivilisationsverspre- 
chen aufgefaßt. Nicht schraukenlosss Sireben nach Profit, nicht der Drang nach 
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Herrschaft und persönlicher Bereicherung, sondern kühle Rechnungsführung, die 
rationale Organisation der Arbeit und ein aktenförmiger Verwaltungsbetrieb, 
getragen von »sittlich hochstehenden Beamtennaturen« kennzeichnen den moder- 
nen im Unterschied zum vorrationalen, Abenteurer- und Raubkapitalismus: »Oh- 
ne diese im höchsten Sinn sittliche Disziplin und Selbstverleugnung zerfiels der 
ganze Apparat.« Der Gelderwerb - so hat Albert ©. Hirschman rekonstruiert - ıst 
der frühen liberalen Ideologie zufolge eine »ruhige Leidenschaft«, die Ehrgeiz, 
Machtgier und Ruhmsucht im Zaum hält, auf daß eine Welt entstehe, die durch 
Voraussicht und Beständigkeit gekennzeichnet ist und in der das Ideal des Herot- 
schen von der nüchternen Klugheit des coniract social abgelöst wird. 

Emile Durkheim hat diese Einschätzung m anderer Richtung ergänzt und die Zi- 
vilisierung als gleichsam automatisches Produkt einer fortschreitende Arbeits- 
teilung, als »Gesetz der Schwerkraft der sozialen Welt«, dargestellt. Denn Ar- 
beitsteilung führe nicht, wie vom frühen Marx bis zu Sohn-Rethel vermutet, zu 
Repression und Entfremdung, sie schaffe vielmehr intensivere Formen von ge- 
seilschaftlicher Solidarität, Die Gewalt weiche aus privaten Beziehungen, eine 
große Anzahl von Verbrechenstyven sterbe aus, das Recht verliere seine repres- 
siven strafrechtlichen Elemente zugunsten zivilrechtlicher, 'restitutiver' Über- 
einkünfte. Norbert Elias hat den Vorgang der gesellschaftlichen Rationalisierung 
als »Prozeß der Zivilisation« schlechthin dargestellt. Die Monopolisierung von 
Gewalt und die Verflechtung der geselischaftlichen Handlungsketten laufen dar- 
auf hinaus, das innere Gewaltpotential einer Gesellschaft zu bändigen, Sicherheit 
zu stiften und »Langsicht« zu gewähren. Und hatte nicht auch Marx zur Vorbe- 
reitung des Sozialismus auf die weltbürgerliche Zersetzung der »Idiotie des 
Landiebens«, auf die Universalisierung des Warenverkehrs und auf die Schule 
der großen Industrie noch innerhalb des Kapitalismus gesetzt? 

Unter welchem politischen Vorzeichen auch immer, die klassischen Gesell- 
schaftstheorien schienen sich darin einig zu sein, daß die Entfaltung der moder- 
nen Gesellschaft als Erweiterung formaler Regelhaftigkeit zu beschreiben sei. In 
den optimistischen Varianten der Modernisierungstheorie war damit vor allem 
die Ausbreitung rechtsförmiger Verhältnisse gemeint, die - affektneutral, aber 
verläßlich - den sozialen Austausch regulieren sollten. Die klassische Theorie 
der Entwicklung von Bürgerrechten, wie sie T. H. Marshall in den fünfziger 
Jahren formulierte, ging davon aus, daß die Evolution von Bürgerrechten im 20. 
Jahrhundert nach der Gewährung rechtlicher Gleichheit und politischer Teil- 
nahme in einem dritten Entwicklungsschub dis soziale Sphäre erreiche und den 
Mitgliedern der fortgeschrittenen Geselischaflen sozialstaatliche Mindesirechte, 
ein Minimum an Wohlfahrt und Sicherheit verbürgen könne. 

‘Wer wollte bezweifeln, daß die Durchsetzung verfsssungsförmigen Rechts, einer 
geseizmäßigen Verwaltung, eine rechtlich wie sozial eingebundens Wirtschaft, 
die Garantie unveräußerlicher Grundrechte und die innere Befriedung der Gesell- 
schaft zivilisatorische Brrungenschaften ersten Ranges darstellen? Ist damit der 
demokratische Kapitalismus am Ausgang des 20. Jahrunderts ein bis zum Ende 
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der Zeiten nur noch abzusicherndes und zu perfektionierendes Projekt? Steht am 
Herizent der 'wiedergeborenen' osteuropäischen Nationen das Licht einer civil 
sociely? Liegt die Zukunft der Länder der Dritten Welt ım 'Nachholen' der 
westlichen Zivilisation? 


IL 


An dieser Vorstellung irritiert nicht allein das selbstgefällige Kompliment an die 
eigene, "westliche' und 'zivilisierte' Gesellschaft. Sie ersetzt die Realität der Zi- 
vilisationsgeschichte durch einen normativ überhöhten Idealtyp, der allenfalls in 
schmalen Zonen der westeuropäischen und nordamerikanischen Gesellschaften 
annähernd realisiert wurde; sie relativiert die europäischen Katastrophen dieses 
Jahrhunderts zu temporären Regressionen; sie ignoriert die im letzten Jahrzehnt 
erneut fehlgeschlagenen Modernisierungsversuche in Afrika und Lateinamerika, 
über die in der PROKLA mehrfach berichtet wurde und die in diesem Heft Dele 
Olowu akzentuiert; sie verdrängt nicht zuletzt die spezifisch westlichen Traditio- 
nen der Diziplinierung, Überwachung und Herrschaft als Voraussetzung der 
Modernisierung, deren sich Weber und Elias nicht weniger als Marx immer auch 
bewußt waren. 

Wer dem professionellen Optimismus der Politiker nicht traut, wer sich nicht 
mit der neuen Positivität vieler einst kritischer Intellektueller anfreunden kann, 
dem stellen sich Ungewißtheit erzeugende Fragen. Ist die 'Zivilität' der fortge- 
schrittenen Länder wirklich verallgemeinerungsfähig und irreversibel? Sind die 
Annehmlichkeiten der westlichen Lebensweise 'sich selbst stabilisierende Vor- 
teile' (Luhmann) oder handelt es sich dabei um ein erstrittenes und zukünftig al- 
ler Voraussicht nach hart umkämpftes, "positionelles' Gut? 

Das vorliegende Heft der PROKLA entwirft keine katastrophischen Szenarien, 
sondern thematisiert die Ambivalenz, die Ungleichzeitigkeiten, die Rückschläge, 
die teils ungewollten, teils billigend in Kauf genommenen Nebeneffekte und die 
strukturellen Barrieren des »sogenannten Fortschritts zum Kapitalismus« (wie 
Weber vorsichtig genug formulierte) - Realitäten, die von den 'großen Theorien’ 
der Gegenwart zu historischen Relikten, bedenklichen Randerscheinungen oder 
Zeichen "unvollständiger Modernisierung’ externalisiert werden. 

Die zivilisatorischen Errungenschaften sind indessen nicht allein höchst ungleich 
über den Erdball verteilt, so daß bislang zwar von einem Weltsystem im Sinn 
asymmetrischer ökonomischer Abhängigkeiten, globaler Gefahren und einer 
grenzüberschreitenden Kulturindustrie die Rede sein kann, nicht aber von einer 
Weltgesellschaft im emphatischer Sinn, die ihren Mitgliedern gleiche Rechte 
und Chancen einräumen würde. Auch in den Zentren des Weltsystems ist der 
relative Komfort der westlichen Lebensweise keineswegs auf Dauer sichergs- 
stellt. Hinter der Fassade der scheinbar selbstregulativen Systeme von Pelitik 
und Ökonomie lauert, wovon der Theoretiker der okzidentalen Rationalisierung 
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zumindest düstere Ahnung hegte: die »Gefahr furchibarer Korruption und ge- 
meinen Banausentums«. 

Wie dünn die Fassade ist, wird sichtbar, wenn Modermisierungsversprechen 
scheitern und fundamentalistische Gegenbewegungen hervorrufen, wenn zivili- 
satorische Gewinne in wechselnden politischen und ökonomischen Umwelten 
zerrieben, wenn die offiziellen Normen der Politik durch widersprechende Hand- 
lungsweisen ausgehöhlt werden. Skandale, Affairen, Rückschläge und Rege- 
lungsverluste interessieren in diesem Zusammenhang weniger als publizistische 
Ereignisse, denn als Indikatoren eines theoretisch vernachlässigien Sachverhalts: 
Die 'Lebenswelt' des Welimarkisystems ist nicht an erster Stelle durch allgemei- 
nen Vernunftgebrauch, eine aufgeklärte Öffentlichkeit und ein Publikum räsonie- 
render Privatleute konstituiert; die "zivile Gesellschaft‘ war seit ihren esuropä- 
ischen Anfängen in ein Geflecht undurchschaubarer Intrigen, Geheimbünde und 
- woran Ralf Dahrendorf in seinem jüngsten Buch über die Revolufionen 
Europas erinnert - von kriminellen Substrukturen im Schnittfeld zwischen Ge- 
schäft, Verbrechen und Politik verwoben. 


IL 


Daß die 'Subsysteme' der Gesellschaft nicht so sauber 'ausdifferenziert' sind, 
wie von der funktionalistischen Theorie vorgesehen, hat sich in jüngerer Zeit in 
einer Serie von Skandalen gezeigt, deren Folgen vorerst kaum absehbar sind. 
Wie kontingent die in PROKLA 32 thematisierte Wahlverwandtschaft zwischen 
Kapitalismus und Demokratie tatsächlich ist, wurde jüngst durch eine Affaire 
bewußt gemacht, die vom monetären Ausmaß des Schwindels ker gute Chancen 
hat, als bislang größter Betrug in die Geschichte der Finanzwelt einzugehen. Wie 
die Manipulationen der Solomon Brothers in New York und das insider trading 
in Frankfurt gezeigt haben, geht es auch in den alteingesessenen Häusern der 
Hochfinanz nicht immer ehrenwert zu. Keine dieser Affairen, die mit Rücktritten 
schnell erledigt waren, reicht indessen an die intimen Beziehungen der Japanı- 
schen Banken und Broker zum organisierten Verbrechen und zu korrumpierten 
Aufsichtsbehörden heran. Tatsächlich war der japanische Kapitalismus wohl 
immer von besonderer Art. Anders als die Mär vom risikofreudigen Unterneh- 
mer und der von ihm eingestrichenen 'Prämie' es erzählt, war das Geschäft der 
"Spekulation im fernen Osten steis rückversichert. Im Juli des Jahres wurde eine 
Liste mit den 241 Namen jener geschätzten Kunden der großen Wertpapier- 
händler Tokios veröffentlicht, die für Kurverluste entschädigt wurden, darunter 
global operisrende Konzerns wie Toyota, Nissan und Matsushita. 

Diss entspricht zwar nicht besseren Londoner, New Yorker oder Frankfurier 
Sitten, wurde jedoch, cbwohl illegal, vom japanischen Finanzministerium ge- 
duldet. Erst nach dem Zusammenbruch des spekulativ üÜberdrehten Nikkei-Index 
um 40% wurde die skandalgewohnte Öffentlichkeit auf eine Verstrickung auf- 
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merksam, über die diesen Sommer die Direktoren dreier Großbanken fielen: 
Führende Wertpapierhäuser zahlten hohe Summen an Verbrechersyndikate, die 
damit einerseits Aktienpreise manipulierten, andererseits die erzielten Gewinne 
an der Steuer vorbeibrachten. Gefälschte Depositenzertifikate dienten als Sicher- 
heit für bereitwillig eingeräumte Milliardenkredite, die ihrerseits den spekulati- 
ven Boom am Aktien- und Immobilienmarkt anheizten. Öffentlichkeitswirksam 
wurde dies freilich erst durch die Dreistigkeit, mit der die Wertpapierhändler ih- 
re Kompensationszahlungen steuerlich absetzen wollten. 

Inszenierte Reue, rituelle Rücktritte und symbolische Strafen aber scheinen we- 
nig geeignet, die symbiotischen Beziehungen aufzulösen, in denen die japanische 
Geschäftsweit abenteuerlichem Betrug näher steht als rationaler Kalkulation - 
auch wenn dies Risiken eigener Art mit sich bringt: »Die Skandale sind in das 
Finanzsystems Japans, seine korrupte Politik, selbst seine Geschäftspraktiken 
eingewoben. Nicht nur ihre Beschaffenheit hat System, sondern auch die von ih- 
nen aufgeworfenen Risiken: der größte Kapitaigeber der Welt, zugleich eines der 
drei führenden Finanzzentren ist von Schwindel durchsetzt, wurde von Blinden 
oder Gefälligen überwacht und könnte durchaus dem Zusammenbruch entgegen 
sehen. Japans Morast ist gefährlicher Stoff.« (Economist, Aug. 17th 1991, 13) - 
Uwe Hohmann wird dieser explosiven Mischung aus Tradition und Moderne, in 
der manche die erste postmoderne Gesellschaft erblicken, nachgehen. 


IV. 


Andere Anomalien in der nordamerikanischen 'Führungsgesellschaft' der westli- 
chen Welt werfen die Frage nach der Irreversibilität zivilisatorischer Arrange- 
ments auf. Interpretiert man fundamentalistische Bewegungen - wie Parsons - als 
Reaktionen auf innere Widersprüche von Modernisierungsprozessen, dann ist die 
Fundamentalisierung von Politik nicht auf die islamische Welt begrenzt. Die 
neokonservative Revolution gegen den Sozialstaat und die während der sechziger 
Jahre erstrittene Liberalität ist keine parteipolitische Ideologie, sondern markiert, 
folgt man Marshalls und Durkheims Kriterien, einen tiefen Einschnitt in das 
"amerikanische Wertmuster'. 

Die 80er Jahre, die Jahre der Rückkehr zu militärischer Überlegenheit, waren 
innenpolitisch durch drastische Einbrüche in die von Durkheim beschworene 
‘soziale Dichte‘ gekennzeichnet. Einer der zentralen modernisierungstheoreti- 
schen Indikatoren, die Zunahme sozialer Gleichheit, erwies sich sehr wohl als 
umkehrbar (falls er überhaupt jemals zutraf). Die Familieneinkommen der unter- 
sten 20 % der Haushalte stagnierten während des letzten Jahrzehnts auf unter- 
stem Niveau; das zweitunterste Fünftel verbesserte sich gegenüber 1973 um be- 
scheidene 3%, während die oberste Quintile um 36% zulegte. Nach einer De- 
kade beispielloser Umverteilung gibt das Voikzählungsamt in Washington an, 
daß seit 1990 13,5 Prozent aller Amerikaner unterhalb der offziellen Armuts- 
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grenze leben. Die poverty trap schlägt erbarmungslos zu, die Zusammenhänge 
zwischen mangelnder Ausbildung, Arbeitslosigkeit, Obdachlosigkeit, Hautfarbe, 
Drogenkonsum und Kriminalität werden statistisch stets aufs Neue erwiesen. 
Diese Entwicklung betrifft nicht einige social problems neben anderen, sondern 
die expandierende Dynamik eines Systems, die den vielgerühmten "Wertkonsens’ 
der amerikanischen Gesellschaft zu sprengen droht. »Der Kluft zwischen Arm 
und Reich ist nicht lediglich eine Sache ökonomischer Schichtung. Sie ist durch 
ethnische Unterschiede vergiftet. Amerika kann diese Kluft nicht länger tolerie- 
ren und gleichzeitig seine Werte intakt halten.« Nach dem Verstummen einer ka- 
pitalismuskritischen Öffentlichkeit bleibt es dem Economist überlassen, auf eine 
»Neue Klassenpolitik« aufmerksam zu machen, die zunehmend Eingang in die 
tagespolitischen Auseinandersetzungen hält (Oct. 2$tk, 1991, American Survey, 
I7% 

Von einer inneren Befriedung der Gesellschaft kann unter diesen Umständen 
keine Rede sein. Die Jahre der Überwindung des 'Vietnam-Traumas' waren sol- 
che der Explosion von Gewaltverbrechen, zu drei Vierteln mit der Institution des 
Eigentums verknüpft. Die nordamerikanische 'zivile Gesellschaft’ leidet an einer 
fatalen Dialektik: »Die Vereinigten Staaten sind das Land des Friedens und der 
Gewalt in einern. Politischer Terrorismus existiert nicht, Konsens und Harmonie 
bestimmen das Zusammenleben. Gleichzeitig sterben jährlich 20 mal mehr Men- 
schen durch Schußwaffen als in Deutschland, Italien und Frankreich zusammen. 
Innenstädte sind für die meisten Amerikaner eine absolute Tabuzone.« (Tages- 
spiegel v. 22.6.1991) Die konservative Politik setzt freilich nicht auf 'restituie- 
rende' Maßnahmen, sondern auf individualisierende Schuldzuweisungen, auf die 
Beschwörung hohler Werte, flankiert durch die harte Pädagogik eines verschärf- 
ten Strafvollzugs. Die Militarisierung der Drogenbekämfung seitens der Verei- 
nigten Staaten versucht nicht allein, wie Heiner Busch in seinem Beitrag zu die- 
sem Heft ausführt, die sozialökonomischen Probleme ım südlichen Teil des Kon- 
tinents mit Militärhilfe zu lösen; sie hat, mit derselben Aussichtslosigkeit, einen 
Krieg auch auf den eigenen Straßen entfesselt. 

"Tough on crime’ aber ist zum Gütesiegel von Kandidaten für politische Ämter 
geworden. Die Zahl der Gefängnisinsassen hat sich seit 1970 verdreifacht, der 
Anteil der Eingesperrten an der Bevölkerung läßt sich nur noch mit dem in Süd- 
afrika und der Sowjetunion vergleichen. Die Verhärtung des Strafrechts wird 
nach entsprechenden Umbesetzungen vom Supreme Court mitgetragen, der in 
empfindlicher Hinsicht mit bisher geltenden Prinzipien bricht. So sollen jetzt 
auch auf illegalem Weg erbrachte Beweise und erzwungens Geständnisse vor Ge- 
richt verwendet werden können. Flinrichtungskandidaten können nur noch einge- 
schränkt Berufung einlegen. »Die Mitglieder des Gerichtshofs gewinnen allmäh- 
lich das Aussehen einer Bande von Schwarzeneggers in Roben,« kommentiert der 
Economist vorm 6. Juli des Jahres und bezeichnet die USA als purifive socievy. 
Ende Oktober hat nun das Repräsentantenhaus der von Bush geforderten crime 
bill zugestimmt und dis Todesstrafe auf 50 weitere Delikte ausgeweitet; eine ha- 
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beas corpus Reform soll das Recht auf Einspruch gegen ein Todesurteil ein- 
schränken. - In welcher Hinsicht, fragte George Kennan vor kurzem in Foreign 
Affairs, sollen die Vereinigien Staaten den osteuropäischen Ländern als Vorbild 
dienen können? 


V 


Die Verflechtungen des Verbrechens sind freilich längst nationaler Kontrolle 
entwachsen. Die Internationalisierung der Kapitalmärkte hat zugleich die Bewe- 
gungsspielräume der organisierten Kriminalität entgrenzt. Der grenzüberschrei- 
tende Fluß und die legale Reinvestionen von Drogendollars, wie Heiner Busch 
sie anhand des Kolumbianischen Beispiels analysiert, haben von der neoliberali- 
stischen Wirtschaftspolitik in ungeahntem Ausmaß profitiert. Die Metamorphose 
des Drogengelds in Wertpapiere, Immobilienanlagen, touristische Dienstlei- 
stungsunternehmen oder auch in produktive Investionen, nähert sich den ge- 
wöhnlichen Umschlägen des internationalen Warenverkehrs an, ganz so, als 
wäre lediglich eine neue Anlagesphäre mit spezifischen Risiken entstanden. Die 
Grenze zwischen Legalität und organisierter Kriminalität, so die These des Auf- 
satzes von Frank Uesseler im vorliegenden Heft, verwischt. Wenn es zutrifft, 
daß die Geschäftsbereiche der internationalisierten Mafia neben allen Sparten des 
gewöhnlichen Verbrechens auf der Kooperation von Abgeordneten, Richtern, 
Bürgermeistern, Finanzmaklern und Bauunternehmern basiert und nicht selten 
auf einen Konsens in der Bevölkerung rechnen kann, dann müßte man wohl von 
einer integralen Kriminalität reden - Uesseler zufolge nicht zuletzt die Kehrseite 
einer zunehmenden Desintegration des politischen Piuralismus im Italien der 
achtziger Jahre. 

Den Machenschaften der Mafia und ihren bis ins Europäische Parlament ge- 
knüpften Verbindungen hat im Soramer dieses Jahrs ein "integraler Skandal' den 
Rang abgelaufen, der die Phantasie jedes Drehbuchautors leicht in den Schatten 
stellt: der Zusammenbruch der Bank of Credit and Commerce International 
(BCCN. Finanztechnisch betrachtet, begann die Affaire ın der Art eines drohen- 
den betrügerischen Bankrotts, wie so häufig zum Schaden gewöhnlicher Kunden. 
Die BCCI, eine von Luxemburg und den Cayman Islands aus operierende Ban- 
kenholding mehrheitlich im Besitz des Herrschers von Abu Dahbi, die über ein 
Netz von Filialen und heimlichen Anteilen in siebzig Ländern operierte, wurde 
am 5. Juli von britischen Regulatoren geschlossen. Wie die Untersuchungen er- 
gaben, wurden über verdeckte Transaktionen fiktive Einkommen geschaffen und 
Verluste versteckt. Durch dubiose Geschäfte, Insider-Kredite und nicht belegte 
Übertragungen wurden im Verlauf der Jahre Risiken akkumuliert, deren Zusam- 
mensturz geschätzte Verluste von wenigsten 5 Mrd. Dollar nach sich ziehen 
dürfte, ein Schaden, von dem die Devisenkonten manchen Staats der Dritten 
Welt schwer betroffen sein werden. 
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Bereits dies sichert der BCCI einen singulären Platz in der Geschichte der Ban- 
kenzusammenbrüche. Im Hintergrund harren indessen weitaus misteriösere Vor- 
gänge der Aufklärung. Die spektakulären Umstände der Schließung und welt- 
weite Proteste haben den Blick auf Verflechtungen gelenkt, die nicht zu unrecht 
ein »internationales Watergatex genannt wurden, eins »einzigartig destruktive 
Mischung aus Komplexität und Korruption«. Das Geschäftsgebahren der BCCI, 
einschlägigen Kreisen seit Mitte der achtziger Jahre bekannt, hat einen besonde- 
ren Kundenkreis angezogen, der mit einer besonderen Art von Einlagen das Ta- 
gesgeschäft der Bank deckte. Der Rekonstruktion des Economist vom 3. August 
zufolge leitete die CIA während der achtziger Jahren seine Gelder an die afgha- 
nischen Rebellen über die Konten der BCCI, die über Bestechungen ehrenwerter 
Mitglieder der New Yorker Gesellschaft auf geheimem Weg drei amerikanische 
Banken erworben hatte. Zur selben Zeit und auf demselben Weg finanzierte Ma- 
nuel Noriega auf Anweisung der CIA die nicaraguanischen Contras; in gegenläu- 
figer Hımmelsrichtung nutzen die kolumbianischen Drogenhändler die panamai- 
schen Filialen der BCCI zur Geldwäsche - eine Doppelrolle, die Noriega und 
zahlreichen unbeteiligten panamaischen Bürgern nicht gut bekam. Andere Infor- 
mationen verweisen auf die Rolle der BCCI in der Iran-Contra Affaire. Im Un- 
terschied zu Watergate scheinen auch andere Geheimdienste involviert. Der bri- 
tische MI5 ist vermutlich seit längerem über die Konten Abu Nidals und die 
Finanzierung der Hizbollah über die Londoner Filialen der Bank informiert. 
Hinweise über direkte Verbindungen zwischen BCCI und der nordamerikani- 
schen Mafia liegen vor. 

Die neue Qualität dieser Verquickungen besteht darin, daß sie sich in der Art ei- 
ner weltumspannenden Konspiration darstellen lassen, obwohl kein »Supermind« 
die Fäden zusammenhält. Im Hintergrund steht kein Plan und keine bewußt ko- 
ordinierte Handlung, sondern das spontane Zusammenwirken unabhängiger Ak- 
teure. Insbesondere zwei Strukturmerkmale des deregulierten Kapitalismus der 
achtziger Jahre greifen dabei ineinander. Zum einen ist dies der unkontrollierte 
internationale Finanzverkehr, der unversteuerten Profiten, fliehendem Kapital 
und illegalen Geldern ungehinderten Abfiuß in sichere 'Häfen' geschaffen hat, 
wobei auch die Banken der Ersten Welt noch jedem Despoten ihre diskreten 
Dienste anbieten. Zum anderen der rechtsfreie Raum, in dem die Geheimdienste 
unbehelligt operieren. Inmitten des modernen Verfassungsstaats hat sich eine 
demokratischer Aufsicht weitgehend entzogene, dem Parlament gegenüber auto- 
nom operierende Geheimbündelei erhalten, deren Aktivitäten nicht selten auch 
die Regierung überrascht. Dies mag die Frage beantworten, warum die BCCI 
erst Jahre nach den ersten Berichten über dunkle Geschäfte geschlossen wurde 
und warum die Aufdeckung der Transaktionen auch jetzt noch von der CIA und 
dem Departement of Justice behindert wird. Offenbar hat die Überschneidung 
von Bankgeheimnis und staatlichen Geheimorganisationen ein der Öffentlichkeit 
entzogenes Millieu geschaffen, in dem sich Agenten, Drogenhändler, Diktato- 
ren, Terroristen und gewöhnliche Mafiosi zu einem gleichsam selbstorganisier- 
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ten System zusammenschließen. Erst dadurch entsteht die rekursive Logik der 
Verstrickungen, die, wie der Economist schreibt, eine Aufklärung unwahr- 
scheinlich macht: »Die Geheimhaltung ist zirkulär und selbstrechtfertigend und 
macht es dadurch nahezu unmöglich, das ganze Ausmaß des Registers zu beur- 
teilen.« Die 'Selbstorganisation' des internationalen Verbrechens bei staatlicher 
Mitwirkung ist freilich kein Mysterium, sondern Ergebnis von Unterlassungen, 
die auf empfindliche Defizite der entwickelten Demokratien verweisen. 


VL 


An den evolutionstheoretischen Annahmen, denen zufolge sich Herrschaft in der 
modernen Gesellschaft anonymer, indirekter, aber auch berechenbarer gestaltet, 
konnte sich der empirische Zweifel schon immer nähren. Daß Modernisierung 
nicht eo ipso einen Zivilisationsgewinn darstellt, tritt vor allem dann ins Be- 
wußtsein, wenn historische Umbrüche den Blick auf alle Erscheinungsformen 
von Macht und Gewalt und deren vermeintlich atavistischen Triebgrund freile- 
gen. Der historische Abgang des Staatssozialismus und die Nachhutgefechte um 
die geschichtliche Beute haben in einigen Teilen Osteuropas diesen Urschlammm 
nach oben gespült. 

Die Rolle des Westens war in dieser Hinsicht höchst ambivalent. Bis in die acht- 
ziger Jahre wurde die Vereinbarung von Jalta als völkerrechtlicher Rahmen für 
den europäischen Frieden anerkannt, damit de facto auch die Doktrin der be- 
grenzten Souveränität der osteuropäischen Staaten. Seit der Schlußakte von Hel- 
sinki begannen zunächst ostmitteleuropäische Dissidenten, nationale Autonomie 
als emanzipatorische Idee gegen die sowjetische Vormacht zu begreifen. Nicht 
an den alten irrationalen Nationalismus, der zwei Weltkriege und einen morden- 
den Antisemitismus entfacht hatte, war gedacht, sondern an einen nationalen 
Konsens, der ganz von den Normen der zivilen akademischen Mittelschicht ge- 
tragen sein sollte. »In ganz Ostmitteleuropa«, schrieb György Konrad 1935 hoff- 
nungsvoll, »sind wir Zeugen des Aufeinandertreffens von gewaltfeindlicher Au- 
tonomie und einem neuen Nationalismus. Mit dem Zauber der Uniform jeden- 
falls ist es vorbei.« So meinten denn linke westliche Intellektuelle, die "nationale 
Frage' für sich entdecken zu müssen, um mit deren Sprengkraft den Impenalis- 
mus der Blöcke zu brechen. Seit 1989 haben dann auch die westlichen Medien 
und Politiker den rebellierenden ethnischen Gruppen die Parolen der französi- 
schen Revolution zur Verfügung gestellt. Forderungen nach "Autonomie’ und 
'"Souveränität' schienen allemal ein geeignetes Mittel, den sowjetischen Zentral- 
staat zu unterminieren. 

Nach dem Zerfall der Sowjetunion zeigt sich nun, daß in den meisten der Unab- 
hängigkeit beanspruchenden Republiken '"Autonomie' als die des ethnischen 
Kollektivs, nicht als die von Minderheiten oder gar von Individuen ausgelegt 
wird. Die litauische Regierung sorgt sich um die Beschaffung von Uniformen 
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für ihre Volksfront. Die von den westlichen Medien mit Sympathie begleitete 
'Freiheitsliebe' schlägt um in die zur Handgreiflichkeit drängende Phrase von 
"Überfremdung'. Überall gehen die neuen Potentaten daran, begehrte Posten mit 
eigenen Volksgenossen neu zu besetzen, um die langersehnte Einheit von Blut 
und Boden herzustellen. Zu den ersten souveränen Akten gehört die Aufstellung 
nationaler Garden, deren zukünftige Funktion in der Durchsetzung territorialer 
Ansprüche nichts Gutes verspricht. Die Ethno-Nation triumphiert blutig über die 
Staatsnation, »nationale Selbstbestimmung« ist zum Vorwand moderner Frei- 
beuterei geworden. Westliche Kommentatoren sind wiederum flexibel. Zweiein- 
halb Monate, nachdem der Sturz Gorbatschows in eine demokratische Revolu- 
tion übergegangen zu sein schien, berichtet die Zeit vom 1. November über 
wachsende Sorgen um autoritäre Tendenzen in Rußland - und weiß andererseits, 
da das marktwirtschaftliche Vorzeichen stimmt, sogleich 'triftige Gründe’ für ei- 
ne hart durchgreifende Präsidialdiktatur anzuführen. 

Im Widerstand gegen die Herrschaft einer Partei über Staat und Gesellschaft mag 
sich etwa in Polen zu Beginn der achtziger Jahre der Kern einer zivilen Gesell- 
schaft konstituiert haben - ein Kern allerdings von geringer Halbwertszeit. 
Heute, wo die polnische Wahlbeteiligung diejenige der USA unterbietet, ist das 
Interesse an Selbstregierung erlahmt. Der von westlichen Linken emphatisch ge- 
feierte Impuls der Bürgerbewegungen ist, wıe Melanie Tatur beobachtet, auf 
bloße Reproduktionsinteressen zusammengeschrumpft, auf einen Materialismus 
ohne Dialektik, der sich das politische Geschäft nur zu gerne von paternalisti- 
schen Führern abnehmen läßt. Der ehemalige Held der Danziger Arbeiter wirbt 
mit einem judenfreien Stammbuch um Stimmen: ‘sauber vom Großvater zum 
Urgroßvater', die Regierung stimmt ihre Gesetzesvorlagen mit klerikalen Ei- 
fererm ab. Eineinhalb Jahre nach den ‘zivilen Revolutionen' berichtet Stephen 
Howe angesichts der osteuropäischen politischen Bewegungen von den 'New 
Xenophobs of Eastern Europe’: »Sowohl der Liberalismus als auch die Sozial- 
demokratie werden als jüdisch identifiziert und angegriffen.« (New Statesman 
and Society, No. 149) - Man darf gespannt sein, welche Rücklaufschleifen die 
Nationenbildungen Osteuropas noch durchlaufen werden - wenn es nicht über- 
haupt zu einer Restitution autoritär-populistischer Modelle kommt, die ja auch 
schon anderswo die gewaltigsten bis gewalttätigsten »Modernisierungserfolge«, 
zumindest ihren »take off« ausgelöst haben. 


VE. 


Zur Labilität der Weltordnung, von der das Editorial der letzten PROKLA 
sprach, gehört offenbar auch die Kurzlebigkeit politischer Visionen. Die großen 
Hoffnungen,.den Umbruch in Osteuropa als Zivilisationsgewinn verbuchen zu 
können, sehen sich heute erheblich getrübt. Zwischen politischer Landnahme, 
populistischer Demagogie und teils blutigen Ausschließungskämpfen gefangen, 
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zeigen sich im Innern dieser Gesellschaften die bösen Fratzen zivilisationsfeind- 
licher Gewalt gegen alles, was als fremd empfunden wird - und das neue 
Deutschland darf sagen, dabei zu sein. 

So gesehen, gehört es noch zur harmloseren Ironie, daß das Glück der 'Vereini- 
gung’ sogleich zwei neue Kategorien von Straftaten ins Leben rief: die "Regie- 
rungs-' und die 'Vereinigungskriminahtät'. Auch der juristischen Artistik, die in 
einem anderen Rechtsraum begangenen Untaten von westdeutschen Richtern 
nach DDR-Recht aber mit westlichem Rechtsempfinden ahnden zu lassen, mag 
man unterhaltsame Seiten abgewinnen. Entscheidend ist dabei nicht, daß viel 
von dem in der DDR begangenen und dokumentierten Unrecht nicht strafrecht- 
lich greifbar ist. Symptomatisch für die nach wie vor vorherrschende Bewußt- 
seinslage, für die tiefsitzenden Sozialisationsschäden, die der reale Sozialismus 
hinterlassen hat, ist der Mangel jener elementaren Voraussetzung, ohne die das 
moderne Recht tatsächlich nichts als 'Verfahren' wäre: das Fehlen jeglichen 
Schuldbewußtseins. 

Die mittlerweile sichtbar gewordenen Verstrickungen der Bürger der DDR in ihr 
Herrschaftssystem verleihen Adornos These von der Universalität des Schuldzu- 
sammenhangs erneute Konkretion. Die Aufarbeitung dieser jüngsten Vergangen- 
heit scheitert jedoch bislang an einem im Westen alteingeübten Reflex: Wo die 
Schuld breit genug gestreut ist, wird eine kollektive Entschuldung agressiv ein- 
geklagt - wobei man auf die stille Komplizenschaft all jener setzt, die sich vor- 
stellen können, unter vergleichbaren Voraussetzungen ebenso gehandelt zu ha- 
ben. Nur haben eben andere, worauf Wolfgang Thierse mit großem Recht hin- 
weist, unter denselben Bedingungen anders gehandelt. Die Alternative zum 
Grenzdienst mit Tötungsauftrag war eben doch die Wehrdienstverweigerung bei 
Verzicht auf die ohnehin spärlichen Vergünstigungen. Der Maßstab für den Um- 
gang mit der ostdeutschen Vergangenheit kann daher nicht die versäumte Entna- 
zifizierung Westdeutschlands sein, sondern allein die Zivilcourage, die auch in 
der DDR möglich war. 

Die in Ostdeuschland weitverbreitete Bewußtseinslage erinnert fatal an jene Un- 
fähigkeit zu trauern, die Alexander und Margarete Mitscherlich in ihrem Psy- 
chogram der westdeutschen Nachkriegssituation folgendermaßen beschrieben 
hatten: »Bücher und Zeitungen bleiben nicht ungelesen, in denen die Aufassung 
vertreten wird, daß wir nur unter Druck bösartiger Verfolger all das tun mußten, 
was wir taten - gleichsam in unserer Ehre unbetroffen. Eine solche Einstellung 
bedeutet, daß nur die passenden Bruchstücke der Vergangenheit zur Erinnerung 
zugelassen werden. Alle Vorgänge, in die wir schuldhaft verflochten sind, wer- 
den verleugnet, in ihrer Bedeutung umgewertet, der Verantwortung anderer zu- 
geschoben, jedenfalls nicht im Nacherleben mit unserer Identität verknüpft.« 

So präsentiert sich das gegenwärtige Ostdeutschland als eine Gesellschaft ohne 
Trauer, aber voll von dumpfer Depression. »Die Gefühle reichen nur noch zur 
Besetzung der eigenen Person, kaum zu Mitgefühlen irgendwelcher Art aus. 
Wenn irgendwo überhaupt ein bedauernswertes Objekt auftaucht, dann ist es 
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meist niemand anderes als man selbst,« schreiben die Mitscherlichs in ihrem in 
Leipzig neu verlegtem Buch (bedauerlicherweise ohne editorischen Hinweis auf 
dessen gegenwartserhellenden Wert). Die anomische Variante der Individualisie- 
rung marschiert in Kampfstiefeln gegen die Belastungen der Modermität, ange- 
heizt von einer Dumping-Kultur für die Massen und einem skrupellosen Abzok- 
ker-Kapitalismus, der offenbar eine Gesellschaft installieren möchte, die Wolf 
Biermann einst in der Chausseestraße als »kalt gekachelten Puff« tituliert hatte. 
Darüber ist freilich auch eine neue Qualität in die gesamtdeutsche politischen 
Kultur eingezogen. Vor zehn Jahren mußte sich das Verständnis für Hausbeset- 
zungen dem Terrorismus zurechnen lassen. Wenn der neudeutsche Pöbel rassisti- 
schen Totschlägern Beifall zugröhlt, kann er bei Bonner Politikern auf Verständ- 
nis für seine 'Probleme' hoffen. Die gesellschaftliche Doppelmoral blüht auch 
im Westen, und im Osten hatte man seine Antennen schon immer westwärts aus- 
gerichtet. 

Wer Marcuses These von der »repressiven Entsublimierung« immer für übertrie- 
ben hielt, dem sei die Lektüre der neuen, vom Zynismus westlicher Journalisten 
aufs östliche Gemüt berechneten Boulevardblätter empfohlen. Der Horror vor 
der Vergangenheit paart sich mit dem Empfinden, in der Gegenwart nur die 
Fortsetzungsgeschichte einer allzubekannten Machtausübung zu erleben, und so 
haben sich im deutschen Osten alle Syndrome des »kleinen Mannes« erhalten 
können, die der Staatssozialismus systematisch herangezüchtet hatte. Gerade 
diese Mentalität aber hat durch die im Westen festgelegten Modalitäten des 
staatlichen Zusammenschlusses erst ihre gefährliche Zuspitzung erhalten und 
eine underclass ohne Eigentum und ohne Arbeit erzeugt. Was keine Kollektivie- 
rung zustande gebracht hat: von der Enteignung des seit Jahrzehnten bewohnten 
Hauses bis zur Entwertung jeder eigenen Erfahrung, wurde im Interesse westli- 
cher Erben und einer vom westlichen Sieger okkupierten Nachkriegsgeschichte 
vollendet, die sich als alternativlos präsentiert. Die schamlose Übervorteilung in- 
folge der Eigentumsregelungen des Vereinigungsvertrags ist schwer zu ertragen, 
ebenso die Herabminderung von beruflichen Qualifikationen, am unerträglich- 
sten aber ıst offenbar das Gefühl, ein "Deutscher zweiter Klasse' zu sein, Die re- 
gierungsamtliche Deutschtümelei, die seit langem das Ziel hat, Türken durch 
»Volksdeutsche« zu ersetzen, liefert das passende Muster zur Deutung der Situa- 
tion: Wenn schon keine klassenlose Gesellschaft, dann wenigstens, wie seit vier- 
zig Jahren im Westen versprochen, ein klassenloses Deutschsein. - Die »Vereini- 
gungskriminalität« begann westlich der Elbe, mit der Vereinigungslüge. 


Von 


Die Welt ist durch das glückliche Ende der atomaren Ost-West-Konfrontation 
icht einheitlicher oder gar einiger geworden. Auf beiden Seiten der einst Eurs- 
pa durchtrennenden Grenze warten alte Probleme auf Lösungen, neue sind kin- 
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zugekommen. Die Perspektiven vieler Länder der Dritten Welt sind finsterer 
denn je. 

In absehbarer Zeit werden aus den Trümmern der zentralen Befehlswirtschaft 
weder funktionsfähige Märkte noch soziale Gerechtigkeit aufsteigen. Bugaj und 
Kowalik haben in der FROKLA 82 vor der Verbürgerlichung der Nomenklatura 
und der Gefahr einer »Panamaisierung« der Wirtschaft in Polen gewarnt: der 
Verlauf der Privatisierungen gleiche nicht selten einem großorganisierten »Bank- 
überfall«. So scheint sich zumindest diese alte These Durkheims zu bestätigen: 
»Wenn es mehrere Arten gibt, Eigentum zu erwerben, gibt es auch mehrere Ar- 
ten zu stehlen.« Die Befürchtung der Autoren könnte durch andere Länderstudien 
leicht belegt werden. Die Bevölkerung der mittelost- und osteuropäischen 
Länder steht erst am Anfang der Erfahrung, daß die Freiheit der Markts nicht- 
erträumte Zumutungen zur Kehrseite hat. Die westlichen Regierungen gerieren 
sich derweil als Versuchsleiter »großhistorischer Experimente« und verordnen 
nach Maßgabe neoklassischer Lehrbuchweisheiten »Schocks« aller Art. 
Zweifellos hat Habermas recht mit dem Hinweis, daß der osteuropäische Um- 
bruch keines der westeuropäischen Probleme löst. Schon bestehende dürften sich 
sich verschärfen, weitere zusätzlich entstehen: die Migration als Folge der 
marktwirtschaftlich induzierten »Freisetzungen«, möglicherweise bürgerkriegs- 
ähnliche Ausschreitungen - um von der veränderten Lage der Dritten Welt, die 
nun mit den osteuropäischen Ländern um Entwicklungschancen konkurriert, 
nicht zu reden. (Von letzterem wird die nächste Nummer der PROKLA berich- 
ten.) Bis vor kurzem noch wurde die »Rückkehr des Ostens nach Europa« em- 
phatisch begrüßt. Jetzt, wo sich zeigt, daß damit zugleich die »asiatische Armut« 
um einiges näher rückt, wird sich erweisen müssen, ob dies mehr als eine ge- 
schichtsphilosophische Phrase war. Wie zivil die »westliche Zivilgesellschaft« 
tatsächlich ist, wird sıch erst noch herausstellen müssen. 


aux 


Seit drei Jahren ist der Preis der PROKLA stabil geblieben. Aufgrund von stei- 
genden Kosten für Papier und Druck müssen wir leider ab Heft 86 den Preis für 
das Einzelheft im Ladenverkauf auf 18 DM, den Abo-Preis auf 14,50 DM anhe- 
ben. 
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Uwe Hohmann 
Der Japan-Biues* 


Zusammenfassung: Im japanischen Finanzgebäude knirscht das Gebälk. Seit 
von Monat zu Monat immer neue und von Mal zu Mal immer phantastischer an- 
mutende Informationen über das finanzielle Gebaren der Wirtschafts- und Poli- 
tikwelt sowie über deren Verfilzung mit der japanischen Mafia an die Öffentlich- 
keit dringen, stellt sich vehement die Frage nach den gesellschaftlich-morali- 
schen Grundlagen des japanischen Modells. Der eklatante Mangel an Kontrolle 
und Gewaltenteilung im Verhältnis zwischen den Industrie- und Finanzkonzernen 
auf der einen und den Aufsichtsbehörden auf der anderen Seite sowie das Umge- 
hen von Parlament und Rechtsbehörden bei der Implementation flexibler Hand- 
lungsanweisungen erweist sich als späte Rache für die Erfolge der vielgerühmten 
»Japan AG«. 


Die Struktur des japanischen Finanzsystems 


Im Land der Superlative lassen auch Skandale nichts an Exklusivität zu wün- 
schen übrig. Seit Monaten wissen die Schlagzeilen der großen Tagesblätter und 
die Nachrichtensendungen der wichtigen japanischen Fernsehanstalten von nur 
einem Thema zu berichten: der Verquickung von Politik, Wirtschaft und Gang- 
stertum beim organisierten Geldverdienen. Nichts war zu abwegig, keine Trans- 
aktion zu spektulär als daß sie mißtrauisch beäugt worden wäre. Im Gegenteil: 
Vor den Augen der Weltöffentlichkeit wurden am japanischen Finanzmarkt 
akrobatische Kunststückchen vollzogen, und in London, New York und Frank- 
fürt klatschte man anerkennend - nicht auch ohne ein wenig Neid - Beifall. Risi- 
koanalyse, Bonitätsüberprüfung, solide Bilanzierung usw., kurz: das gesamte 
Einmaleins des Bankertums schien in Japan an Gültigkeit verloren zu haben; 
schien, denn seit Anfang diesen Jahres üreht sich die Spirale mit steigender Ge- 
schwindigkeit rückwärts. Um die Situation ein wenig zu erhellen, zunächst ein 
kurzer Überblick zur Struktur des japanischen Finanzwesens. 

Im Gegensatz zu dem in Deutschland etablierten Universalbankensystem, das 
unterschiedlichste Geschäftsbereiche unter einem Dach vereint, findet in Japan 
ein nach amerikanischem Vorbild konstruiertes Trennsystem Anwendung, das - 
vereinfacht gesprochen - das Wertpapiergeschäft von dem Nichtwertpapiergs- 


*) Als Quellengrundlage für das Erstellen dieses Textes dienten neben den großen deutsch- und 
englischsprachigen Tageszeitungen die japanischen Tageszeitungen »Nihon Keizai Shinbun« 
und »Asahi Shinbun«. Einige Informationen sind mir darüberhinaus direkt von japanischen Bro- 
kern zugänglich gemacht worden. 
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schäft trennt. Innerhalb dieser beiden Segmente bestehen wiederum Ausdifferen- 
zierungen, die Gruppen von Finanzinstituten mit speziellem Aufgabenbereich 
umfassen, sc daß sich ein flächendeckendes Netzwerk ergibt. Eine vorläufige 
Gliederung zeigt folgendes Bild: (1) Die Gruppe der z.Zt. elf sogenannten City- 
banken (Mitsubishi, Sumitome, Fuji, etc.), die idealtypischerweise die kurzfri- 
stige Finanzierung der japanischen Großunternehmen übernimmt und in der Re- 
gel als Hausbank für eine der Unternehmensgruppen fungiert, plus der über hun- 
dert weitaus kleineren Regionalbanken mit ähnlichen, aber regional begrenzten 
Aufgaben; (2) die Gruppe der im langfristigen Kreditgeschäft tätigen Finanzie- 
rungsinstitute (Industrial Bank of Japan, Long Term Credit Bank, etc.); (3) die 
Gruppe der z. Zt. sieben Trustbanken (Mitsubishi Trust, Sumitomo Trust, Toyo 
Trust, etc.), die neben dem Treuhand- und Vermögensverwaltungsgeschäft auch 
gewöhnliche Finanzierungsdienstleistungen anbietet; sowie (4) die Gruppe der 
Broker oder Wertpapierhäuser (die vier Großen: Nomura, Daiwa, Yamaichi und 
Nikko sowie über einhundert kleinere Häuser), die sämtliche Wertpapierge- 
schäfte, aber auch sog. Mergers and Acquisitions (M&A) und ähnlich gelagerte 
Geschäfte, betreibt. Darüberhinaus sind die etwa vierzig Lebens- und Sachversi- 
cherer (Nippon Life, Tokyo Marine&Fire, etc.) zu erwähnen, die zum Teil auch 
als Kreditgeber für Unternehmen auftreten und aufgrund ihrer enormen Liquidi- 
tät eine maßgebliche Rolle im Finanzwesen Japans spielen. Zwei Institutionen 
teilen sich - mit unterschiedlicher Machtfülle - die Aufsicht des gesamten Finan- 
zapparats: das Ministry of Finance (MoF) und die Bank of Japan (BoF). 


Die Hausse 


Die Dinge in Japan ließen sich gut an. Noch Ende 198$ gerieten die japanischen 
Banker in Verzückung angesichts immer höherer absoluter Gewinne, neuer Re- 
kordmarken an der Börse und einem die ganze Welt umspannenden Yen-Netz. 
Die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ) hatte gerade gemeldet, 
daß gut 40% aller Forderungen auf den internationalen Kapitalmärkten japani- 
schen Banken zugute kommen, weltweit war kaum noch ein Geschäft ohne japa- 
nische Beteiligung zu machen. Gewinnspannen, solide Finanzierung und derglei- 
chen waren dabei von untergsordneter Bedeutung. Größe, Wachstum, Marktan- 
teile waren die Kriterien, die jedes Argument erschlugen. Hintergrund der Fi- 
nanzierungswut japanischer Banken war die staatlich geregelte Refinanzierung 
der Banken zu Zinsssätzen, die die Hälfte derer ausmachten, die in den anderen 
Finanzzentren üblich waren. Zwischen 1987 und 1989 betrugen die durch- 
schnittlichen Kapitalkosten (Diskont) in Japan 2.5%. Wer Geld von den Banken 
wollte, konnte es billig bekommen, es sei denn, es handelte sich um einen klei- 
nen Kredit für die Anschaffung eines PKW. Abnehmer des billigen Geldes wa- 
ren primär die Industrie und untergeordnete Finanzinstitute, aber eben auch ver- 
mögende Private, Politiker und Finanzgeselischaften, die nicht der Kontrolle des 
MoF und der BoJ untersiehen, die sogenannten non-banks, die sich über die 
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Banken refinanzieren. Diese non-banks konnten im Auftrag der sie refinanzie- 
renden Bank die Geschäfte tätigen, die der Hausbank selbst aus bilanztechni- 
schen oder geschäftspolitischen Gründen versagt blieben. Die zweite Hälfte der 
achtziger Jahre, insbesondere die Phase von 1987 bis Anfang 1990, stand so im 
Zeichen der Finanzspekulation, die sich vor allem zwei Bereiche ausgesucht 
hatte: Immobilien und Aktien. Fabelpreise und Fabelkurse wurden erzielt und 
gemeinhin war man sich einig, die Japaner hätten das Finanzwesen neu erfun- 
den, gewissermaßen die Modeme erst ihrer Vollendung zugeführt. Anhalts- 
punkte für eine Erklärung des Phänomens lagen auf dem Tisch: eine Phase ex- 
irem niedriger Zinsen, die staatlich regulierte und kontrollierte institutionelle 
Aufgabenteilung, hohe Sparquoten der Bevölkerung, hohe Wachstumsraten der 
Produktion, eine Deregulierung der internationalen Finanzmärkte, die den japa- 
nischen Unternehmen neue Formen der Finanzierung ermöglichten, und derglei- 
chen mehr. Völlig unklar hingegen war das genaue Zusammenspiel der Beteilig- 
ten, das Ausmaß der Exzesse und der Schaden, der damit möglicherweise ange- 
richtet würde. 

Einen ersten Bremsversuch des Größenwahnsinns der japanischen Banken unter- 
nahm die BIZ 1988, als sie für alle international aktiven Finanzinstitute eine Ei- 
genkapitalquote von 8% festlegte, die bis zum Anfang des Jahres 1993 erreicht 
sein sollte. Doch nicht etwa Konsolidierung und Straffung war die Antwort der 
Japanischen Banken, die mit ihren 2-3%- Eigenkapitalquote allen Anlaß dazu ge- 
habt hätten, sondern die konsequente Ausnutzung eines Schlupfloches, das die 
BIZ offengelassen hatte: Aktien dürfen zu 45% des Kurswertes als Eigenkapital 
angerechnet werden. Die Banken begannen verstärkt am heimischen Kapital- 
markt Kapitalerhöhungen durchzuführen und Aktienbestände befreundeter Un- 
ternehmen aufzustocken, was deren Aktienkurse an der Börse wiederum zu 
neuen Höchstständen trieb und die geforderte Eigenkapitalquote ad absurdum 
führte, Gleichzeitig nutzten japanische Unternehmen und Banken die beständige 
Börsenhausse zu einer aberwitzigen Emission von eigenkapitalbezogenen »syn- 
thetischen« Finanzierungsinstrumenten, insbesondere von Wandelanleihen und 
ähnlichen Instrumenten (zu nennen sind vor allem: US-Dollar denominierte Op- 
tionsscheine, commercial papers, also kurzfristige Schuldtitel »erstklassiger 
Adressen«, und diverse swap-Konstruktionen). Was verbirgt sich hinter diesen 
Begriffen? 

Konzentrieren wir uns auf die Wandelanleihe: Wandelanieihen sind Schuldver- 
schreibungen, die dem Gläubiger das Recht einräumen, die Anleihe in Aktien 
desselben Unternehmens zu wandeln. Bei der Ausübung des Wandlungsrechts 
geht die Anleihe unter. Von Bedeutung für die Attraktivität einer Wandelanleihe 
sind u.a. der Emissionskurs, der Coupon {d.h.: die Verzinsung), die Laufzeit 
(d.h. wie lange die Wandelanieihe gültig ıst) und die Aktie des emittierenden 
Unternehmens, Mit der Ausgabe von Wandelanleihen hat das emittierende Un- 
ternehmen die Möglichkeit, sich langfristig Fremdkapital zu einem geringen 
Zinssatz zu beschaffen. Da dem Investor mit dem Wandlungsrecht in eine Aktie 
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sine zusätzliche Gewinnmöglichkeit eröffnet wird, kann der Emittent eine im 
Vergleich zur Marktrendite geringere Normalzinsrendite bieten, um Anleger für 
seine Anleihe zu finden. Gleichzeitig erhält der Emittent die Möglichkeit, zu ei- 
nem späteren Zeitpunkt sein Eigenkapital zu erhöhen. Dies ist davon abhängig, 
inwieweit der Investor Gebrauch von seinem Wandlungsrecht in eine Aktie 
macht, so daß eine Tilgung der Anleihe durch den Emittenten entfällt und 
gleichzeitig das Eigenkapital absolut zunimmt. Investoren, die diese Wandelan- 
leihen und ähnliche synthetische Papiere (die im Prinzip ähnliche Eigenkapital- 
schöpfungsmöglichkeiten für die Unternehmen schaffen) der japanischen Unter- 
nehmen und Banken erwarben, hatten nicht an der Verzinsung der Anleihen In- 
teresse - da gab es höher rentierlichs Papiere auf dem Markt -, sondern an dem 
Wandlungsrecht in die Aktie des emittierenden Unternehmens zu einem festen 
Basiskurs, der bei Emission festgesetzt wurde und eben die Möglichkeit eröff- 
nete, die Aktie langfristig billiger zu beziehen als am Aktienmarkt. Bei Emissi- 
onstag liegt der Basiskurs, zu dem man die Aktie beziehen kann, zwar über dem 
aktuellen Tageskurs, steigende Kurse waren in Japan jedoch selbsverständlich 
und bei einer Laufzeit von 3 bis 5 Jahren der Wandelanleihen brauchte man, so 
die Rechnung, nur zu warten. Da Wandelanleihen zudem nach der Emission an 
der Börse eingeführt werden, also frei handelbar sind, kann ein Investor sich 
vorzeitig von seinen Papieren trennen, sollte er sein Interesse an der Verzinsung 
und/oder am Wandlungsrecht verloren haben. In der Niedrigzinsphase zwischen 
1987 und 1989 wurden auf diese Weise rund 300 Mrd. US-Dollar Kapital »ge- 
schöpft«, das vor allen den japanischen Unternehmen und Banken zugute kam. 
Parallel zu dieser Entwicklung erreichte der japanische Aktienindex Nikkei im- 
mer neue historische Höchststände, die das Emissions- und Spekulationsfieber 
wiederum anheizten: Für einen Moment lang schienen die Japaner das Perpetu- 
um Mobile' erfunden zu haben. Die Attraktivität von Wandelanleihen kennt nur 
einen Haken: Verliert die Aktie, auf die sich die Wandelmöglichkeit bezieht, an 
Wert, so daß der Direkterwerb der Aktie billiger ist als qua Ausübung des Wan- 
delrechts, und noch wichtiger: besteht auch langfristig nicht die Aussicht, dal 
der Kurs der betreffenden Aktie zu erneuten Höhenflügen startet, dann verliert 
die Wandelanleihe an Reiz, eine Umwandlung in eine Aktie findet nicht statt und 
das emittierende Unternehmen muß am Ende der Laufzeit die Anleihe tilgen. 
Selbstverständlich entfällt dann ebenfalls die Möglichkeit, über diese Finanzie- 
rungsvarıante die Eigenkapitalquote zu erhöhen, 

Berner, fallen nicht nur die Aktienkurse eines bestimmten, einzelnen Unterneh- 
mens, sondern fällt der Aktienindex insgesamt, dann verlieren auch die Aktien- 
bestände der Banken - mittels derer sie ja ihre Eigenkapitalguote rechnerisch er- 
höhten - an Wert. Die nicht eingeplanie Tilgung der emittierten Wandelanleihen 
sowie das Zusammenschrumpfen der auf die Eigenkapitalguote anrechenbaren 
Aktienwertbestände würden also zeitlich zusammenfallen. Genau diese beiden 
Elemente haben im Zusammenspiel mit anderen, noch zu nennenden Faktoren, 
die Situation der japanischen Finarzinstitute und Unternehmen seit Frühjahr 
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1990 definiert und die atemraubende Erosion des japanischen Finanzsystems mit 
phantastisch klingenden Enthüllungen vorangetrieben. 


Der »Bubble« platzt 


Wie inzwischen bekannt, ging die Rechnung der stetigen Steigerung nicht auf: 
Der »Bubble« - die in Japan inzwischen üblich gewordene Bezeichnung für die 
Finanzierung aus dem Nichts - platzte, und die Druckwellen erschüttern noch 
heute das japanische Finanzgebäude. Als Ende 1989 mit Yasushi Mieno ein 
neuer Zentralbankpräsident ins Amt kam, stand für die japanischen Finanzinsti- 
tute Konsolidierung auf dem Programm. Steigende Inflationsraten, erhöhte Dis- 
kontsätze, ungünstigere Wechselkurse, bröckelnde Immobilienpreise, zur Bör- 
senspekulation zweckentfremdete Kredite, fragwürde Finanzierungsbesicherun- 
gen etc. fingen an die Bilanzen der Unternehmen zu belasten und der BoJ Kopf- 
schmerzen zu bereiten. Das daraufhin von der BoJ ın Szene gesetzte Notstand- 
sprogramm mit dem Ziel einer weichen Landung des japanischen Finanzwesens 
zeigte rasch Wirkung: Im Lauf des Jahres 1990 fiel der Nikkei-Aktienindex um 
ca. 40% auf etwa 24000 Punkte zum Jahresende, der Kreditrahmen für japani- 
sche Banken wurde deutlich enger, Margen zogen an und mit unsoliden Immo- 
bilienkrediten belasteten Firmen blieb nur der Konkursrichter. Einen Moment 
lang konnte man glauben, das schlimmste sei bald durchgestanden. 

Die erste, dann auch im Westen als skandalträchtig empfundene Hiobsbotschaft 
kam im Juni diesen Jahres: Die vier größten Wertpapierhäuser Japans gestanden 
Kompensationszahlungen für entstandene Aktienverluste ihrer besten Kunden in 
Höhe von zunächst ca 1,45 Mrd. DM für den Zeitraum von Oktober 1987 bis 
März 1990 ein. Obgleich nicht illegal, so widersprachen diese Zahlungen doch 
zumindest einer informellen Direktive des MoF. Zum gleichen Zeitpunkt wird 
bekannt, daß Nomura und Nikko - zwei der großen Vier - Verbindungen zur ja- 
panischen Mafia, der sogenannten Yakuza unterhalten. Das MoF gibt sich ent- 
setzt, erzwingt den Rücktritt der Präsidenten von Nomura und Nikko und gesteht 
Anfang Juli Fehler im Umgang mit den großen Brokern ein: Man will sich bes- 
sern. Finanzminister Ryutaro Hashimoto und einige seiner Mitarbeiter werden 
drei Monate freiwillig auf 10% ihrer Gehälter verzichten. Eine Anschuldigung 
des beleidigt zurückgetretenen Nomura-Präsidenten Setsuya Tabuchi steht jedoch 
noch ungeklärt im Raum. Das MoF habe von den Kompensationszahlungen der 
Broker gewußt und sei nicht dagegen vorgegangen. Die vier Großen erhöhen 
zwischenzeitig ihre Angaben zur Höhe der geleisten Kompensationen auf 1,6 
Mrd. DM zugunsten von 229 institutionellen Kunden - stillschweigend vom 
MoF, das spätestens seit März 1990 über eine Liste der ausgesuchten Kunden 
verfügte, geduldet, wie man mittlerweile zugibt. Mitte Juli wird bekannt, daß 
auch mittelgroße Broker ihre Kunden großzügig entschädigt haben. 30 Firmen 
sollen Zahlungen in Höhe von etwa 255 Millionen DM geleistet haben. Welche 
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Firmen Konkret begünstigt wurden bleibi noch verschwiegene Sache. Die Einsei- 
zung eines parlamentarischen Sonderuntersuchungsausschusses wird abgelehnt. 
Ebenso die Einsetzung einer unabhängigen Börsenaufsicht mıt Vollmachten, die 
eine Strafverfolgung ermöglichten. Hashimoto verweist auf die Eigenheiten der 
»japanischen Kultur«. Währenddessen geht das Gerücht, Angestellte der Fuji 
Bank hätten Einlagenzerüifikate für »gute Kunden« gefälscht, mit denen diese 
Kredite bei anderen Banken besicherten. Die Restaurantbesitzerin Onoue aus 
Osaka - 1989 von der Präfektur Osaka als »vorbildliche Steuerzahlerin« für eine 
Steuerpflicht ausgezeichnet, der sie noch gar nicht nachgekommen war - wird 
festgenommen. Ein Angestellter einer kleinen Kreditgenossenschaft, der Toyo 
Shinkin Bank in Osaka, soil der der Yakuza nahestehenden Dame 13 gefälschte 
Depositenzertifikate ın Höhe von ca. vier Mrd, DM ausgestelit haben, etwa die 
Summe der gesamten Einlagen bei dieser Bank überhaupt. Diese wurden an- 
schließend von ihr zur Besicherung für die Aufnahme von Krediten in gleicher 
Höhe bei anderen Instituten benutzt. Allein die Gruppe der renommierten Indu- 
strial Bank of Japan (IB), die üblicherweise nicht im Privatkundengeschäft tätig 
ist sondern langfristige Unternehmensfinanzierungen unternimmt, hatte der Re- 
staurantbesitzerin 3,9 Mrd. DM zur Verfügung gestellt, mit denen sie in der 
Boomphase des japanischen Aktienmarktes zur größten Wertpapierspekulantin 
aufgestiegen und zeitweise die größte Aktionärin bei IBJ, der Dai-Ichi Kangyo 
Bank (nach Bilanzsumme die größte Bank der Welt) und anderen Großunterneh- 
men war. Seit August gilt sie als bankrott. Ihre Hinterlassenschaft: 5,3 Mrd. 
DM Schulden. Wie die IBJ die Bonität einer kleinen Restaurantbesitzerin mit der 
von Japans größten Unternehmen gleichstellen konnte, bleibt ungeklärt. Rasch 
geben die BoJ und das MoF Erklärungen zugunsten der geschädigten Banken ab, 
um seinen Kundenansturm auf die Kassenschalter zu verhindern. Weitere Fest- 
nahmen folgen. Inzwischen wird bekannt, daß auch andere Unternehmen in den 
Onoue-Fall verwickelt sind. Die Sanwa Bank, der Lebensversicherer Sumitomo 
Life und andere Top-Unternehmen Japans scheinen Schlange gestanden zu ha- 
ben, um der Dame Kredit gewähren zu dürfen. Klar ist im August auch, daß 
Einlagenfälschungen bei einer ganzen Reihe der größten japanischen Banken 
vorgekommen sind. 

Parallel zur Onoue-Affäre entwickelt sich der Brokerskandal weiter. Ende Juli 
liegen erste Listen der von den Brokerhäusern begünstigten Kunden vor, die sich 
wie das Who's Who der japanischen Industrielandschaft lesen: Nissan, Toyota, 
Hitachi, Kawasaki Steel und so weiter und so weiter. Aber nicht nur Unterneh- 
wen der Privatwirtschaft, auch staatliche Institutionen werden genannt. Die 
staatliche Rentenkasse, Polizeibehörden, öffentliche Krankenversicherungsfonds 
usw usf. wurden ın gleicher Weise entschädigt. Auf den Listen steht auch der 
Pharmahersteller Nippon Kayaku, dessen Vorstandsvorsitzender zuvor als Ab- 
teilungsleiter für Wertpapierwesen im Finanzministerium tätig war und aun im 
Beirat für Wertpapier- und Börsenwesen des Finanzministeriumms sitzt. 

Am 1. August einigen sich die japanischen Parteien schließlich auf Einseizung 
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eines Sonderuntersuchungsausschusses zur Klärung der Vorgänge. Insbesondere 
soll geklärt werden, ob die Broker Entschädigungen für Aktienverluste von 
vornherein garantiert hätten, was auch nach japanischer Gesetz illegal ist, und 
ob Kompensationszahlungen noch nach April 1990 - also nach einer ersten Ver- 
warnung durch das MoF - geleistet wurden. Zudem wird in Tokyo eine Sonder- 
einheit der Polizei eingerichtet, die das Kreditgeschäft größerer Banken untersu- 
chen soll. Bei einer Anhörung im Rahmen des Sonderuntersuchungsausschusses 
am 29. August bestätigen die beiden zurückgeiretenen Direktoren von Nikko 
und Nomura Kontakte ihrer Firmen zur japanischen Mafia, bestreiten jedoch 
Kursmanipulationen zugunsten dieser, obgleich Nomura einräumt, die Aktien 
der Firma Tokyu Corporation »übermäßig gehandelt« zu haben. Fakt ist: Der 
Yakuza-Boß der zweitgrößten Yakuza-Gruppierung Japans, Susumu Ishii, hatte 
1989 von den beiden Wertpapierhäusern ca. 460 Millionen DM erhalten, die er 
in Aktien des Mischkonzerns Tokyu Corp. investierte. Just zu diesem Zeitpunkt 
wurden die Aktien der Gesellschaft von Nomura und Nikko nachdrücklichst zum 
Kauf empfohlen, woraufhin diese innerhalb eines Monats rund 50% zulegen 
konnten. Nach drei Monaten intensivster »Kurspflege«x durch Nomura fiel der 
Kurs dann auf sein ursprüngliches Niveau zurück... 

Anfang September verstirbt Susumu Ishii nach längerem Krankenhausaufenthalt 
an einem Gehirntumor - ohne eine Aussage gemacht zu haben. Ein Nachzeichnen 
seiner Aktiendeals ergibt eine auffällige Parallelität seiner Wertpapierengage- 
ments mit den Empfehlungen von Nomura und Nikko an ihre Kundschaft. Den- 
noch bestreiten beide weiterhin vehement den Vorwurf der Kursmanipulation. 
Indessen reißt die Kette der Rücktritte und neu aufgedeckter Schiebereien nicht 
ab. Längst ist klar, daß die großen Broker nach dem Frühjahr 1990 ihre Kom- 
pensationszahlungen bis Juni 1991 fortsetzten. Eine Bilanzuntersuchung entschä- 
digter Firmen ergibt, daß für den genannten Zeitraum nur bei einigen wenigen 
dieser Firmen überhaupt Anlageverluste entstanden sind. Vertrauensbildende 
Maßnahmen auf japanisch. 

Am 4. Oktober schließlich tritt der Chairman der Fuji Bank aufgrund der Vor- 
gänge um gefälschte Einlagenzertifikate durch Angestellte seiner Bank zurück. 
Marusho Kosan, Großaktionär der deutschen Boss AG und zur Zeit in Untersu- 
chungshaft, soll gefälschte Einlagenzertifikate in Höhe von etwa 2,5 Mrd. DM 
erhalten haben. Drei Tage später, am 7.Oktober, gesteht Nomura, was ohnekin 
schon jeder wußte: Kursmanipulationen bei Tokyu Corp. zugunsten von Yakuza. 
In Japan ist man an politische Skandale gewöhnt. Sie gehören zum Alltag wie 
das Salz zur Suppe und längst mißt man ihnen einen Unterhaltungswert zu, den 
man schmerzlich vermissen möchte, wäre da nicht in den Phasen der Kontem- 
plation das tiefe Vertrauen, das man den Eliten des Landes und ihrem Einfalls- 
reichtum schenken darf. Diesmal liegt der Fall jedoch anders. Die Enthüllungen 
seit Mitte des Jahres haben eine neue Qualität erreicht, auch wenn man beruhigt 
davon ausgehen darf, daß bisher allenfalls an der Oberfläche gekratzt wurde. 
Strukturelle Defizite der gesellschaftspolitischen Ordnung Japans wurden erst- 
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mals rigoros vorgeführt und allenfalls die exotische Ferne des Landes mag den 
einen oder anderen im Westen noch glauben machen, hier sei nicht der Regel- 
sondern der Ausnahmezustand offenbart worden. Dieses Jahr hat sich gerächt, 
was den Erfolg des vielgepriesenen »Modell Japan« mit ermöglichte: Ein ekla- 
tanter Mangel an Kontrolle und Gewaltenteilung im Verhältnis zwischen den Fi- 
zanz- und Industriekonzernen auf der einen und den Aufsichtsbehörden auf der 
anderen Seite sowie das Umgehen von Parlament und Rechtsbehörden beim Im- 
plementieren flexibler Handlungsanweisungen. Die enge Verzahnung zwischen 
dem Wirtschafts- und Forschungsministerium (MITD, dem MoF, der BoJ und 
den Industrie- und Finanzeliten hat die Transaktionskosten westlicher Industrie- 
nationen als Kosten- und Zeitfaktor zur marginalen Größe werden lassen. Das 
Handeln im rechtsfreien Raum auf der Basis informeller Anweisungen ohne jede 
Rechtsverbindlichkeit hat offensichtlich jedoch dazu geführt, daß »Sonderabma- 
chungen« zu »Sonderkonditionen« getroffen wurden - zusätzlich gestützt durch 
die in Japan übliche Praxis des Eintritts hoher Ministerialbeamter im Pensionsal- 
ter in die Vorstandsetagen großer Unternehmen. Das massive Eindringen der zu 
einem bedeutenden Wirtschaftsfaktor aufgestiegenen Yakuza-Gruppen - seit jeher 
zuständig für Prostitution, Drogenhandel und Glücksspiele - in die japanische 
Finanz- und Industrieweit gibt Aufschluß über die Vernetzung und Kommunika- 
tionswege der einflußreichen Personen untereinander; diese Tendenz hat sich im 
Rückenwind der Aktienhaussen lediglich beschleunigt, ihre Anfänge liegen wei- 
ter zurück. 

Erst als die japanischen Insider die sich abzeichnende Katastrophe für das ge- 
samte Finanzwesen unmittelbar vor Augen hatten, war man bei der BoJ bereit, 
den Aktien- und Immobilienspekulanten Einhalt zu gebieten. Nur - und das ist 
das neue Phänomen - wollten diese den bisher gültigen, stillschweigend einge- 
haltenen Konsens über die Verhaltensregeln bei kritischen Situationen nicht ein- 
halten, sondern zettelten eine Palastrevolte gegen die BoJ und das MoJ an, mit 
der Folge, daß man live am Fernsehen mitverfolgen durfte, wie sich die Akteure 
im Spiel um noch zu besetzende Positionen der Unschuld gegenseitig entlarvten. 
In der hiesigen Wirtschaftspresse spricht man nicht ganz falsch vom »Auseinan- 
derfallen der Japan AG«. Nur so ganz am Rande erfährt der Interessierte dabei, 
daß die vier großen Broker 1990 ca 4,5 Millionen DM von insgesamt zwei Mrd. 
DM an die regierende Liberaldemokratische Partei gespendet haben, dreimal so- 
viel wie zunächst ausgewiesen, und daß Politiker zur Finanzierung ihrer Wahl- 
kampagnen inklusive Geschenke aller Art sich Mittelsmänner bedienen, die für 
sie am Aktienmarkt »fund-raising« betreiben. Die vier großen Broker, die zu- 
sammen 75% der Umsätze an der japanischen Börse bewerkstelligen, sprechen 
von »Aktien, die zur Finanzierung von Politikern dienen und deren abrupte 
Kurssprünge für Outsider völlig unerklärlich sind«. 

Obgleich inzwischen der Finanzminister Hashimoto wie auch einige Ministerial- 
beamte und Bankenchefs das Handtuch werfen mußten und die Gehaltskürzung 
als Disziplinierungsmaßnahme allzu laxer Angestellter üblich geworden ist, kann 
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von einem Ende des Schauspieis noch keine Rede sein. In den ersten sieben Mo- 
naten diesen Jahres sind rund 6 000 Firmen mit Schulden von ca. 52 Mrd. DM 
pleite gegangen, die vier großen Broker zeigen an, daß ihre Vorsteuergewinne 
dieses Jahr um 60-100% fallen werden, kleinere Broker rechnen mit Verlusten. 
Weltweit werden die japanischen Broker gemieden, die Ratings der großen japa- 
nischen Banken haben sich verschlechtert, was die Refinanziering ihrer Ge- 
schäfistätigkeiten über die Kapitalmärkte verteuern wird. Inzwischen schließt 
man nicht mehr aus, daß die Finanzkrise auch auf den Industriesektor übergrei- 
fen könnte. Sollte die sehnlichst herbeigewünschte Aktienhausse ausbleiben, 
werden rund 150 Unternehmen in den nächsten eineinhalb Jahren ihre Wandelan- 
leihen in Höhe von etwa 230 Mrd. DM unplanmäßig tilgen müssen, was erhebli- 
che Auswirkungen auf die längerfristigen Investitionspläne japanischer Großun- 
ternehmen haben dürfte. 

Indessen steht bereits fest, daß man in Japan von den liebgewonnenen Gepflo- 
genheiten zunächst keinen Abstand nehmen möchte. Nachdem das Ritual der 
Rücktritte und Entschuldigungen vorüber ist, wurde das oppositionelle Begehren 
nach Einrichtung einer vom MoF unabhängigen Börsenkontrollinstitution mit 
weitreichenden Vollmachten von der Regierungspartei zunächst abgebügelt. Man 
will nächstes Jahr weiterdiskutieren. Die vier großen Broker wurden für ihre 
Kompensationszahlungen mit einer Geschäftssuspendierung von 1-4 Wochen 
belegt, je nach Schwere des Vergehens. Nomura muß für eingestandene Kursma- 
nipulationen zusätzliche vier Wochen ihr Geschäft aussetzen. Verlustkompensa- 
tionen sowie die Verwendung fiktiver Namen bei der Wertpapieranlage sollen in 
Zukunft strafbar sein. Bei Zuwiderhandlung droht eine Geldstrafe in Höhe von 
12.500,- DM. Wir befinden uns also lediglich in einer Phase der Kontemplation. 
Fortsetzung folgt. 
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Nicole Janigro 
Jugoslawien - Vom Krieg der Worte 
zum Krieg der Banden 


Zusammenjassung: Der jugoslawische Bürgerkrieg kam für viele Beobachter 
vollkommen unerwartet und wird mit unfaßbarer Grausamkeit geführt. Die Fol- 
gen dieses Kriegs sind nicht abzusehen. Der vorliegende Beitrag schildert die 
letzten zehn Jahre seine Vorgeschichte, die vom Zerfall der zentralen Behörden 
im Verlauf einer gleichsam »demokratisierenden Desintegration« über einen 
»Krieg der Massenmedien« zu einem vielenorts von kaum konirollierbaren Ban- 
den geführten Krieg eskalierte. 


Für ganz Jugoslawien hat die Stunde X, seit langem erwartet und angekündigt, 
schließlich geschlagen. Sie brachte allerdings weder den gleichzeitigen Zusam- 
menbruch der Wirtschaft der sechs Republiken noch den »Übergang zum Kapi- 
talismus« mit sich. Sie führte unausweichlich und Schritt für Schritt in zahlrei- 
chen Regionen des Landes zum Krieg - zu einem »seltsamen Krieg«, chaotisch 
und anarchisch. Zu einem Krieg, dessen Rhythmus dem Zustand sehr ähnlich ist, 
der während der letzten Friedensjahre geherrscht hatte. Es ist ein irrsinniges 
»Stop-and-go« für die Kämpfenden und ein erschütternder Zustand für die Men- 
schen, die nunmehr lernen müssen, im Alltag des Krieges zu überleben. 

Heute liegt in Jugoslawien alles in Scherben: die Kommunikationsverbindungen 
- in der Luft, auf der Schiene, auf der Straße - sind zerstört oder vorsätzlich 
»isoliert«. Seit Mitte Oktober gilt dies auch für die Telefonverbindungen: zwi- 
schen Zagreb und Belgrad, zwischen Ljubljana und Sarajewo existieren sie nicht 
mehr. Die kroatische Regierung wirft der Armee vor, die Leitungen unterbro- 
chen zu haben, und die militärische Führung beschuldigt ihrerseits die kroatische 
Post- und Telekommunikationsgesellschaft, hierfür verantwortlich zu sein. Für 
Familien und Freunde, die der Krieg getrennt hat, ist die Unmöglichkeit der 
Kommunikation die schlimmste Kriegsfolge, zumindest darin sind sich alle Be- 
völkerungsgruppen einig - Serben, Kroaten, Albaner und Bosnier. Mit den An- 
deren zu sprechen, wird immer schwieriger. 

Die Zahl der kroatischen und serbischen Flüchtlinge beläuft sich auf über 
300.000, doch viele Menschen empfinden sich heutzutage als »Flüchtlinge ım 
eigenen Land«. Der Sturm des Krieges hat den langwierigen Prozeß der »natio-. 
nalen Homogenisation« ad absurdum geführt, Die Menschen werden aufgerufen, 
sich aktiv am Krieg zu beteiligen: in Belgrad sollen sie sich zu den Waffen mel- 
den, in Zagreb verbringen sie die Nächte in Finsternis, die Tage in Schutzräu- 
men und die Wochenenden mit Besuchen bei den verletzten »Gardisten« (d. h. 
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bei Angehörigen der Nationalgarde und der freiwilligen Miliz), die von der 
Front zurückgekehrt sind. Wer nicht von der schicksalhaften Notwendigkeit des 
Krieges überzeugt ist, wer sich weder als Serbe noch als Kroate, sondern aus- 
schließlich als Tugoslawe empfindet, wird verfolgt oder aus der eigenen Gemein- 
schaft ausgeschlossen und gezwungen, »vorübergehend« in Ljubljana Zuflucht zu 
suchen oder im Ausland mehr oder weniger ins Exil zu gehen. 

Der Schock ist groß, denn Jugoslawien war ın der Tat ein sehr offenes Land, 
seine Einwohner hatten sich jahrzehntelang als Weitbürger gefühlt. Wer sich mit 
ihrer oder seiner neuen »nationalen« Identität nicht abfindet, bleibt allein und 
ohnmächtig. Die Entwicklung unter den Intellektuellen ist hierfür exemplarisch: 
Eine Mehrheit bekennt sich zum eigenen Nationen-Staat, eine kleine Minderheit 
organisiert Versammlungen für den Frieden, viele sind verzweifelt, weil sie 
nicht in der Lage sind, irgendwelche Zeichen der »Opposition« zu setzen. »Wir 
waren daran gewöhnt, eine Ideologie zu kritisieren, nicht jedoch daran, als "Ver- 
räter' unserer Nation, die sich noch dazu im Krieg befindet, bezeichnet zu wer- 
den«, so hört man es in Zagreb von Politologen, Philosophen und Soziologen, 
die traditionell »kritisch« eingestellt sind. Daher ist es durchaus denkbar, daß die 
Diaspora der ehemals jugoslawischen Intellektuellen in Zukunft größere Dimen- 
sionen annehmen wird und daß die Verständigungsmöglichkeiten zwischen de- 
nen, die im Lande leben, und denen, die bereits »draußen« sind, ganz »gewaltig« 
werden (vgl. Krese 1991). 

Schon seit geraumer Zeit liegt der Schatten einer militärischen Intervention über 
den innerjugoslawischen Konflikten. Während der zehn Jahre des Post-Titoismus 
- Tito verstarb im Mai 1980 - wurde schon häufiger vermutet, daß die jugoslawi- 
sche Volksarmee versucht sein könnte, dem Chaos der »demokratisierenden 
Desintegration« der achtziger Jahre ein Ende zu setzen. Entgegen diesen Erwar- 
tungen exponierte sich die Militärspitze jedoch nicht übermäßig; immer, und 
dies gilt auch heute noch, behauptete sie, den Anweisungen der politischen Füh- 
rung zu folgen. In Wirklichkeit hatte sich die Armee aber mehrfach eingeschaltet 
und dies stets in der Rolle einer überparteilichen Macht, so zum Beispiel im Ko- 
sovo - wo die Albaner Beifall klatschten, als die Panzer in Pristina einroilten. 
Bis vor einem Jahr wurde das, galt das, was als »jugoslawisch« bezeichnet 
wurde, als »supranational« und wurde von den Menschen auch so erlebt. Noch 
ım September, als die ersten Bomben auf kroatische Städte fielen, konnten sich 
weder Rechte noch Linke, und das galt von der »Basis« bis zur »Spitze«, vor- 
stellen, daß die Armee tatsächlich auf so aggressive und gewalttätige Weise in- 
tervenieren würde. Die einzigen, die von dieser Entwicklung nicht überrascht 
waren, waren die in Militärfragen Sachkundigen. Ihrer Einschätzung zufolge be- 
fürchtete die INA, die auf »autarkische« Weise die Zeit nach Tito überlebt hatte, 
ein Verschwinden des föderalen Staates - und damit ihrer Privilegien. Ein echter 
Staatsstreich ist in Jugoslawien indessen nicht realisierbar: Die Armee ist von 
der Politik nicht unabhängig genug und die multiethnische Struktur macht eine 
Kontrolle des gesamten Staatsgebietes unmöglich. Paradoxerweise hat der »nicht 
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erfolgte Staatsstreich« die Lage auf dem Schlachtfeld kompliziert. Denn nunmehr 
ist auch die Bundesarmee im Begriff, sich zu »multiplizieren«: Zahlreiche Ein- 
heiten hören inzwischen nur noch auf ihren Kommandanten und akzeptieren 
keine Befehle aus Beigrad mehr. So ist denn die Verwirrung groß entlang den 
ausgedehnten Fronten zwischen Serbien und Kroatien, und der Krieg, wie er 
heute geführt wird, wird zu einem reinen Bandenkrieg. Diese Banden verfolgen 
präzise, jedoch ausschließlich regional begrenzte Ziele und betrachten alle mili- 
tärischen oder politischen Strategien als Verrat. 

Die dramatische Situation, die bereits zu Friedenszeiten bestand, verstärkt heute 
die Tragik des Krieges. Jugoslawien gleicht immer mehr einer grenzenlosen 
Metropole, wo man bereits hinter der nächsten Straßenbiegung eine »neue Welt« 
vorfindet, die gegenüber der vorherigen Welt vollkommen anders und gegen- 
sätzlich ist. Kroatien befindet sich im Krieg, jedoch verläuft das Leben in der 
Hauptstadt Zagreb im großen und ganzen relativ normal. Auch Serbien befindet 
sich im Krieg, doch auch in Belgrad sieht man nichts davon - mit Ausnahme der 
Familien, deren Söhne nicht mehr nach Hause zurückkehren. Und wie in den un- 
regierbaren europäischen und amerikanischen Städten zählt auch in Jugoslawien 
die Macht, die auf der Straße erobert wird, und dies im Kampf für die Kontrolle 
über die »Zonen«. Die Macht wird hier und jetzt von demjenigen ausgeübt, der 
gerade die Kontrolle über das betreffende Areal hat. Alle politischen Verhand- 
lungen erscheinen mithin als Verrat derjenigen, die »vor Ort« kämpfen - und das 
Mißtrauen gegenüber der Politik ist das alte historische Mißtrauen der Slawen 
aus dem Süden. Niemand traut mehr Irgendjemandem, Jeder und Jede fühlt sich 
im Krieg gegen jeden: und jede. Vom »Pluralismus der selbstbestimmten Interes- 
sen« scheint als Erbe der Partikularismus geblieben - und so entwickelt sich der 
serbokroatische Krieg immer mehr zu einem echten Bürgerkrieg: Kroaten gegen 
Kroaten, Serben gegen Serben. Nach Ansicht einiger Politikwissenschaftler ist 
dies ein Zustand des »Un-Staates«, die Rückkehr zum »Naturzustand«. Nur so 
vermag die Theorie die »Barbarei« eines Krieges zu erklären, in dem die Toten 
noch verstümmelt werden. 

Die »demokratisierende Desintegration« der achtziger Jahre, deren »Perversion« 
eine Reihe von Theoretikern hervorgehoben hat (Ramet 1985), hatte zu einer 
fortschreitenden Ineffizienz der Bundesbehörden in Belgrad geführt, ohne daß in 
der Peripherie funktionierende Lokalverwaltungen an die Stelle der Bundesbe- 
hörden gesetzt werden konnten. Das heutige Jugoslawien befindet sich in einem 
desolaten Zustand, jenem in der Osteria da Grand Guignol vergleichbar, die wir 
aus dem Film »Das Leben ist schön« kennen. Es ist die »Anarchie« eines selbst- 
bestimmten Modells, das eine übertriebene Dezentralisierung erlaubte. Diese 
Anarchie erfuhr nach der Auflösung des Bundes der Kommunisten Jugoslawiens 
eine weitere Beschleunigung. 

Seit dem XIV., dem letzten und »außerordentlichen« Kongress, der im Januar 
1990 in Belgrad stattfand, existiert der Bund faküsch nicht mehr. Mit ihm ver- 
schwand das stärkste ideologische und praktische Bindeglied zwischen den jugs- 
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slawischen Teilrepubliken. Im Verlauf einer dramatischen Nacht verließen die 
slowenischen Delegierten den Blauen Saal des Sava-Centers; einige Monate spä- 
ter war diese Entscheidung endgültig. Das »Drehbuch« des Kongresses, bei dem 
sich die Serben allen Verhandlungen widersetzien und nicht bereit waren, ihre 
zahlenmäßige Mehrheit in Frage stellen zu lassen, und bei dem sich die Kroaten 
unschlüssig und ambivalent zeigten, wurde später zum Text zahlreicher Auffüh- 
rungen, die sich anderthalb Jahre lang, bei den Rundreisen der sechs Präsidenten 
der Republiken, in allen jugoslawischen Hauptstädten wiederholten und sich in 
der Zahlenakrobatik zur Bestimmung des Vorsitzes im Bundesrat (dem von Tito 
zur Gewährleistung der Gleichheit aller Republiken und zur Erleichterung der 
Übergangsphase nach seinem Tod gedachten Organ) widerspiegelten. 

Die Macht des Bundes der Kommunisten Jugoslawiens splitterte sich auf und 
ging in einigen Fällen auf die »neuen« Parteien über. Zum Teil ist die Kontinui- 
tät vom »alten« Einparteiensystemn des Bundes zur Neugründung zahlreicher »na- 
tionalistischer« Gruppen ganz erheblich. Dies gilt verständlicherweise besonders 
in Serbien und Montenegro, wo die kommunistische Partei mit nur geringfügiger 
»Namenskosmetik« an der Macht geblieben ıst. Es sind dieselben Menschen, 
doch ist ihre politische Linie weder als sozialistisch noch als jugoslawisch zu be- 
zeichnen. Ganz im Gegenteil: Slobodan Milosevic wurde gerade deshalb zum 
serbischen Präsidenten gewählt, weil er Anführer der »Wiedergeburt des serbi- 
schen Nationalismus« war, einer Vereinigung, die sich im Kampf zur »Rücker- 
oberung des Kosovo« herausbildete. Auch in den anderen Republiken brachten 
die ersten Mehrparteienwahlen, die nach dem Zweiten Weltkrieg stattfanden - 
die ersten im Februar 1990 in Slowenien, die letzten im Dezember 1990 in Ser- 
bien - eine politische Blite an die Macht, die ihren Bindungen zur Vergangenheit 
viel zu verdanken hatte. Dieses Element, das sich auch bei anderen Entwicklun- 
gen in Osteuropa festzustellen läßt, insbesondere in Ungarn, hat beispielsweise 
in Slowenien einen weicheren Übergang - im Sinne von weniger dramatischen 
und nicht dermaßen krassen »Übergangszeremonien« - ermöglicht. Allerdings 
handelt es sich bei Siowenien um die einzige Republik Jugoslawiens, die den 
»Vorteil« genießt, auf nationaler Ebene homogen zu sein: nicht-slowenisch sind 
lediglich die Fremdarbeiter aus Bosnien und Albanien. Interessanterweise ist je- 
doch Kroatien die einzige Republik, in der die Führungsgruppe tatsächlich eine 
neue Elite darstellt, die wenig mit der ehemaligen kommunistischen Nomenkla- 
tura zu fun hat. Lediglich zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist sie in der während 
des Krieges gebildeten Notstandsregierung vertreten. Dem - nationalistischen - 
»kroatischen Frühling« ım Jahre 1971 war sine weitreichende Unterdrückung 
derjenigen gefolgt, die diese Entwicklung getragen hatten, darunter in erster Li- 
nie Intellektuelle und Studenten. Wer heute Kroatien regiert - angefangen beim 
Präsidenten Franjo Tudjman, der in Titos Armes General gewesen war und sich 
später als Historiker betätigte - hat vermutlich einige Zeit im Gefängnis zuge- 
bracht. Zu den Verfolgten des kommunistischen Regimes gehören unter anderem 
Dobrislav Parage und Vojislaw Seselj, die heute Anführer der Rechten sind - Pa- 
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rage ın Zagreb und Sesel: in Belgrad. 

Die neue Führungsgruppe ın Zagreb hat keine Erfahrung in Staatsangelegenhei- 
ten, ist politisch unfähig, wird von ausgewanderten Kroaten finanziert und ist 
ideologisch zu großen Teilen in der Nähe der »Ustascha« (der Faschisten) der 
unabhängigen kroatischen Republik des Ante Pavelic anzusiedeln. Diess 
Führungsgrupps sieht sich mit der serbokroatischen Frage kontrontiert, dem 
heikelsten Thema sowohl im ersten als auch im zweiten Jugoslawien. 

Das Wort »Jugoslawien« darf man heute weder in Slowenien noch in Kroatien in 
den Mund nehmen. Alles, was »jugoslawisch« war, wird mit dem heutigen Ser- 
bien gleichgesetzt. Sämtliche »-ismen« der Geschichte des Landes kehren zurück: 
»Unitarismus«, »Separatismus«, »Zentralisumus«. Die Gegensätze scheinen unver- 
söhnlich, zentrifugale Tendenzen dominieren sogar in den Republiken des sogs- 
nannten »serbischen Blocks«. Heute wäre es nicht mehr denkbar, daß Serbien 
eine ähnliche historische Rolle für Jugoslawien spielen könnte wie Piement für 
Italien, und dies auch nicht einmal in einem auf »Taschenformat« verkleinerten 
Jugoslawien. Auch wenn Slobodan Milosevic behauptet, er wolle eine jugosla- 
wische »Mini-Förderation«, so ist doch seine Politik ausschließlich »serbisch«. 
Hierfür gibt es viele Gründe. Einer der wichtigsten ist, daß sich Serbien in der 
qualvollen Geschichte der Auseinandersetzungen und des Zusammenlebens mit 
den Südsiawen immer mit dem jugoslawischen Staat identifiziert hat und sich 
diesem immer aus voller Überzeugung zugehörig fühlte. 

Auch wenn in diesem Krieg an der militärischen Überlegenheit der »serbischen 
Front«, auf deren Seite die Bundesarmee steht, kein Zweifel besteht, so befand 
sich Serbien während der gesamten vorhergehenden Zeit doch ın emer »defensi- 
ven« Position: zuerst in der autonomen Provinz Kosovo, wo die hohe albanische 
Geburtenrate die Serben und Montenegriner zu einer kleinen Minderheit »redu- 
ziert« hat, und sodann im Bund insgesamt, der zunehmend durch die Unabhän- 
gigkeitsbestrebungen der einzelnen Republiken erschüttert wird. Gegenwärtig 
nimmt die kleinste Republik des Landes, das gebirgige Montenegro, vom »nicht 
erklärten Krieg« Abstand und strebt den Abschluß eines inter-jugoslawischen 
Abkommens in Den Haag an. Das mazedonische Parlament hat bereits die Unab- 
hängigkeit der Republik erklärt, und der Kosovo wartet lediglich auf eine Gele- 
genheit, sich gegen Serbien zu stellen und eine eigene Republik zu gründen oder 
sich dem Mutterland Albanien anzuschließen. In Bosnien-Herzegowina herrscht 
eine schwierige Situation. Einer weitverbreiteten Ansicht zufolge könnte dort die 
nächste Front errichtet werden. Die Führung dieser Republik versucht verzwei- 
felt, diese »gemischte« Region (die Bevölkerung setzt sich mehrheitlich aus Mo- 
hammedanern, zu 30 % aus Serben und zu 20 % aus Kroaten zusammen) aus 
dem Konflikt herauszuhalten. Nach der Volkszählung von 1981 (die Volkszäh- 
lung vom Frühjahr 1991 wurde von einer Reihe nationaler Gruppen boykottiert 
und erbrachte überwiegend unbrauchbare Daten) ist das Selbstverständnis eines 
»Jugoslawismus« in Bosnien-Herzogowina am stärksten verbreitet: Die Mehrheit 
der insgesamt 1,5 Millionen Einwohner ganz Jugoslawiens, die sich auch als 
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»Jugoslawen« verstanden, lebte 1981 in Bosnien-Herzegowina. Diese Republik 
erkannte mit aller Deutlichkeit die Notwendigkeit eines »supra-nationalen« Rah- 
mens, um sowohl die Unterschiede zwischer Teilrepubliken wahren als auch den 
erforderlichen Schutz von Minderheiten gewährleisten zu können. Es ist mithin 
kein Zufall, daß gerade Bosnien-Herzegowina und Mazedonien in Den Haag ei- 
uen Vermittlungsplan angeregt haben, in dem die Funktionen, die bei den Bun- 
desbehörden verbleiben sollen, genannt werden. 

Die sehr unterschiedliche geopolitische Lage der sechs Republiken hatte in den 
letzten Jahren erheblichen Einfluß auf die internen politischen Positionen. Auch 
wenn die jeweiligen nationalen »Führer« bei ihren Erklärungsversuchen des ge- 
genwärtigen Geschehens von einer »Rückkehr zur Vergangenheit« sprechen, so 
sind doch die Konflikte, die das Land erschüttern, nach wie vor aktuelle: Die 
beiden nordwestlichen Republiken waren sich relativ sicher, binnen kurzer Zeit 
europäisch zu werden. In Belgrad erklärte Milosevic wiederholt sein Einver- 
ständnis mit den Plänen des Premiers Ante Markovic zur Liberalisierung der 
Wirtschaft, wobei er jedoch immer hinzufügte, daß »Serbien nicht bereit sei, 
durch den Dienstboteneingang nach Europa zu kommen«. Die anderen Republi- 
ken im Süden befürchteten demgegenüber eher, vom Balkan absorbiert zu wer- 
den. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde das Wort »Balkanizacija« in Jugoslawien 
fast durchweg im negativen Sinne benutzt. Man assoziierte mit diesem Begriff 
eher eine kriegerische und schmutzige Vergangenheit sowie politischen Haß, der 
leicht in Kriminalität umschlägt. All dies waren balkanisch-pannonische Ele- 
mente,i die wir in den großen Romanen von Miroslaw Krleza wiederfinden und 
die mit Tito und dem Titoismus überwunden schienen, zumindest im Landesin- 
neren, wo die Konflikte zwischen den ethnischen Gruppen unterdrückt, verar- 
beitet bzw. eingefroren wurden. In den achtziger Jahren war es dann eines der 
Ziele der jugoslawischen Außenpolitik und Diplomatie, Europa zu beweisen, 
daß »der Balkan nicht mehr der Balkan« sei. Und es gelang, die Vertreter der 
sechs Balkanstaaten dazu zu bewegen, über gemeinsame Probleme zu sprechen. 
Jugoslawien, das sich fünfzig Jahre lang in einem internationalen Rahmen be- 
fand, der zu einem Gefühl der Isolation gegenüber den Nachbam sowohl im 
Osten als auch im Westen geführt hatte, mußte mit Bestürzung erkennen, daß es 
nicht nur nach wie vor ein Geschöpf des Balkans war, sondern darüber hinaus 
auch eine balkanische Föderation in den eigenen Grenzen bildete - mit einem 
Süden und einem Norden, einem Osten und einem Westen. Zur vertikalen, in er- 
ster Linie kulturellen Trennung kam eine horizontale Trennung im Sinne unter- 
schiedlicher wirtschaftlicher Entwicklungen. Der jugoslawische Bundesstaat, der 
während der Zeit der Blöcke strategischer Bezugspunkt war und vierzig Jahre 
lang vom Status quo zusammengehalten wurde, konnte in der ersehnten »Nach- 
Jalta-Ordnung« nicht bestehen und war nicht in der Lage, eine inter-jugeslawi- 


1 Pannonien war eine ehemalige römische Provinz, deren Gebiet nordwestlich von Belgrad lag 
(Anm. d. Red.). 
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sche »Friedenskonferenz« einzuberufen, um zu einer Neudefinition von Staaten 
und Grenzen zu gelangen. »Der Grund dafür ist, daß in den letzten Jahren alle 
Mittel und erhebliche 'Volksenergien' eingesetzt wurden um zu beweisen, daß 
die anderen nicht nur 'anders', sondern auch Feinde sind. Mißtrauen und Ver- 
dacht sind dermaßen in die Beziehungen zwischen den jugoslawischen Völkern, 
KRepubliken und autonomen Provinzen eingedrungen, daß auch politische Erklä- 
rungen, Aufrufe und die Plattformen der offiziellen politischen Organe mit dem 
Stil und mit den Inhalten geschrieben sind, die man in der Auseinandersetzung 
mit dem Feind benutzi«, so der Politologe Jovan Miric aus Zagreb. 

Der innerjugoslawische Konflikt entstand aus einem »Krieg der Worte« und ent- 
wickelte sich später zu einem »Krieg der Massenmedien«, um letztlich zur be- 
waffneten Auseinandersetzung zu werden. Eine besonders hervorstechende Rolle 
spielten in der jugoslawischen Krise die Medien. Tagtäglich schürten sie mit 
modernen Mitteln alte Emotionen. »Wir leben in einem System der Demokra- 
tur«, so der in Zagreb lebende Schriftsteller Predrag Matvejevic bei seinem Ver- 
such, eine Situation zu beschreiben, in der nicht alle Freiheiten aufgehoben sind 
und dennoch eine Diktatur zu bestehen scheint. Nach Ansicht einiger Politikwis- 
senschaftler ist die »Demokratur« Folge einer »Kontrabandendemokratie«. Diese 
sei im Zusammenhang mit den ersten pluralistischen Wahlen entstanden, an der 
sich die meisten Parteien mit dem Zusatz »demokratisch« beteiligt hatten, und 
stelle eine Weiterentwicklung jener »Veto-Demokratie« dar, die jahrelang den 
Entscheidungsprozeß im Lande blockiert hatte: eine einzige Republik konnte mit 
ihrer Stimme Vorhaben und Gesetze zu Fall bringen. 

Sowohl in Zagreb als auch in Belgrad wird eine Opposition gegen die »Demo- 
kratur« immer schwieriger, seit sich die beiden Republiken in einem Krieg befin- 
den, der nach dem Scheitern aller Verhandlungs- und Gesprächsmöglichkeiten 
schicksalhaft zu werden scheint. Dadurch wird ein erneutes Hinterfragen der 
Rolle sämtlicher Nationalitäten immer schwieriger. Dies mag ein Grund sein, 
warum nicht nur in Jugoslawien, sondern auch »draußen«, einige Stimmen den 
Krieg für die einfachere Lösung halten. Der Schmelztiegel Jugoslawien ist in 
Wirklichkeit ein Labyrinth von nationalen, religiösen und sprachlichen Unter- 
schieden. In den letzien zehn Jahren hat die nicht endende Wirtschaftskrise zu ei- 
ner zunehmenden Auseinanderentwicklung des Lebensstandards und der Zu- 
kunftsperspektiven in den einzelnen Regionen des Landes geführt. Eine »ver- 
nünftige« Lösung wäre in der Tat der von Bosnien-Herzegowina und Mazedo- 
nien vorgeschlagene Weg, der eine Reihe von Gemeinsamkeiten - gemeinsamer 
Markt, Verteidigung, Außenpolitik, gleiche Bürgerrechte für alle Nationalitäten, 
Mehrheiten und Minderheiten - beibehalten und gleichzeitig die sechs Republi- 
ken unverändert lassen will, ohne die geographischen Grenzen zwischen den Re- 
publiken zu verändern, wobei die Grenzen lediglich von Verwaitungs- zu Staats- 
grenzen werden. Ein anderer, in Den Haag von der EG mit sowjetischer und 
amerikanischer Zustimmung vorgeschlagener Plan steht siner weitreichenden In- 
terpretation offen. 
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Doch dieser Krieg, der nach langer »Inkubationszeit« ausbrach, ist nicht chne 
weiteres zu unterbrechen. Auf dem Schlachtfeld haben sich die Kriegshandlun- 
gen ausgedehnt, an jeder Ecke trifft man mittlerweile eine zu große Zahl von 
bewaffneten Polizeiangehörigen und Zivilisten, die bereit sind, das zu verteidi- 
gen, was sie als eigenes Gebiet und eigene Nation betrachten. Sowohl den 
großen als auch den kleinen Nationen Jugoslawiens ist eın Traum gemeinsam: 
von Europa anerkannt zu werden (Bichsel 1991), das sich, wie eine »blasse 
Muitter«, nicht um die entfernten Söhne kümmert. 
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Rolf Uesseler 
Mafia und Politik in Italien 


Zusammenfassung: Mafia und Politik, das ist heute kein Problem von sporadi- 
schem oder wiederholten »do ut des«, von Geben und Nehmen zwischen Krimi- 
nellen, die sich organisiert haben, und Parteipolitikern und Staatsbeamten. Es 
ist auch nicht das Froblem der beständigen Konditionierung von und Druckaus- 
übung auf staatliche und gesellschaftliche Institutionen seitens der »Organisier- 
ten Kriminalität«. »Organisierte Kriminalität«/Mafia heute, das isi kein Krebs- 
geschwür, das sich in einem gesunden Körper ausbreitet und mit seinen Metasta- 
sen inzwischen auch die Politik erreicht hat. Mafia und Politik: Das ist heute zu 
einem »Modell« geworden, einem Modell, das sich in rascher Ausbreitung befin- 
det. Dieses mafiose Kapitalismus-Modell beschränkt sich nicht auf Italien, son- 
dern ist in allen Ländern der 1. Welt zu beobachten. Sein Erfolgsrezept heißt: 
Einreißen der Barrieren zwischen Legalität und Nlegalüität; und sein Ziel ist die 
fermale Demokreiie. 


Das neue Zeitalter der Barbarei kann durchaus das Fort- 
bestehen des Weltreichs der gegenwärtigen Zivilisation 
sein. 


Wirtschaftswunder Mafıa - nicht nur in Italien 


Das Bild über Italien schiliert immer ein bißchen (sehr) in der Berichterstattung, 
ist häufig (verständlicherweise) von Widersprüchen durchsetzt und selten auf 
dem aktuellen Stand. Daher vorweg ein paar Schlaglichter aus dem italienischen 
Alltag im Oktober 1991: 

- Die Regierung von über 30 Kommunen im »maezzogiormno« hat der italienische 
Innenminister aufgrund von Indikatoren der parlamentarischen »Anti-Mafia- 
Kommission« wegen Usurpierung der exekutiven Gewalt durch die Mafia auf- 
gelöst und läßt sie kommissarisch verwalten. 

- Der Vorsitzende der »Anti-Mafıa-Kommission« hat im Rahmen eines Kongres- 
ses mut dem Thema »Mafia und Staat« Öffentlich gemacht, daß er der italieni- 
schen Regierung gesicheries Material unterbreitet hat, demzufolge nicht nur 
noch weitere Kommunen, sondern auch einige italienische Großstädte wegen 
nachweisbarer Verquickung von Mafia und politischer Macht kommissarisch zu 
verwalten seien. 

- Der Oppositionsführer und Parteivorsitzende der ehemaligen PCI und jetzigen 
»Partei der demokratischen Linken« (PDS), A. Ccchetto, hat aufgrund dieser 
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Zustände gefordert, daß bestimmte Teile des Staates bzw. der staatlichen Adıni- 
nistration wegen Kollusion mit der Mafia kommissarisch verwaltet werden sol- 
len. 

- Berichte von Justiz und Polizei weisen (dieses Jahr zum ersten Mal) Mailand 
als »finanzielle Hauptstadt« der Mafia aus. Gegen diese »Diffamierung« laufen 
vor allem die Sozialisten und ihr Führer Craxi Sturm, die in der lombardischen 
Metropole eine ihrer Hochburgen haben. 

- Die »high«- und »upper society« von Mailand ist (wieder einmal) entsetzt und 
erschrocken, weil eines ihrer "Mitglieder" (Rennstallbesitzer und »Herr« über 
Import-Export-Firmen« als Finanzier bzw. Finanzmakler bestimmter Kokain- 
Kartelle der Mafia von der Staatsanwaltschaft entlarvt wurde, 

- Übereinstimmend kommen das staatliche italienische Statistikinstitut und das 
Kriminalamt in ihren Jahresberichten zu der Schlußfolgerung, daß inzwischen 
keine Region Italiens mehr frei vom Handeln der »Organisierten Kriminalität« 
ist, und daß ia nahezu allen Geschäftszweigen Gelder illegaler Herkunft fließen - 
it andern Worten: vom Autohandel bis zur Börse. 

- Zahlreiche Parlamentarier (darunter auch Minister und Ex-Minister) werden 
verdächtigt, mit der Mafia verbunden zu sein. Gegen einige wird ein Ermitt- 
lungsverfahren eingeleitet. 


ltalien ein Mafia-Staaf? Italien gleich Kolumbien? Mafia oder »Organisierte Kri- 
mimalität« (auf die mit dieser Begriffsbesimmung verbundene Polemik wird 
weiter unten eingegangen) hat heutzutage ökonomische und politische Dimensio- 
nen erreicht, die »die Sicherheit und politische Stabilität ganzer Nationen unter- 
gräbt« (UNO 1987, 8. 3). 

Mafia/OK ist zu einem Wirtschaftswunder geworden, dessen Umsätze in den 
westlichen Industrienationen im Durchschnitt zehn Prozent des Bruttosozialpro- 
duktes betragen, erwirtschaftet von fünf Prozent der erwerbstätigen Bevölkerung 
(Gin der. BRD wird der Umsatz vom BKA auf rund 160 Milliarden DM jährlich 
geschätzt). Die Dutzende von Milliarden beiragenden Gewinne - allein aus dem 
illegalen Drogengeschäft - »induzieren weitere kriminelle Aktivitäten, unterstüt- 
zen terroristische Organisationen, destabilisieren nationale Wirtschaften«, »unter- 
minieren die Sozial- und Wirtschaftsordaung, führen zur Verbreitung von Kor- 
ruption und Gewalt«. Kriminalisten in der BRD beobachten im Zusammenhang 
wit dem ständigen Anwachsen von organisierter Kriminalität eine »staatsbedro- 
hende Verzahnung mit unserem Wirtschafts- und Sozialsystem«. » Allein der 
Drogenhandel verbreitet Rechtlosigkeit und Kriminalität, verzerrt die nationale 
Wirtschaft und unierhöhlt selbst die Stabilität der staatlichen Organisationen ... 
Kurz ... ein internationales Problem, gegen das keine Nation der Welt immun 
ist« (INCB 1989, 8.2). 

Dis beständig steigende Aktivität und das transnationale Öperieren von Ma- 
tıa/OK, einerseits und das wachsende Eindringen in legale Wirtschaftssektoren 
der einzelnen nationalen Voikswirtschaften über internationale Finanzoperatio- 
nen andererseits führen - neben anderen Faktoren - dazu, daß vor allem die sie- 
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ben am höchsten entwickelten Industrienationen (aber auch verstärkt die Dritte 
Welt) in das »Geschäft mit der Kriminalität« verwickelt bzw. »denselben Schwä- 
chungseffekten auf ihre Gesellschaften ausgesetzt sind« (Interpol 1987, 8. 29). 
Mafıa/OK, das ist ein ökonomisch/politisches Phänomen und ein ökonomischer 
und politischer Machtfaktor, der in allen Ländern der EG inzwischen zur gesell- 
schaftspolitischen Realität geworden ist. Es gibt keine Nation, die nicht betrof- 
fen ist, wenn es auch Unterschiede in der quantitativen und qualitativen Ausprä- 
gung sowie in der historischen Entwicklung gibt, wie die Berichte der EG- 
Kommission und des Europäischen Parlaments darlegen. 

Was im folgenden für Italien beschrieben wird - vor allem, was das Verhältnis 
von Mafia und Politik oder das von Mafia und Wirtschaft anbetrifft - gilt mutatis 
mutandis für alle hochindustrialisierten kapitalistischen Länder. Wenn Italien im 
Brennpunkt der öffentlichen Berichterstattung über das Problem Mafia steht, so 
hängt das mit vielerlei Gründen zusammen, u.a. mit dem banalsten, daß Mafia in 
Sizilien entstanden ist und durch italienische Auswanderer auch in Nordamerika 
Verbreitung gefunden hat. Es hängt auch damit zusammen, daß die Euro-Zen- 
triertheit den Blick auf ähnliche Strukturen in Asien - wie die chinesischen Tria- 
den oder die japanischen Yakuzas - trübt. Und es hängt auch damit zusammen, 
daß Mafia ein »Dauerbrenner« ist, der mit seinem folkloristischen sizilianischen 
Kolorit so recht als idealer Hintergrund für manche mafiose Familiensaga in 
Filmstreifen oder Fernsehserie ausbeutbar ist. 

Doch es gibt noch einen anderen, weit gravierenderen Grund. In Italien selbst 
war man bis vor wenigen Jahren davon überzeugt (und in der öffentlichen Mei- 
nung ist man es bis auf den heutigen Tag), daß Mafia ein Problem Siziliens und 
der Sizilianer ist. So wird das »Problem Mafia« vor allem zu einem »Erkennt- 
nis«-Problem. Wenn man nicht weiß, was dieses Phänomen ist, wie es aussieht, 
woran man es erkennt, wird man es nicht wahrnehmen, auch wenn es neben ei- 
nem daherspaziert. Zu diesem Umstand der Erkenntnisschwierigkeit - und es ist 
hier die Rede von Italien, das hinsichtlich Mafia in Norden und Sizilien bzw., 
nimmt man 'ndrangheta' in Kalabrıen und Camorra in Kampanien hinzu, ın Nor- 
den und 'Mezzogiormo' geteilt ist - haben vor allem zwei Momente beigetragen. 
Erstens ist ein Phänomen wie Mafia in den Kategorien des liberalen demokrati- 
schen Rechtsstaats nicht vorgesehen ist und mit dessen Parametern auch nicht 
faßbar. Da dem Norden Italiens aber kein anderes Instrumentarium als diese Ka- 
tegorien zur Verfügung steht, muß Erfassung und Einfassung des Phänomens 
Mafia in diesem Rahmen notwendigerweise zu »falschem Bewußtsein« führen. 
Zweitens aber hat die gesamte Linke (bis hın zu liberal bürgerlichen Positionen) 
Mafia zu lange (bis heute) verkannt als » Anti-Staat«, als »Neben-Staat«, als »feu- 
daler Rest einer zurückgebliebenen bäusrlichen Gesellschaft«, als »krimineller 
Staat im Staate« mit sich herausbildender »kapitalistischer Ethik«, als eine »der 
Demokratie umstürzlerisch gesinnte Macht«, als eine »Macht, die sich kriminel- 
ler Methoden bedient und dort stark ist, wo der Staat abwesend oder schwach 
ist«. Erst kürzlich hat man anläßlich eines Kongresses über Mafia von seiten der 
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Ex-PCI und heutigen PDS die Positionen revidiert und erkannt, daß es sich bei 
der Mafia nicht um ein irgendwie geartetes »Anti« oder »Außerhalb«-Phänomen 
handelt, sondern daß sie »organischer Bestandteil« dieser italienischen Gesell- 
schaft ist (bzw. in bestimmten Bereichen geworden ist). 


Mafia als geselischaftspolitisches Phänamen 


Im folgenden geht es nicht um eine wissenschaftliche Bestandsaufnahme. Dafür 
sind Theorien, begriffliches Material und methodisches Instrumentarium viel zu 
wenig entwickelt oder stehen gar nicht erst zur Verfügung. Vorhandene wissen- 
schaftliche Theorien, Begriffe, Methoden sind für ihren Untersuchungsgegen- 
stand gemacht, man hat sie dafür entwickelt. Sie einem bisher nicht erfaßten 
oder nicht ins Blickfeld der Untersuchung geratenen Gegenstand überzustülpen - 
wie es bezüglich Mafia landauf, landab gemacht wird - verleiht nur den Schein 
von Seriosität, ist pseudowissenschaftlich, auch wenn diese Versuche auf den er- 
sten Blick faszinierend wirken. Es soll hier aber auch nicht der - wenn auch nur 
bescheidene - Versuch gemacht werden, Untersuchungsmethoden und Begriff- 
lichkeiten zu erarbeiten. 

Es soll vielmehr mittels »vor-wissenschaftlicher«, deskriptiver Mittel der Blick 
geschärft werden für einen gesellschaftspolitischen Vorgang, einen zivilisatori- 
schen Entwicklungszug, der sich der Wahrnehmung einer breiten Öffentlichkeit 
(und vielleicht nicht nur ihr) weitgehend entzieht und vielleicht sogar sympto- 
matisch, wenn nicht gar konstitutiv für die entwickelten kapitalistischen Gesell- 
schaften ist oder sein wird. Es sell also vor dem Hintergrund Italiens und der 
italienischen Debatte versucht werden zu zeigen, worum es sich bei Mafia han- 
delt und warum Mafia über Italien hinaus als gesellschaftliches Problem relevant 
ist und aktueller werden wird. 

Die Erörterung der Problematik wird dadurch erschwert, daß über den Einfluß 
und den Druck der USA sich inzwischen der Begriff »Organisierte Kriminalität« 
international durchgesetzt hat. In der BRD wird von einigen daran bemängelt, 
daß es »eine Nomenklatur von Beamten für Beamte« sei: »'Organisierte Krımt- 
nalität', das klingt nicht ganz so gefährlich wie 'Oberfinanzdirektion' und min- 
destens so ordentlich« (Lindlau 1987, S. 12). Herım Lindlau gefällt besser »Or- 
ganisiertes Verbrechen« - vielleicht, weil es 'gefährlicher’ klingt. 

Der wohl bekannteste italienische 'Anti-Mafia-Richter', der die ersten Maxi- 
Prozesse gegen die Mafia in den achtziger Jahren zustandebrachte, der Sizilianer 
Giovanni Falcone, meinte jüngst: »Wer Mafia mit organisierter Kriminalität 
gleichsetzt, hat von dem Problem nichts verstanden«. Und in seinem gerade er- 
schienenen Buch »Cose di cosa nostra«, das in vielen "Geschichten', aus unzähli- 
gen Erfahrungen gespeist, das Phänomen Mafia beschreibt, nennt er dafür auch 
einen einfachen Grund: Man kann »Mafioso« sein bzw. eine mafiose Mentalität 
besitzen und danach handeln, ohne ein Krimineller zu sein. 
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Wäre Mafia heutzutage ein Phänomen, das sich auf Kriminalität reduzieren 
ließe, wäre dieses Problem selbst ohne quantitative Erhöhung der staatlichen Re- 
- pressionsorgans durch eine verstärkte Konzentration der Polizei in relativ kurzer 
Zeit beherrschbar und langfristig auch unterdrückbar, 

Der italienische Gesetzgeber macht ebenfalls einen Unterschied zwischen her- 
kömmlicher, 'normaler', »Organisierter Kriminalität« und Mafia und spricht in 
Anlehnung an den Begrifl der »terroristischen Vereinigung« von einer »verbre- 
cherischen (oder Straftaten begehenden) Vereinigung maficsen Typus«. 

Was Mafia von OK grundsätzlich unterscheidet, ist, daß sie sich nicht auf den 
Handel mit illegalen Waren und Dienstleistungen beschränkt, und daß sie einen 
über diese beiden Sphären hinausgehenden gesellschaftspolitischen Machtan- 
spruch hat (ihre ökonomische und politische Macht beruht somit nur zum Teil 
auf dem illegalen Geschäft). Heute ist die herkömmliche OK in Italien (also auch 
außerhalb des 'mezzogiorne") weitgehend verdrängt oder steht im Dienst der 
Mafia (bzw. von 'ndrangheta oder Camorra). 

Fat man Mafia als Organisierte Kriminalität auf, so wird damit eine falsche 
Vorstellung induziert. Es wird der Eindruck nahegelegt, als handle es sich dabei 
um eine (in der lliegalität openierende) Gruppierung, Vereinigung, Organisation, 
die einer sonst gesunden, sich an die Legalität haltenden und in der Legalität 
operierenden Gesellschaft gegemübersteht; als handle es sich bei Mafia um ge- 
wachsene Klein-Kriminalität mit organischen und organisierten Strukturen, die 
international sich ausweitend in den Fußstapfen der »Legalen« (Wirtschaft, Poli- 
uk etc.) läuft; als sei sie in die Gesellschaft eingedrungen wie ein Krankheitser- 
reger in einen gesunden Körper. Und in diesem Bild ist dann Mafia nicht irgend- 
ein Grippevinus, sondern ein Krebs, der sich in Metastasen verbreitet - also ei- 
was nicht nur quantitativ, sondern auch qualitativ Gefährlicheres. In beiden Fäl- 
len heißt nach dieser Diagnose die Therapie: Bekämpfung, "Krieg erklären‘, 
Ausmerzen. 

Was die Schwierigkeiten zudem erhöht, ist die Tatsache, daß Gesetzgeber und 
Justiz nur den illegalen Teil der Mafia fassen können, das Bild über dieses Phä- 
nomen sich damit zumeist und leicht auf diesen Aspekt reduziert, d.h. von Mafia 
wird zumeist nur gesprochen, wenn Rechtsverletzungen vorliegen oder bekannt 
geworden sind. 

Und die Verwirrung wird noch durch den Umstand größer, daß das italienische 
Gesetz zwar einen Unterschied kennt zwischen OK und Mafia, die Exekutive 
aber Mafia unter den international gebräuchlichen Tatbestand der »Organisierten 
Kriminalität« subsummniert, 

Um aus diesem Dilemma herauszufinden, wäre es notwendig, einen neuen Be- 
griff, einen neuen Begriffsapparat zu sntwickeln. Doch gegen die herrschende 
Praxis Sturm zu laufen, um einen Paradigmenwechsel erzwingen zu wollen, er- 
scheint wenig erfolgversprechend. Im folgenden wird deshalb davon ausgegan- 
gen, daß bei Beibehaltung des Begriffs von OK es sinnvoller ist (in der Vorstel- 
lung der Leute) den Inhalt u ändern, d.h. »Organisierte Kriminalität«/Maha in- 
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haltlich anders zu belegen. Eine solche »Aufkläning« hätte einen wesentlichen 
Vorzug: Untersucht man konkret, was in den Gesellschaften Japans, der USA 
und den Ländern EG-Europas mit »Örganisierter Kriminalität« bezeichnet wird, 
so handelt es sich überwiegend um »OK mafiosen Typus« und darüber hinaus 
zumeist sogar um ein Problem von Mafia und Gesellschaft (Mafia und Politik, 
Mafia und Wirtschaft, Mafıa und staatliche Institutionen etc.). 

Es ist nicht so, daß »Maflia« auf Italien beschränkt ist und man es in anderen 
Ländern »nur« mit Organisierter Kriminalität zu tun hätte. Es ist nur so, daß von 
Regierungsstellen aus - wie auch in Italien - das Phänomen »Mafia« als OR ge- 
faßt wird. (Und mit ein wenig Intuition ist auch leicht begreifbar, warım dies so 
geschieht.) 


Mafia in der italienischen Gesellschaft 


Statt die Hintergründe in der Verwirrung der Begrifflichkeiten weiter zu verfol- 
gen, erscheint es sinnvoller, sie im Zusammenhang mit der konkreten Entwick- 
lung der Mafia ın der italienischen Gesellschaft zu erörtern. Dazu werden hier 
die wesentlichen Punkte von »Mafia e Politica in Italia 1984-1990«, was als Be- 
richt auch dem Minderheitenvotum in der »Anti-Mafia-Kommission« des italieni- 
schen Parlaments zugrunde lag, dokumentiert. 

Nachdem anhand von statistischem Material das stark und beständig anwach- 
sende kriminelle Handeln der Mafia ım Zeitraum 1984-1990 beschrieben worden 
ist, fährt der Bericht in Punkt 13 wie folgt fort: 


Eine zweite Folge dieses eindrucksvollen quantitativen Wachstums betrifft die 
Veränderung der Qualität der mafiosen Präsenz, 

Aus den oben zitierten Zahlen, aus den Ergebnissen einiger Prozesse, aus den 
Klagen von Lokalverwaltungen und Unternehmern, aus dem Dokument der Bi- 
schofskonferenz über Süditalien, aus der Analyse des Svimez (italienisches For- 
schungsinstitut, Anm. d.A.) entnimmi man, daß die Mafia in vielen Gebieten des 
Landes nicht mehr nur Antisiaat oder krimineller Organisator der legalen 
Mächte ist. 

In diesen Gegenden stellt die Mafia eine anerkannie, respektierte, effiziente und 
gefürchiete »Regierung« dar. Die Mafia verwaltet die instüutionelle und 
politische Macht, sie entscheidei ohne Möglichkeit auf Berufung über das Leben 
und den Tod der Bürger; sie kontrolliert die wirtschaftlichen Aktivitäten und for- 
dert Abgaben auf die wichtigsten Anzeichen von Reichtum; sie hat das Sankti- 
onsmonopol. Letztlich nicht unähnlicher Ideen - auch wenn sie anders ausge- 
drückt wurden - bediente sich der Innenminister vor der Anti-Mafla-Kommission 
in der Sitzung vom 31. Januar 1989: »Der illegale Drogenhandel oder die Ei- 
gentumsdelikte stellen nicht die einzigen Ausdrucksformen der mafiosen Krimi- 
nalität dar. Laut einiger polizeilicher und gerichtlicher Untersuchungen schein! 
sich das organisierie Verbrechen in Richtung auf Unternehmen, Handel, 
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Industrie, Politik und Verwaltung zu verschieben, und das im Zusammenhang 
mit dem beachtlichen Fluß von Geldern, die für die Finanzierung öffentlicher 
Arbeiten bestimmt sind, für die Sanierung großer Stadigebiete und allgemeiner 
für die Realisierung von sozio-ökonomischen Strukturen im Süden und besonders 
in Sizilien.« Und weiter: »In den letzten Jahren hat das Phänomen des organi- 
sierten Verbrechens in Sizilien objektiv außerordentliche Dimensionen ange- 
nommen, in denen man leicht und extrem klar die Veränderungen wahrnehmen 
kann, die von den enormen Profiten aus dem Rauschgifthandel ausgelöst wurden 
und von der schrittweisen Ausdehnung der Kontrolle über die öffentlichen Res- 
sourcen.« (Violante 1990, 5. 39f.) 


In den Punkten 14 bis 16 werden die Stellungnahme der Bauindustrie in Kala- 
brien, das Dokument der Bischofskonferenz von Süditalien und die Analyse des 
Forschungsinstituts Svimez wiedergegeben. Unter Punkt 17 führt dann der Be- 
richt aus: 


Dieser Überblick über die Analysen der augenblicklichen Eigenschaften der ma- 
fiosen Macht bestätigt, daß die mafiose Macht heute in vielen Gebieten des 
Südens eine politische und wirtschaftliche Befehlsmacht darstellt. 

Um besonders gelungene Beispiele der Integration zwischen Industrie und ziviler 
Gesellschaft in einigen nord- und mittelitalienischen Gebieten zu definieren, hat 
man den Ausdruck »Industriedistrikt« geprägt. In diesen Gebieten ergibt sich die 
besondere Konkurrenzfähigkeit eines Unternehmens nicht nur aus der Qualität 
und den Kosten des Produktes und auch nicht allein aus einer Fähigkeit, zu an- 
deren Unternehmen fruchtbare Beziehungen aufzubauen. Sie ergibt sich vor al- 
lem aus der Synergie zwischen den Unternehmen, der zivilen Gesellschaft und 
den Institutionen, so realisiert man einen Mechanismus von wechselseitig positi- 
ver Beeinflussung, wodurch das System schließlich an einer besseren Konkur- 
renzfähigkeit des Betriebes mitwirkt, was Vorteile für alle bringt. 

In keiner Gegend Süditaliens gibt es solche Synergien. In einigen süditalieni- 
schen Gebieten mit mafioser Präsenz gibt es hingegen andere Arten von Syner- 
gien; es bestehen regelrechte »mafiose Distrikte«, geographische Gebiete, in 
denen eine oder mehrere mafiose Gruppen besonders einflußreich sind, und das 
sowohl im illegalen Bereich wie in der legalen Welt. Unter diesen Gruppen und 
Sektoren aus Wirtschaft, Politik und Institutionen gibt es aufgrund von Ver- 
knüpfungen, Gewinnbeteiligungen, Unterordnung, ursprünglicher oder sich 
später entwickelter Interessengemeinschaft synergetische Austauschprozesse, die 
dazu beitragen, den Einfluß jener Gruppen immer weiter auszudehen. Die wirt- 
schaftlichen Aktivitäten müssen von der mafiosen Macht abgesegnet werden und 
müssen ihr einen Teil der Gewinne zukommen lassen, in der Politik gibt es 
Gruppen, die finanziert werden und die politische Protektion bieten, entweder in 
Form von Legitimation oder in Form von Ausgrenzung der instituiionellen, poli- 
tischen und wirtschaftlichen Gegner. In den Institutionen beobachtet man das 
gleiche Phänomen der Hilfe für die Freunde und Schädigung derjenigen, die 
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keine Freunde sind. 

In diesen Gebieten entsteht ein anderes System des politischen, wirtschaftlichen 
und sozialen Lebens, sehr viel aggressiver als das legale, das marginalisiert 
wird, keine wirkungsvollen Einflußmöglichkeiten hat und immer stärker delegi- 
timiert ist. Solange es wirtschaftlich vorteilhaft bleibt, in illegale Aktivitäten zu 
investieren, werden diese Bereiche sich weiterentwickeln und werden sich die 
Unternehmensformen vermehren, die dafür am besten geeignet sind. Es kommt 
also letztlich zu komplementären Auswirkungen, die durch politische und institu- 
tionelle Beihilfe und Toleranz begünstigt werden. Diese Auswirkungen sind um 
so stärker, je geringer die mit der Ausübung illegaler Aktivitäten verbundenen 
Gefahren sind. Wenn es diesem System gelingt, wie es in den letzien Jahren der 
Fall war, sich einen hohen Grad von Staflosigkeit zu garantieren, dann stellen 
die unvergleichlich höheren Profite gegenüber denen aus legalen Aktivitäten 
einen mehr als ausreichenden Anreiz dar, um die Unternehmertätigkeiten auf den 
kriminellen Bereich auszurichten... 

In den »mafiosen Distrikten« werden also die legalen privaten Investitionen ent- 
mutigt, wird vom ehrlichen Unternehmertum abgeraten und die Marktentwick- 
lung behindert; es werden hingegen Orientierungen begünstigt, die gegenüber 
Privatpersonen oder dem Staat von Beutementalität oder von räuberischen Ver- 
haltensweisen geleitet werden. Das, was zum Beispiel in Städten wie Catania, 
Palermo, Reggio Calabria, Caserta, Gela, Palma die Montechiaro, Taranto und 
in vielen anderen Gebieten des Südens geschieht, scheint die Stichhaltigkeit und 
die Aktualität dieser Analysen zu bestätigen. Ein »mafioser Distrikt« wird aber 
nicht plötzlich aufgebaut. Er ist das oft nicht behinderte Ergebnis eines Prozes- 
ses der schrittweisen Entwurzelung. (Violante 1990, S. 43f.) 


Obwohl die Mitglieder der »Anti-Mafia-Kommission« und der italienische In- 
nenminister unterschiedliche Begriffe gebrauchen (»Mafia«, »mafiose Kriminali- 
tät«, »organisierte Kriminalität«) stimmen sie in der Beschreibung der Realitäten 
weitgehend überein. Vergleicht man diese mit Analysen, die nicht von staatli- 
cher Seite stammen, und folgt man eigenen Untersuchungen und Recherchen, so 
ist die Richtigkeit der offiziellen Aussagen zu bestätigen. Es ist Realität: 


»In diesen Gegenden stellt die Mafia eine anerkannte, respektierte, effiziente und gefürchtete 
'"Regierung' dar. Die Mafia verwaltet die institutionelle und die politische Macht; sie entscheidet 
ohne Möglichkeit auf Berufung über das Leben und den Tod der Bürger.« 

Stellt sich die Frage: Werden weite Teile Süditaliens tatsächlich in Rathäusern, 
Landesregierungen, Wirtschaft und Parteien etc. von Gangstersyndikaten (der 
Cosa Nostra a la Al Capone) bzw. »organisierter Kriminalität« regiert, bestimmt 
und konditioniert? Werden "organisierte Kriminelle‘, die »sohne Möglichkeit auf 
Berufung über das Leben und den Tod der Bürger entscheiden«, dafür auch noch 
anerkannt, von der Bevölkerung respektiert? Und diese Gangstersyndikate sollen 
sogar noch effizienter in ihrer Amts- oder Machtausübung als die legale Ver- 
waltung, Regierung, Vereinsführung sein? 
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Offensichtlich liegt hier entweder eine Sprachverwirrung vor oder mit den Be- 
griffen werden unterschiedliche Vorstellungen verbunden. Nur ein Beispiel: 
Nach langanhaltenden Debatten und starkem Widerstand gelang es vor einigen 
Jahren der linken Fraktion Italiens im Europaparlament, daß nach Sizilien eine 
Kommission entsandt wurde, die die vorher minuziös dokumentierten gesetzli- 
chen Verstöße durch Mafia (u.a. was die Verwendung von EG-Gelidern betraf) 
untersuchen sollte. Die Mitglieder dieser Untersuchungskommission nahmen je- 
doch keine Unregelmäßigkeiten wahr. Die Erklärung der italienischen Abgeord- 
neten für diese erstaunliche Tatsache war: »Die Mitglieder der Untersuchungs- 
kommission haben sich von der Mafia korrumpieren lassen.« Die Antwort des 
Autors ist: »Die Zustände bei den Kommissionsmitgliedern zu Hause sind nicht 
wesentlich anders.« 

Schildert man einem italienischen Abgsordneten, Richter oder Rechtsanwalt - 
ohne Namen, Ort und Zeit zu nennen - den Verlauf und die Umstände des Berli- 
ner Bau- bzw. "Antes-Skandais’, die Niedersächsische Spielbanken- oder die in 
der breiten Öffentlichkeit noch nicht bekannt gewordene (mit 'weißgewaschenen 
Geldern’ hochgezogene) Frankfurter Bauten-Affäre, so klassifiziert er dies als 
typisches Beispiel mafiosen Handels und mafıoser Machtausübung. 

Wieso? Deutet dies auf zweierlei Maß bei der Rezeption von Wirklichkeit hin? 
Gibt es Unterschiede bei der Wahrnehmung und Beschreibung der Realität oder 
werden nur andere Maßstäbe angelegt? 

An dieser Stelle sei ein kurzer Exkurs erlaubt. Die liberale, rechtsstaatlichs, mo- 
derne Demokratie beläßt vor allem zwei gesellschaftliche Bereiche in »feudalen 
Verbältnissen«: Die Wirtschaft und die Wissenschaft. Für beide Bereiche gibt es 
keine (auch verfassungsmäßig abgesicherten) gesellschaftspolitischen Vorgaben, 
für beide gilt nur der losgelöste und damit nebulöse Begriff der »Freiheit«: 
(Investitions- und Erkenninis-)Freihsit statt Demokratie (Abstimmung und Kon- 
trolle}. Der Staat regelt ın diesen Bereichen nur die allgemeinen Rahmen- und 
Ordnungsbedingungen und über das Monopol legitimer physischer Gewalt ga- 
rantiert er die Einhaltung der Verträge (ein nicht für jeden Beteiligten erfreuli- 
cher, aber insgesamt für alle wirtschaftenden Akteure sinnvoller Vorgang). Was 
die Wirtschaft (und in steigendem Maße auch die Wissenschaft) leitet, ist das 
Zweckmäßigkeits-, das Opportunitäls-, das Erfolgsprinzip gemessen am Profit. 
D.h. ıhre Prinzipien heißen beispielsweise nicht »zum Wohl des geseilschaftli- 
chen Ganzen«. Und innerhalb der staatlich vorgegebenen Rahmenbedingungen 
legen sie die Spielregeln nach eigenem Ermessen fest (oder vertrauen auf die 
Konkurrenz, den Markt, das "Recht des Stärkeren'). 

Der Staat (und weite Teile der zivilen oder nicht-staatlichen Gesellschaft) unter- 
liegt anderen Regeln, demokratischen Regeln der Abstimmung und Kontrolle, 
unterliegt dem Rechtsstaatprinzip. Zweckmäßigkeits- oder Erfolgserwägungen 
sind diesem Rechtsstaatsprinzip untergeordnet. 

Der Staat ist aber nicht nur Rechtswahrer und Wächter sozialer Ordnung, son- 
dem er ist auch handelndes Subjekt, das Ziele und Interessen verfolgt, für deren 
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Realisierung staatlich gesetzte Regelungen unter Umständen Beschränkungen 
darstellen oder einfach nur 'hinderlich' sind und dies insbesondere, wenn er als 
Staat unter Erfolgsdruck steht. Liegt es bei sich ausweitenden und komplexer 
werdenden staatlichen Tätigkeiten nicht nahe, daß der Staat, die "staatlichen 
Subjekte' sich am Zweckmäßigkeits- oder Opportunitätsprinzip orientieren? 
Unter anderen Bedingungen und in anderen Verhältnissen - nämlich denen des 
deutschen Faschismus - hat E. Fraenkel diesen Vorgang schon beobachten kön- 
nen; und er hat für die gleichzeitige staatliche Rechtssetzung und -wahrung ei- 
nerseits und Rechtsverletzung andererseits den Begriff des »Doppelstaates« ge- 
prägt. Also ein Staat, der im Namen höherer Ziele und Werte die von ihm selbst 
gesetzten Regeln verletzt. 

Sind diese Ziele - heißen sie nun Bekämpfung des Kommunismus nach innen wie 
nach außen, Kampf dem Terrorismus, Krieg den Drogen etc. - einmal offiziell 
benannt, gefolgt von Öffentlichen Feinderklärungen, so wird damit auch den 
handelnden (staatlichen wie nichtstaatlichen) Subjekten signalisiert, daß die de- 
mokratischen Regeln zwar einzuhalten sind, daß aber bei der Gewichtigkeit der 
Aufgabe die Erreichung des Ziels nicht unbedingt normalen rechtsstaatlichen 
Maßstäben folgen muß. Man könnte auch formulieren: Je mehr "höhere Werte‘, 
je mehr Feinderklärungen, um so mehr Breschen werden für das Handeln nach 
Opportunitätsgesichtspunkten in das Rechtsstaatsprinzip geschlagen. Für die 
USA hat Chambliss eindrucksvoll dargelegt, wie dieser Prozeß der schleichen- 
den Aushöhlung vonstatten geht. 

Sollte also der Unterschied in der Wahrnehmung und Benennung mafioser Akti- 
vitäten nur in einer größeren Sensibilität gegenüber der Bedeutung oder Auffas- 
sung von Demokratie bestehen? 

Bevor auf diese Fragestellung näher eingegangen wird, soll zuvor die Analyse 
der Anti-Mafia-Kommission weiter verfolgt werden. Nachdem sie in Punkt 18 
kurz die Theorie der Unterentwicklung Süditaliens, des 'mezzogiorno' erörtert 
hat, führt sie den Gedankengang wie folgt fort: 


19) Es isi ein Angriff auf die Demokratie im Gange, der anders als in der Ver- 
gangenheit ist. Es ist nicht mehr der Angriff auf einzelne institutionelle oder po- 
litische Initiativen, die für das mafiose Machtsysiem gefährlich sind; dieser 
Aspekt bleibt sicherlich weiter bestehen, was durch die Ermordung von Richter 
Saetta (25. September 1987) und von Mauro Rostagne (26. September 1988) 
bewiesen wird; aber es handelt sich nicht mehr um den vorrangigen Aspekt, wie 
zu der Zeit, als Terranova, Ciaccio Montalto, Mattarella, La Torre, Dalla 
Chiesa, Chinnici, Cosla, Giuliano, Basile, Montana, Cassara, Antiochia, Zuc- 
cheito und viele andere mehr ermordet wurden. (Es handelt sich hierbei um 
Richter, Staatsanwälte, hohe Polizeibeamte und Politiker, die Anfang der 80er 
Jahre von der Mafia in Sizilien ermordet wurden, Anm. d.A.) 

Heute ist ein »Eroberungsangriff« im Gange, der nicht mehr darauf ausgerichtet 
ist, die alten Grenzen im Sinne der Koexistenz mit der legalen Macht zu verteidi- 
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gen, sondern darauf, diese Grenzen immer mehr auszudehnen, immer größere 
Gebiete unter die eigene Kontrolle zu bringen, sich immer mehr öffentliche und 
private Ressourcen anzueignen, die Funktionsweise der lokalen Institutionen und 
der staatlichen Ämter immer entscheidender zu beeinflussen. Die augenblickliche 
Sichtweise der Mafia ist nicht mehr die Koexistenz mit der legalen Macht, son- 
dern ihre steigende Aushöhlung. 

Allgemein hat man angenommen, daß sich die Clans, die Familien, die Gruppen 
ausweiten. Das ist zweifellos der Fall. Aber auch das mafiose Modell breitet sich 
aus: über bewaffnete Banden verfügen, das Territorium kontrollieren; illegales 
Kapital anhäufen; es dann in den Rauschgifthandel investieren; die Ressourcen, 
über die man verfügt, mit einer Geschwindigkeit vermehren, die in jedem legalen 
Markt undenkbar ist; jeden Gegner umbringen können und dabei letztendlich un- 
angefochten bleiben; durch die Verfügung über enorme finanzielle Reichtümer 
Legitimation in der zivilen Gesellschaft, in der Politik, in den wirtschaftlichen 
Beziehungen und in den Institutionen erreichen; sich also nach außen einen re- 
spektablen Anstrich zu geben und Verknüpfungen mit der Politik und den Institu- 
tionen einleiten. All das sind die Etappen der Ausdehnung des mafiosen Modells 
und Anzeichen für die augenblicklich laufende Angleichung zwischen Mafia, 
Camorra und 'ndrangheta. 

21) In allen italienischen Städten vollzieht sich in der Kriminalität entweder eine 
Hinwendung zu dem mafiosen Modell als einzige Erfolgsmöglichkeit oder die 
weniger aggressiven lokalen Organisationen laufen Gefahr, aus den gewinnver- 
sprechenden illegalen Märkten verdrängt zu werden. Ohne eine starke und kon- 
krete Reaktion der legalen Welt kann dieses Modell auch in der Politik, in der 
Wirtschaft, in der Finanz und in den Institutionen die Oberhand gewinnen. 
Dieses Modell ist letztlich nicht nur für die Kriminalität erfolgversprechend. 
Wenn ein relevanter Teil der politischen Welt der Art gegenüber gleichgültig 
bleiben würde, wie Stimmen und Macht angehäuft werden, wie einzelne oder 
Gruppen finanziert werden, wie finanzielle Mittel auch bei weniger wichtigen 
Wahlkampagnen verschleudert werden, würde dieses Modell auch in den politi- 
schen Beziehungen die Oberhand gewinnen und würden sich auch für die Stabi- 
lität der Demokratie selbst ernsthafte Schwierigkeiten abzeichnen. 

Ähnliche Gefahren könnten die Unternehmens- und Finanzwelt laufen, wenn 
nicht vor allem aus ihrem Inneren das Bedürfnis erwächst, die Marktregeln zu 
respektieren. Andererseits muß man sagen, daß sich gerade in diesen Bereichen 
das größte Bewußtsein und die stärkste Verantwortung in Bezug auf die Gefah- 
ren zeigt, die der Angriff der Mafia für die Stabilität des Systems mit sich brin- 
gen kann. Die Reaktionen der traditionellen Regierungsparteien scheinen der 
Größe der Gefahren hingegen nicht angemessen zu sein. 

22) Die Schäden beschränken sich nicht auf die Rechte der einzelnen, was schon 
an sich äußerst schlimm wäre. Aufgrund der Ausdehnung, Stärke, des Entwick- 
lungspotentials, der Straflosigkeit und der Fähigkeit, die Ressourcen zu vertei- 
len, besteht die Gefahr, daß der mafiose Einfluß ein konstitutioneller Faktor im 


Mafia und Politik in Italien 335 


politischen System in Italien wird. 

Diese Verknüpfungen zwischen dem Legalen und dem Illegalen sind nicht - und 
das ist heute offensichtlich - ein Überbleibsel der Vergangenheit, nicht der Rest- 
bestand einer zurückgebliebenen Gesellschaft, die Schwierigkeiten hat, sich von 
den Fessein der eigenen Geschichte zu befreien. In diesen Verknüpfungen, in die- 
sen aggressiven Modellen, in diesem Gemisch aus Waffen, Finanz und Politik 
liegt der mögliche Weg zu einer gesamtitalienischen und nicht nur südiialieni- 
schen verzerrien Modernität. 

Für eine Politik, die den zivilen Werten - die mit der Entwicklung und der abso- 
Iusen Notwendigkeit in Einklang siehen müssen, die Regeln zu respektieren - 
gleichtgültig gegenübersteht, kann das mafiose Modell funktioneller als das de- 
mokratische sein. 

Sowohl die Trennung zwischen der Entwicklung und den zivilen Werten, wie die 
Gleichgültigkeit gegenüber der Respektierung der Regeln können sich destruktiv 
auf die Substanz der Demokratie auswirken. Im Gegensatz dazu besteht gerade 
im politischen Engagement für das Frimat der zivilen Rechte und die Respektie- 
rung der Regeln die deutlichste Distanzierung der Demokratie von der Mafia; 
dieses Engagement ist das, was eine demokratische Macht am stärksten von 
einer mafiosen Macht unterscheidet. 

23) Die wirkliche Kraft der modernen Mafia liegt darin, daß sie sich als ein t0- 
iales Machisysiem darstelli und keine Beschränkung akzeptiert. Sie hat alle kul- 
turellen Konditionierungen überwunden, denn die Verbindungen zu den traditio- 
nellen geographischen Gebieten sind nur noch dazu da, eine größere Sicherheii 
und eine größere Straflosigkeit zu garantieren. 

24) Keine noch so aggressive kriminelle Organisation hätte die Entwickung er- 
Jahren können, die die Mafia in der zweiten Hälfte der 80er Jahre genommen 
hai, wenn es nicht eine Verschiebung der Entscheidungsprozesse weg von den 
repräsentativen Institutionen, nicht eine Verminderung des institutionellen und 
polüiischen Pluralismus, nicht eine Schwächung der legalen Institutionen in 
Süditalien, nicht eine Delegitimation der Jurisdiktionsfunktionen gegeben hätte. 
Die Mafia hat sich nicht nur dank eigener Kraft ausgedehnt. In der Schwächung 
der Demokratie fand sie einen zusätzlichen Faktor für ihre Ausdehnung. Deswe- 
gen fälli das Mafiaproblem in starkem Maße mit dem Demokratieproblem zu- 
sammen und kann zu einem organischen Bestandteil unseres politischen Systems 
werden. (Violante 1990, 5. 46 ff.) 


Mafia - mehr als nur Kriminalität 


Faßt man das Gesagte zusammen und fügt man weitere Aussagen aus dem Be- 
richt hinzu, so kommt man zu folgendem Befund: 

Mafia heute - mit ihren Verzweigungen in den Institutionen, in Wirtschaft und 
Finanz, mit ihren 'angeschlossenen' Organisationen und prossure-groups (sowie 
ihren engen Verbindungen zu Mittlern und Organisationen des Waffenhandels, 
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zu Geheimdiensten auf nationaler wie internationaler Ebene) hat sich zu einem 
»System« ausgeweitet. Mafia hat ein legales wie illegales Gesicht. Personen des 
mafiosen 'Systems' unterscheiden sich bis auf die Methoden ihrer Herr- 
schaftsausübung bzw. bis auf die Mittel zur Erringung von Macht nicht von an- 
deren, von »normalen« Abgeordneten, Senatoren, Bürgermeistern, Bankiers, An- 
wälten, Börsenmaklern, Bauunternehmern, Richtern, Geheimdienstlern, Militärs 
oder Magnaten der Hochfinanz. Mafia ist eine legal wie illegal arbeitende, enor- 
me Zusammenballung politischer und ökonomischer Macht geworden, die aktiv 
daran mitwirkt, die Grauzone zwischen Legalität und Illegalität beständig weiter 
auszudehnen und die Verzahnung zwischen legalen und illegalen Aktivitäten in 
steigendem Maße enger zu gestalten. Mafia heute, das ist in weiten Bereichen 
schon institutionelle Gewalt, institutionalisierte Gewaltausübung geworden. Sie 
bedient sich Meihoden und Mitteln, die die verfassungsmäßigen Garantien des 
Rechtsstaates unterlaufen. Sie konditioniert die demokratische Organisation der 
Gesellschaft mit dem Ziel, den Bestand der Demokratie auszuhöhlen und sie auf 
eine nur formal existierende Demokratie zu reduzieren. 

Wenden wir uns noch einmal der Frage zu, ob bei der Wahrnehmung und Be- 
schreibung von mafioser Realität unterschiedliche Maßstäbe angelegt werden, ob 
bei der Beurteilung von demokratischem Handeln unterschiedliche Parameter 
eine Rolle spielen. Ob nicht das, was hier (in Italien) zumindest von der Mehr- 
heit der Gesellschaft als 'mafios' empfunden und bezeichnet wird, woanders 
schon in der beherrschenden Meinung als »normal« gilt, bzw. ideologisch schon 
als nachgeordneter Gesichtspunkt gegenüber dem Ziel der Erreichung von Er- 
folg, Reichtum und Macht durchrutscht. Könnte es denn sein, daß Irangate, Bar- 
schel-, Parteispenden- und Späth-Affäre gar keine Ausnahmen sind im alltägli- 
chen wirtschaftlichen und politischen Leben, sondern nur - wegen der Schwere 
der »Verstöße« - ausnahmsweise breiter bekanntgegeben werden? Könnte es denn 
sein, daß in anderen Ländern das »mafıose Modell«, das die Parlamentarier der 
»Anti-Mafia-Kommission« beschreiben und von dem sie befürchten, daß es auch 
in Wirtschaft und Politik funktioneller (als das demokratische«) sein und die 
Oberhand gewinnen kann, sich in Ansätzen oder schon auf größeren Inseln oder 
sogar in Netzwerken verbunden unter der Hand schon breitgemacht hat? 

Vieles spricht dafür. Daß amerikanische Politiker sich auf die Wahlstimmen or- 
ganisierende und beschaffende Macht der Cosa Nostra nebst "angeschlossenen' 
Organisationen (wie z.B. den Teamsters, der amerikanischen Transportarbeiter- 
gewerkschaft) verlassen, ist nicht erst für Präsidenten wie Kennedy oder Nixon 
bekannt und dokumentiert. 

Wenn wie immer, so auch bei den letzten Parlamentswahlen in Japan, die 
Yakuza dieses Geschäft um Stimmen für die liberale Partei, die seit Jahrzehnten 
unangefochten an der Macht ıst, besorgt, so löst dies noch nicht einmal mehr 
einen Skandal aus. In der BRD schätzen die wirtschaftswissenschaftlichen Insti- 
tute Prognos und IFO, daß rund die Hälfte aller öffentlichen Bauaufträge durch 
betrügerische Absprachen manipuliert sind; die hessische Kartellbehörde spricht 
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sogar von 75 Prozent illegaler Teilabsprachen. Die Beschaffung von Wahistim- 
men und die »betrügerischen Absprachen« bei Öffentlichen Bauaufträgen sind 
aber seit ewig in Italien die »Paradepferde« für den Nachweis ven Mafia und ih- 
rer Verguickung mit Politik und Wirtschaft. Werden Fälle dieser Art bekamnt, 
lösen sie jedesmal wieder eine Affäre aus und beschäftigen die breite Öffentlich- 
keit, 

Halblegales und illegales Handeln in der legalen Sphäre, aber auch das Primat 
des Opportunitätsprinzips gegenüber dem des demokratischen, rechtsstaatlichen 
Handels rutschen in vielen Ländern inzwischen durch die Maschen demokrati- 
scher, Öffentlicher Kontrolle; das Augenmerk gilt der illegalen Sphäre, die als 
von der legalen Sphäre vollkommen getrennt gilt. Nimmt man stellvertretend für 
die italienischen Verhältnisse noch einmal den Minderheitenbericht der » Anti- 
Mafia-Kommission«, so deduziert er abweichendes oder mafioses Handeln von 
der Ebene der »Substanz der Demokratie«, vom »Primat der zivilen Werte« und 
der »Respektierung der Regeln« einer rechtsstaatlichen Demokratie. Es ist also 
nicht der eingegrenzie Aspekt ausschlaggebend, ob mit illegalen Waren und 
Dienstleistungen gehandelt wird oder ob (bei der Besorgung von Öffentlichen 
Bauaufträgen) mit illegalen Mitteln gearbeitet wird. Die Parameter sind die Sub- 
stanz der Demokratie, ihre Werte und ihre rechtsstaatliche Verfaßtheit. Mafiose 
Macht definiert sich damit beispielsweise, daß es »in der Politik Gruppen gibt, 
die finanziert werden und die politische Protektion bieten entweder in Form von 
Legitimation oder in Form von Ausgrenzung der institutionellen, politischen und 
wirtschaftlichen Gegener. In den Institutionen beobachtet man das gleiche Phä- 
nomen der Hilfe für die Freundes und der Schädigung derjenigen, die keine 
Freunde sind«. (Violante 1990, S. 43) 

Was parlamentarische »Anti-Mafia-Kommissionen«, -Bewegungen, -Organisatio- 
nen etc. seit Jahrzehnten beschäftigt, war und ist aur zu einem geringen bzw, 
untergeordneten Teil auf den kriminellen Aspekt im engeren Sinne gerichtet, 
d.h. auf das Handeln mit illegalen Waren und Dienstleistungen - obwohl dies der 
Aspekt ist, den die westlichen kapitalistischen Länder ausschließlich ins Blick- 
feld rücken. Im Vordergrund stand immer die »Verzerrung der Demokratie«, das 
Mißachten oder Unterlaufen demokratischer »Regeln« und »Werte«: Mafia als 
Antithese zur Demokratie (verstanden als eine Demokratie, in der nicht das 
Recht des wirtschaftlich, politisch oder sozial Stärkeren herrscht). 

Bezeichnend für diese Auffassung ist, daß selbst ein Mann der Justiz, wie der 
"Anti-Mafia-Richter' G. Falcone, den illegalen Aspekt nahezu ignorierend - Ma- 
da wie folgt beschreibt: »Mafıa ist nicht ein Krebs, der sich zufällig auf einem 
gesunden Gewebe ausdehnt. Sie lebt ın perfekter Symbiose mit der Vielzahl von 
Beschützern, Komplizen, Informanten und Schuldnem jeder Art, kleinen und 
großen Notablen, eingeschüchterten oder erpreßten Menschen, die aus allen Ge- 
sellschaftsschichten kommen. Dies ist der Nährboden von Cosa Nostra mit all 
dem, was dies an direkten oder indirekten, bewußten oder unbewußten, freiwil- 
ligen oder erzwungenen Verwicklungen mit sich bringt, die oft den Konsens der 
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Bevölkerung haben.« (Falcone 1991, S. 10) 

Was Falcone beschreibt, ist vor allem das Gesicht der Mafia in Sizilien. Der 
Rechtshistoriker und Journalist C. Stajano betrachtet am Beispiel des Rechtsan- 
walts G. Ambrosoli, der »von der politischen Mafia ermordet« wurde - so der 
Untertitel seines Buches »Un eroe borhese« -, die Mafia in Mailand und in den 
höheren Etagen der politischen Macht Italiens. Er zeigt einen Anwalt, liberal- 
konservativ und 'vernarrt' in das Recht und das rechtsstaatliche Funktionieren 
von Staat und Gesellschaft, der als Konkursverwalter über das Finanzimperrum 
des (Mafia-) Bankiers Michele Sindona eingesetzt wird und in den Dschungel 
von Wirtschafts-, Partei- und Machtinteressen gerät; der sich beharrlich mit den 
Mitteln des Rechts gegen einen Sindona zur Wehr setzt, der mächtigere Freunde 
2.B. ın der Nixon-Administration und im CIA, im italienischen Ministerpräsi- 
denten Andreotti, in Papst Paul VI. und dessen Bankier Marcinkus, in der ame- 
rikanischen und italienischen 'Cosa Nostra’ hat; ein Anwalt, der keine Konzes- 
sionen am Recht gegenüber »höheren Werten« und »Aufgaben« machen will; da- 
mit in das Zielfener mächtiger (legaler) Interessen (von italienischer DC-Macht, 
amerikanischer Außenpolitik, Vatikan, Bankensystem etc.) gerät und materiell 
aus dem Weg geräumt wird von einem in den USA gedungenen und von Sindona 
bezahlten Killer, der Ambrosoli vor seiner Haustür am Abend des 11.Juli 1979 
erschießt. Wie gesagt - ermordet von der »politischen Mafia«, einem Gemisch 
aus Parteimacht, Finanz, Geheimdiensten, Waffen, staatlichen Institutionen. 
»Wer weiß, ob man mit mehr Aufmerksamkeit, Intelligenz, Verantwortung, 
Kompetenz das Leben von G. Ambrosoli wie von anderen nicht hätte reiten so- 
wie verhindern können, daß sich das damals (Anfang der 60er Jahre, Anm. 
d.A.) im Embryonalstadium befindliche System der Verbindung von krimineller 
und Sektoren politischer Macht ...« konsolidiert? Doch in den siebziger Jahren, 
da »ist Sindona das System, nicht eine seiner verirrten Granatsplitter«. (Stajano 
1991, S. 29,60) 

Mafıa und Politik. Das sind nicht vornehmlich die gelegentlichen Berührungs- 
punkte zwischen organisierten Kriminellen und staatlichen Institutionen auf le- 
gallillegalen Märkten wie dem Waffenhandel. Das sind nicht vornehmlich die 
Kontaktpunkte von krıminellem (OK) und parteipolitischem Handeln auf 
'halblegalen' Gebieten wie Parteispenden und Wahlstimmenbeschaffung. Mafia 
und Politik: Das ist heute in den kapitalistischen Ländern der 1. Welt ein (vor 
den Augen der breiten Öffentlichkeit sorgsam verborenes) organisches Gemisch, 
dessen Miriaden von Schnittstellen die gemeinsamen Interessen aller beteiligten 
seiten sind. Es ist ein »Modell«, das - rechtsstaatliche Prinzipien auf den zweiten 
Platz schiebend - aggressiver, brutaler, funktionaler für ein sozialdarwinistisches 
Wirtschaftssystem und somit "erfolgreicher‘ ist. Ein sich ausbreitendes Kapita- 
lismusmodell - nicht mehr gebändigt vom »Öberbau« einer »liberalen Demokra- 
tie« und vom »Unterbau« einer bedrohlichen Arbeiterbewegung -, das seinen 
Vorgaben und Interessen die Regeln der Demokratie unterordnet oder sogar über 
die »Macht des Faktischen« die Art und Weise vorschreibt, wie diese zu handha- 
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ben sind. 

Die Schnittstellen heißen heute nicht mehr Korruption, selten noch Schmier- 
oder Bestechungsgelder, sondern »Entgelt für Vermittlungstätigkeit« (in der 
Schweiz seit jüngstem auch steuerabzugsfähig), »Aufwendungen für public-rela- 
tioning« etc, Die, die die Vermittlung an den Schnittstellen (legaler/illegaler, le- 
galer/halblegaler, illegaler/halblegaler etc. Politik, Wirtschaft, Parteien, staatli- 
cher Verwaltung, gesellschaftlichen Institutionen ...) besorgen, sind die Heer- 
scharen des Lobbying. Der Austausch von Diensten und Dienstleistungen zwi- 
schen »Freunden im Geiste« (gemeinsamer Interessen) hinter den ehrbaren Schil- 
dern aus dem bürgerlichen Gesetzbuch wie Vereine, Gesellschaften, Vereinigun- 
gen, Stiftungen wird von den Lobbys auf 'Provisionsbasis’ vorgenommen. Sie 
sind es, die als Ausführende langsam die Barrieren und Zäune zwischen Legalem 
und Illegalem einreißen; sie sind die freiberuflichen Fahrer, die inzwischen mit 
Planierraupen die Grauzonen glätten (und ausweiten). 

Um dıe Ausbreitung dieses 'mafiosen' Kapitalismus-Modells zu verhindern, 
wird es kaum ausreichen, das Geschäft mit illegalen Waren und Dienstleistungen 
durch staatliche Repressionsstrategien zu 'bekämpfen' oder zu versuchen, die 
»Schnittstellen« zu verstopfen. Es wırd auch nichts nützen, von den verschieden- 
sten Bühnen Appelle und Ermahnungen zur "Rettung der rechtsstaatlich verfaß- 
ten Demokratie’ in die Welt zu senden. Was notwendig ist - vor allem für die 
Linke -, ist Macht zu organisieren, ist, die Begriffe von Legalität und Illegalität 
wieder auf die soziale Ebene zu transportieren und in den kulturellen Raum zu 
transponieren. 
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Entwicklung und Ökologie 

In der PROKLA 86 (Heft 1/1992) werden wir uns anläßlich der UN-Konfe- 
renz zu »Umwelt und Entwicklung« mit eben diesem Themenkomplex be- 
schäftigen. Welche Chancen für nachholende Entwicklung bleiben den Ent- 
wicklungsländern angesichts von Ozonloch und Klimakatastrophe? Läßt sich 
der Kapitalismus mit wenigen Kunstgriffen zur umweltschonenden »ökologi- 
schen Marktwirtschaft« umbauen oder stehen wir - wie andere meinen - vor 
einer radikalen Weichenstellung, die den Industrialismus und damit das west- 
liche Konsum- und Lebensmodell zur Disposition stellt? Klar scheint nur, 
daß der realexistierende Kapitalismus, der seine Dynamik und Leistungsfä- 
higkeit auf Kosten der Zukunft schöpft, micht der Endpunkt der Geschichte 
sein kann. 
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Heiner Busch 
Drogenunternehmer, politische Herrschaft und 
»Drogenkrieg«. Das Beispiel Kolumbien 


Zusammenfassung: Nach der Ermordung des überalen kolumbianischen Prä- 
sidentschaftskandideten Luis Carlos Galän am 18. August 1989, vermutlich 
durch Killer des sog. Medellin-Kartells, haben führende Köpfe des kolumbiani- 
schen Drogenhandels seltene Berühmtheit erlangt. Tagtäglich waren. Nachrich- 
ien aus dem sonst vergessenen Land zu vernehmen, allesami über »Drogenbaro- 
ne« und »Drogenkrieg«. Das Thema Drogenhandel und organisierte Kriminali- 
rät, das auch in der BRD Hochkonjunktur hat, ist mit Mythen übersät, die eine 
Law-and-Order-Politik legitimieren. Sachgerechte Analysen gibt es selien und 
die vorliegenden werden kaum zur Kenntnis genommen. Im folgenden soll daher 
ersiens versucht werden, die Produktion und Vermarktung kolumbisnischen Ko- 
kains zu skizzieren; zum zweiien wird die Bedeutung des Drogenhandeis in der 
kolumbianischen Gesellschaft und Politik, insbesondere die Verstrickung der 
Drogenunternehmer in den schmuizigen Krieg gegen die Volksbewegung unter- 
sucht; an dritter Stelle werde ich die US-amerikanischen und die europäischen 
Konzepte der Drogenhekümpfung und deren Erfolglosigkeit analysieren. 


1. Kolumbien - eine Drogenökonomie? 


Im Unterschied zu Untersuchungen über legale Märkte sind alle Versuche, den 
Umfang der Produktion illegaler Produkte, deren Preise, die Gewinns auf den 
einzelnen Stufen des Produktions- und Vermarktungsprozesses und Ihre Vertei- 
lung unter den Teilnehmern des Marktes zu bestimmen, notwendigerweise 
Schätzungen. Bei einem solchen Bestimmungsversuch spielen mehrere Faktoren 
eine entscheidende Rolle: 

- die Unsicherheit von Daten, die häufig aus quasi-gehsimdienstlichen Quellen, 
insbesondere der US-Drogenpolizei DEA, stammen; 

- die Variation von Preisen: während auf legalen Märkten sich aufgrund der of- 
fenen Konkurrenz die Anbieterpreise relativ schnell einander anpassen können, 
sind die Teilnehmer eines illegalen Marktes zu größerer Geheimhaltung genötigt. 
Preisvergleiche sind nur in geringem Umfang möglich. Die Preise schwanken 
daher regional sehr stark, und konkurrenzbedingte Anpassungen setzen sich 
langsamer durch; 

- das Interesse der Autoren: le naakler ob der betreffende Autor die Gefahr des 
Drogenhandels minimisieren oder dramatisieren will, fallen die Angaben niedri- 
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ger oder höher aus. Das US State Department schätzte noch Anfang 1990 die 
Anbaufläche für Koka in Bolivien auf 51.000 ha, wenige Monate später schien 
dem Drogenzaren Bennett eine Ziffer von 100.000 ha wahrscheinlicher. Der 
»Drogenkrieg« hatte an Schärfe zugenommen. 

Trotz aller Unsicherheit lassen sich dennoch einige Aussagen treffen, die die Be- 
deutung des Drogenexports für die südamerikanischen Länder insgesamt und für 
Kolumbien insbesondere einzuschätzen erlauben. 


Vom Marihuana zum Kokain 


Der Aufstieg Kolumbiens als Exportland für illegale Drogen begann in den 70er 
Jahren und ist im wesentlichen ein Ergebnis der Drogenbekämpfungsstrategie 
der USA. Der von US-Präsident Nixon 1970 ausgerufene erste große »Drogen- 
krieg« richtete sich - was Lateinamerika betrifft - vor allern gegen den Anbau 
von Marihuana in Mexiko und auf Jamaica. Während die Produktion in diesen 
Ländern niederging, erkannten kolumbianische Schmuggler die Gunst der Stun- 
de. Die Sierra Nevada de Santa Marta, ein Gebirge, das sich direkt an die ko- 
lumbianische Karıbikküste anschließt, wurde zum Zentrum des Marihuana-An- 
baus. Die geographischen Bedingungen waren gut, da sich der Transport in die 
USA von der an der Grenze zu Venezuela gelegenen Halbinsel Guajira relativ 
einfach bewerkstelligen ließ. Innerhalb kürzester Zeit wurde Kolumbien zum er- 
sten Lieferanten für Gras in die USA. Der Boom dauerte allerdings nur einige 
Jahre: In der ersten Hälfte des letzten Jahrzehnts sank die Produktion. Gründe 
dafür waren: 

- der gewandelte Geschmack der US-Konsumenten, die statt dem »Santa-Marta- 
Golden« mehr und mehr die sinsemilla-Variante bevorzugten, 

- die auch aus diesem Grunde ansteigende Produktion von Marihuana in den 
USA selbst, wo das Gras in sieben Staaten legal angebaut werden kann, 

- die auf Druck der US-Regierung seit 1979 betriebene Vernichtung von Anbau- 
flächen ın der Sierra Nevada, u.a. durch die Besprühung mit Herbiziden, wovon 
das mittlerweile benutzte Glykosphat nur das harmloseste ist. 

Inzwischen sind die USA selbst das wichtigste Produktionsland für Marihuana. 
Innerhalb Kolumbiens hat sich die Produktion von der Sierra Nevada in die süd- 
westliche Provinz Cauca verlagert und wird nunmehr von dort über die Pazifik- 
Küste in die USA exportiert. Trotz der Erholung des Marihuana-Geschäfts ab 
1986 ist sein Anteil an der Drogenproduktion des Landes nie mehr so groß ge- 
worden wie Ende der 70er/ Anfang der 80er Jahre. Der Marihuana-Export war 
allerdings nur der Einstieg in den Drogenhandel. Ab ungefähr 1973 beginnt der 
Aufstieg der Kokain-Wirtschaft in Kolumbien. 
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Stufen des Produktions- und Vermarktungsprozesses für Kokain 


Im Unterschied zur Marihuana wird der pflanzliche Rohstoff des Kokains nur zu 
einem geringen Teil in Kolumbien selbst angebaut. Nach wie vor sind die wich- 
tigsten Anbauländer des Koka-Strauches Bolivien und Peru. In den boliviani- 
schen Provinzen Yungas und Chapare werden zwischen 40 und 45 % der Welt- 
kokaernte eingefahren, im peruanischen Huallaga-Tal ca. 50 %. Nur 5-10% 
werden in Kolumbiens südlichen Kolonisationsregionen im Amazonasgebiet - 
Caqueiä, Guaviare, Vaupeds, Putumayo - produziert. Die kolumbianische Anbau- 
fläche ist in den 80er Jahren zwar erheblich gewachsen (von 5000 ha 1986 auf 
25.000 ım Jahre 1988, Gomez 1990, S. 9). Der alkalische Gehalt der kolumbia- 
nischen Koka ist allerdings geringer und ihr Harzgehalt höher. Dementsprechend 
varılert auch der Ertrag. Laut Nadeimann (1990, S. 32) geht die DEA in ihren 
Schätzungen davon aus, daß 1 ha Anbaufläche in Kolumbien ca. 0,8 Tonnen, in 
Bolivien 1,4 Tonnen und in Peru eine Tonne Kokablätter jährlich erbringt. Aus 
diesem Grunde blieben die Versuche kolumbianischer Drogenunternehmer, die 
Einfuhren aus Bolivien und Peru durch heimische Produktion zu ersetzen und 
damit auch den Zugriff auf den Anbauprozeß zu erhalten, begrenzt.! 

Die zweite Stufe im Herstellungsprozeß ist die Umwandlung von Koka-Blättern 
in Kokapaste, ein Prozeß der in der Regel am Ort des Anbaus selbst durchge- 
führt wird. Unter Zusatz von Kerosin und Kalk wird Kokapaste gewonnen.? Nur 
ein geringer Teil der in Bolivien und Peru hergestellten Paste wird im jeweiligen 
Land zu Kokain weiterverarbeitet. Der größte Teil wird zumeist in kleinen Flug- 
zeugen nach Kolumbien transportiert. 

Aus ca. 2,5 kg Paste werden in den »Labors«, besser wohl als Kokainküchen zu 
bezeichnen, unter Zusatz von Äther, Aceton und anderen Chemikalien ca. 1,16 
kg Kokainbase und bei weiterer Raffinierung 1 kg Kokainhydrochlorid von etwa 
90 %iger Reinheit hergestellt. Die Chemikalien kommen vor allem aus den USA 
und der BRD. Zum Teil werden sie über Venezuela eingeschmuggeit oder abge- 
zweigt aus den Mengen, die für die legale Produktion z.B. von Farben in Ko- 
lumbien gekauft wurden. 

Das reine Kokain wird zum größten Teil in die USA transportiert, aber mehr 
und mehr auch nach Westeuropa. Der Transport in die Konsumländer geschieht 
zu einem geringen Teil über Kuriere, die die Ware im Gepäck oder aber im bzw. 
am Körper mit sich führen. Der Transport über Kuriere erfolgt in der Regel da, 
wo sich noch kein großer Markt etabliert hat. Im Körper kann allenfalls 1 kg - 
verpackt in Präservativen - transportiert werden. In dem Maße, wo im Konsum- 


1 Schätzungen von Crawley 1990, ein ha Anbaufläche erbrächte zwischen 1,2 und 2,2 Tonnen 
Kokablätter scheinen mir erheblich überhöht. An den Durchschnittswert, den er seiner Rech- 
nung zugrundelegi (1,7 l), reicht in den Schätzungen der DEA nicht einmal die bolivianische 
Koka heran. 

2 Auch hier gehen die Schätzungen auseinander. Für die Herstellung von einem kg Paste sind 
nach Crawley (S.11) 100 kg Blätter, laut BKA (zit. n. Hess 1988, S. 478) zwischen 80 und 200 
kg und laut Nadelmann durchschnittlich 180 kg vonnöten. 


jE4 Heiner Busch 


land größere Mengen abgesetzt werden können, verläuft der Schmuggel, oft als 
legale Ware deklariert, in Schiffen oder Flugzeugen. Die Mengen liegen dam 
oft im Bereich von einer Tonne. 

Im Konsumland wird das Kokain wiederum auf mehreren Stufen des Groß- und 
Zwischenhandels gedealt und erreicht den Konsumenten nurmehr ın einer Rein- 
keit von durchschnittlich 30 %, 


Wertschöpfung und Preisentwicklung 


Auf der Basis von US-Großhandelspreisen aus dem Jahre 1985 erstellte Nadel- 
mann (1990, 8. 44) eine Rechnung, die wir in Tabelle 1 wiedergeben. Grund- 
lage dieser Rechnung sind die Mengen, die notwendig sind zur Produktion von 1 
kg reinem Kokain (Zeile 3). Zeile 4 zeigt an, in welcher Weise die Preise dersel- 
ben Einheit sich im Laufe des Produktions- und Vermarktungsprozesses steigern, 
Zeile 5 zeigt die Wertschöpfung für diese Einheit auf jeder Stufe des Prozesses. 
Schon an diesen beiden Zahlenreihen wird absehbar, daß die Bauern nur einen 
minimalen Gewinn an der erwirtschafteten Gesamtsumme erhalten, daß aber die 
Gewinne auf den marktnahen Stufen am höchsten sind. Dies wird um so deutli- 
cher, wenn man sich vor Augen hält, daß die Zahl der Marktteilnehmer im rech- 
ten Bereich der Tabelle geringer, die Konzentration hier also am höchsten ist. 
Das Panorama muß ergänzt werden durch eine weitere Zahl: den Preis für die- 
selbe Einheit, gestreckt und aufgeteilt für den Einzelhandel. Dasselbe kg Kokain 
vollzieht dann einen Preissprung um das 10fache und kostete die Konsumenten 
1985 US$ 300.000. 


Gewinne der kolumbianischen Drogenunternehmer 


Die Schätzungen, welcher Teil des auf diesen Stufen produzierten Werts von den 
kolumbianischen Drogenunternehmern angeeignet wird, gehen erheblich ausein- 
ander. Sie hängen zu einem großen Teil davon ab, wieviele Stufen dieses Mark- 
tes von ihnen beherrscht werden. Wir haben bereits oben angemerkt, daß die 
Versuche, auch den Kokaanbau vertikal zu integrieren, beschränkt blieben. Die 
ungefähr 10% des Anbaus, die in Kolumbien stattfinden, sind darüber kinaus 
keinesfalls gänzlich in der Hand der Drogenunternehmer. 

Auch was deren Durchdringung des US-Marktes anbelangt, gehen die Angaben 
auseinander. Kalmanovitz (1990, 8.19) geht von einer Beherrschung von 65% 
des US-Großhandels aus. Andere Autoren schließen große Teile des Einzelhan- 
dels in den USA mit ein. Für Europa kann davon ausgegangen werden, daß nur 
der Importpreis bei den kolumbianischen Unternehmern zu Buche schlägt. In 
dem Maße, wie der Markt sich vergrößert hat, wurden Südamerikaner, die auf 
eigene Faust kleine Mengen importierten, vom Markt verdrängt. Der europät- 
sche Markt wırd wesentlich beherrscht durch Gruppen aus den jeweiligen Kon- 
sumländern. Selbst da, wo südamerikanische Gruppen aktiv sind, dürfte kaum 
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Tabelle 1 

Gesamtmenge 100.090 t 6671 600 200 i 150: 651 
Kokaprodukte Kokablätter  Kekapaste Kokapaste Base/Kokain Kokain Kokain 
Gesamtzahl der 222.000 74.000 7.400 1.333 306 650 
Marktteilnehmer Bauern Raffinierer Transporteure Raffıinierer Exporteure Importeure 
Kokaeinheit 450 kg 3 kg 3 kg ikg ikg ikg 
Kg-Preis des 4 800 1.400 6.000 9.000 30.000 


Produkts in US $ 


Preis der Koka- 1.800 2.400 4.200 6.000 9.090 30.000 
einheit in US $ 


Zahl verkaufter i 3 27 150 500 100 
Einheiten 


Gesamteinkünfte pro 1.800 7.200 113.000 900.000 4.500.000 3.000.000 
Marktieilnehmer 


Wertschöpfung pro 1,8 1,8 48,6 270 1.500 2.100 
Marktteilnehmer 
in Tsd. US $ 


Gesamteinkünfte 400 533 840 1.200 1350 2.000 
aller Marktteiln. 
in Mill. US$ 


Wertschöpfung 400 133 360 360 150 1.370 
aller Markttein. 
in Mill. US $ 


Quelle: Nadelmann 1990, S. 44 (Die Kokaeinheit bezieht sich auf die Menge, die jeweils notwendig ist für die 
Produktion von 1 kg Kokain) 


davon ausgegangen werden, daß es sich um direkte Residenturen der »Kartelle« 
handelt (Lewis 1939). 

Gegen eine monopolistische Struktur des Kokainmarktes spricht auch die Tatsa- 
che, daß die Großhandelspreise in den USA ganz erheblich nachgelassen haben. 
Konnten nach Gömez noch 1982 auf der Höhe des Kokainbooms in den USA 
32.000 US$/kg erzielt werden, so stürzte der Preis im folgenden Jahr auf nur 
mehr US$ 27.000. Nach einer kurzen Erholung im Jahre 1985 (US$ 309.000) 
sank der Preis weiter und liegt seit 1987 bei etwa 15.000 US$. Kalmanovitz 
(1990) gibt zwar durchweg höhere Preise an, deren Entwicklung aber die gleiche 
ist (vgl. Tab.2). Bei den beiden bekanntesten und größten Gruppen der Drogen- 
händler Kolumbiens - dem »Medellin-Kartell« und dem »Cali-Kartell« - kann 
deshalb im eigentlichen Wortsinne nicht von »Kartellen« geredet werden. »Die 
Gruppen waren nicht in der Lage, das Angebot effektiv zu kontrollieren oder 
Preise auf einem aufgeblähten Niveau zu halten« (Bagley 1988, S. 77). 

Auf den europäischen Märkten, denen nach dem Preisverfall in den USA und 


I66 Heiner Busch 


den vermehrten polizeilichen und militärischen Anstrengungen zur Beschlag- 
nahme die besondere Aufmerksamkeit der Drogenunternehmer galt, können er- 
heblich höhere Preise erzielt werden. Das BKA schätzte 1986 Importpreise auf 
120.000 bis 250.000 DM (Hess, 1989, S. 478). Auch hier sind die Preise am 
fallen. Für 1988 werden bereits nur noch durchschnittlich 100.000 DM angesetzt 
{BKA 1989, 5.231). 


Tabelle 2 
Jahr exporlierte US-Großhan- Gewinn 
Menge in Tonnen delspreise in Mill. US $ 
in Tsd. US $ 
1981 50 70 52 60 2.029 3.360 
1982 so 30 52 60 3.670 4.320 
1983 99 100 27 50 2.069 4.000 
1984 74 100 26 45 1.310 4.320 
1985 61 130 30 40 1.390 4.160 
1986 84 160 22 30 1.340 5.840 
1987 91 230 15 25 805 5.200 
1988 75270 15 18 645 4.912 


Dis erste Spalte enthält jeweils die Schätzungen von Gömez, die zweite von Kalmanovitz, 
(Kalmanovitz geht für 1987 von 30 t. und für 1988 von 40 t für den europäischen Markt aus) 
Quelle: Gömez 1990 und Kalmanovitz 1990 


Tabelle 2 zeigt die Ergebnisse zweier kolumbianischer Autoren, die jeweils als 
Minimum bzw. Maximum sowohl der exportierten Menge als auch der Preise 
und Gewinne angesehen werden können. Entsprechend der Unterschiede in den 
Berechnungen gehen die beiden Autoren von einem unterschiedlichen Anteil des 
Drogengeschäfts - sowohl mit Kokain als auch mit Marihuana - am Bnuttein- 
landsprodukt aus. Während Gömez mit einem durchschnittlichen Anteil von 3- 
3,5% rechnet, setzt Kalmanovitz zwischen 6 und 8% an. Ähnliche Proportionen 
vermuten dieselben Autoren jeweils für den Anteil an der Arbeitststatistik. Im 
Unterschied zu Bolivien und Peru, wo es sich dabei vor allem um Bauern und 
Pastenmacher handelt, die regelmäßig in diesem Wirtschaftszweig tätig sind, 
sind die regelmäßigen Beschäftigungen in der Kokainbranche Kolumbiens erheb- 
lich geringer. Fraglich ist auch, inwieweit die sekundären Arbeiten - Anstellun- 
gen als Wächter und dergleichen in den Villen und Landsitzen der Drogenunter- 
nehmer - hier eingerechnet sind und werden dürfen (Camacho 1989, $. 201 £.). 


Rückfluß der Narcodollars 


Von entscheidender Bedeutung für die Frage, ob Kolumbiens Wirtschaft eine 
Drogenökonomie darstellt, ist aber nicht nur der Gewinn, der aus dem Drogen- 
handel stammt, sondern die Frage, wieviel von diesem Gewinn nach Kolumbien 
zurückfließt. Alle Autoren sind sich dabei einig, daß der Rückstrom an Narco- 
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dollars nach Kolumbien der geringere Teil des Gewinns ist. Der Löwenanteil des 
Gewinns bleibt als Wertpapier- und Immobilienanlagen außerhalb - in den USA 
selbst aber auch in den internationalen Finanzparadiesen von Panamä bis zu den 
Bahamas. 

Auch hinsichtlich der Dimensionen des Rückflusses sind die Schätzungen von 
Kalmanovitz (1990, S. 22) mit 1,5 Mrd US$ als das Maximum anzusehen. Lee 
(1990, 8.24) geht von einer Summe von 0,5-1 Mrd US$ aus. Selbst wenn man 
Kalmanovitz folgt, reichen die Rückflüsse aus dem Drogenexport Kolumbiens 
nicht an die Einkünfte aus dem wichtigsten Exportprodukt des Landes, Kaffees, 
heran. Die trotz der geringeren Anteile am Drogengeschäft viel höhere Bedeu- 
tung der Narcodollars in Bolivien und Peru erklärt sich vor allem aus dem Nie- 
dergang der legalen Produktion und Exporte (vgl. Tabelle 3). 


Tabelle 3 

Peru Bolivien Kolumbien 
Rückfluß von 
Kokaineinkünften 0,75 0,50 1,0 
in Mrd. US $ 
Wert der legalen 2,60 0,53 5,7 
Exporte in Mrd. US $ (1988) (1988) (1988) 
Einkünfte aus dem Kupfer Erdgas Kaffee 
wichtigsten Export- 0,516 0,345 1,6 
produkt in Mrd. US $ (1987) (1986) (1987) 
Rückfluß aus dem 
Kokaingeschäft in 29 fast 100 18 
Prozent der legalen 
Exporterlöse 


Quelle: Campodönico 1989, 5. 234. 


Narcodollars und neoliberale Wirtschaftspolitik 


Auch wenn man davon ausgeht, daß der prozentuale Anteil des Drogengeschäfts 
an der Volkswirtschaft Kolumbiens vergleichsweise niedrig ist, so ist ihr Einfluß 
auf die Entwicklung des Landes in den letzten 15 Jahren keineswegs unbedeu- 
tend. Ihre besondere Wirkung konnten die Narcodollars allerdings erst durch die 
neoliberale Wirtschaftspolitik besonders der Regierungen Löpez Michelsen 
(1974-78) und Turbay Ayala (1978-82) entfalten. 

Die künstliche Überbewertung des Peso und die Schwemme schwarzer Dollars, 
deren Kurs bis 1982 zum Teil erheblich unter dem offiziellen Dollarkurs lag, 
stimulierte sowohl die legalen als auch die illegalen Importe. Die Narcodollars 
waren eine der wichtigsten Finanzierungsquellen des Schmuggels, der sich in 
den 70er Jahren über das traditionelle Maß hinaus ausbreitete. Die von der Re- 
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gierung geduldeten Märkte für Schmuggelwaren, die sog. Sanandresitos - be- 
nannt nach dem Freihafen auf der zu Kolumbien gehörenden Karıbikinsel San 
Andres - wuchsen in allen größeren Städten und sorgten dafür, daß ausländische 
Produkte auch für den durchschnittlichen Konsumenten weitaus billiger zu haben 
waren als inländische. Es stiegen aber auch die legalen Importe, deren Unter- 
fakturierung eine der wesentlichen Formen der Geldwäsche darstellen. »Die At- 
traktivität dieses Verfahrens besteht darin, daß der Importeur einen Teil der 
Rechnung in Schwarzmarkt-Dollars unter dem offiziellen Kurs zahlt und damit 
außerdem Steuern und Zölle spart« (Kalmanovitz 1990, $. 23). 

Sekundiert wurde diese Entwicklung durch die Wirtschaftspolitik der kolumbia- 
nischen Regierungen ab 1974, die wesentlich Rezepten des IWF folgten. Bereits 
1974 unterschrieb die Regierung Löpez einen Kontrakt mit dem IWF, der auf 
eine nahezu vollständige Liberalisierung des Außenhandels hinauslief. Die durch 
den Drogenhandel (aber auch durch die Kaffeebonanza der 70er Jahre) 
ausgelöste Dollarschwemme versuchte sie u.a. durch die ventanilla siniestra, den 
»unheimlichen Schalter« der Staatsbank, Banco de la Repüblica, aufzufangen, an 
dem Devisenmengen in beliebiger Höhe in Pesos umgetauscht werden konnten. 
Gesenkt wurden auch die Zölle (für Konsumgüter von 85% im Jahre 1975 auf 
35% 1980). Demgegenüber stiegen die Zinsen. 

Das Ergebnis war eine massive Krise der kolumbianischen Industrie. Während 
der Import von Fertigprodukten von 1974 US$ 1,4 Mrd. auf US$ 4,8 Mrd. im 
Jahre 1982 stieg, verlor die kolumbianische Industrie 20% ihrer Binnenmarkt- 
anteile allein aufgrund der Konkurrenz legaler Importe. Hinzuzurechnen wären 
weiter die Verluste aufgrund des Schmuggels, die sich im selben Zeitraum auf 
ungefähr 1 Mrd. US$ belaufen (vgl. Uprimny 1990, S. 23). Während die ko- 
lumbianische Fertigproduktindustrie von 1945 bis 1974 ein durchschnittliches 
Wachstum von 7,3% im Jahr aufwies, beginnt sich ihr Wachstum ab 1974 zu 
vermindern und dann ab 1980 ins negative umzuschlagen (-4,2% 1982). Statt ei- 
ner wirklichen Modernisierung und Konsolidierung der Industrie mithilfe der 
einströmenden Devisen erfolgte eine Aufblähung der Finanzspekulation. Gegen- 
über einer 29%igen Steigerung des Bruttoinlandsprodukts wuchs der Finanzsek- 
tor von 1976 bis 1983 um ganze 51 % (vgl.Uprimny 1990, S.123). 

Die Regierung Betancur (1982-86) modifizierte die Vorgehensweise ihrer Vor- 
gängerinnen. Importkontrollen wurden wieder eingeführt, die Zölle stiegen wie- 
der, auch versuchte man, den Schmuggel einzuschränken. »In Sachen Wechsel- 
kurspolitik ist zwar eine starke Abwertung des Peso (d.h. des offiziellen Kurses) 
zu verzeichnen, auch wurden die Überweisungen ins Ausland stärker kontrol- 
liert, die ventanilla siniestra funktionierte aber weiter und die Dollars aus dem 
Drogenhandel nährten weiterhin die Wirtschaft« (Campodönico 1989, 8.248). 

In den Jahren der allgemeinen Krise, in denen die Volkswirtschaften anderer la- 
teinamerikanischer Länder dem völligen Zusammenbruch zustrebten, konnte die 
kolumbianische Wirtschaft mithilfe des schwarzen Dollarstroms ihre Liquidität 
aufrechterhalten und wurde vom IWF zum Musterbeispiel erklärt. 
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Investitionen der Drogendollars 


Aber auch dort, wo die Investitionen der Drogenunternehmer besonders in den 
80er Jahren nicht im Finanzbereich investiert wurden, hatten sie nicht gerade 
eine positive Folge. Sie verteilten sich zu 45% auf ländliche und städtische Im- 
mobilien, auf die Viehzucht entfielen 20%, den Handel 15%, die Baubranche 
10% und schließlich auf Dienstleistungen und Tourismus 10%. 

Die wohl einschneidensten Folgen hatten die Investitionen im Immobilienbe- 
reich. Die städtischen Grundstückspreise stiegen erheblich, da die Drogenunter- 
nehmer mit dem Ziel der Geldwäsche jeden Preis zu zahlen imstande waren. Der 
Bau von Luxuswohnungen und luxuriösen Kaufhäusern in den großen Städten 
nahm zu. 

Die Käufe im ländlichen Bereich beliefen sich zwischen 1984 und 1988 auf 
250.000 ha jährlich, insbesondere in den Regionen, in denen seit Jahren die 
Auseinandersetzungen um den Landbesitz scharfe Formen angenommen hatten, 
in denen es starke Bauernorganisationen und Landarbeitergewerkschaften gab 
und auch die Guerrilla präsent war. Am deutlichsten erkennbar ist dies im mitt- 
leren Bereich des Magdalena-Fiusses (Magdalena Medio) und an der Karibikkü- 
ste (Cördoba) aber auch in den südöstlichen an Venezuela grenzenden Ebenen 
(Llanos orientales). Sicherlich führten die Investitionen auf dem Lande auch zu 
einer teilweisen Modernisierung und Produktivitätssteigerung in der Viehzucht. 
Die erste und direkte Folge aber war eine massive Umverteilung. Das staatliche 
Landreforminstitut INCORA verteilte von 1964-1988 einschließlich 588.000 ha 
Land, in der Regel von geringerer Güte und in schlechteren Lagen an insgesamt 
30.000 Bauernfamilien. Die Landkäufe, insbesondere aus dem Umkreis des sog. 
Medellin-Kartells, betrafen in nur vier Jahren nahezu das Doppelte. 


2. Drogenhandel und Herrschaftssystem 


Die politische Rolle der Drogenunternehmer ist nur dann verständlich, wenn 
man den Hintergrund des politischen Systems Kolumbiens vor Augen hat. 


Die Frente Nacional und ihre Krise 


Seit dem Ende der Violencia, dem Bürgerkrieg, den die beiden traditionellen 
Parteien der Oligarchie, die Liberalen und die Konservativen, zwischen 1948 
und 1958 austragen ließen und bei dem mehr als 200.000 Menschen ihr Leben 
ließen, beruhte die politische Macht in Kolumbien auf einem Pakt, den die Füh- 
rer der beiden streitenden Parteien 1957 unterzeichnet haben: der Frente Nacio- 
nal. Die Frente Nacional beruhte nicht nur auf einem Übereinkommen der bei- 
den Parteien, sich in die Macht zu teilen, den Inhaber des Präsidentensessels alle 
vier Jahre untereinander zu tauschen und auch alle weiteren politischen und ad- 
ministrativen Ämter paritätisch zu besetzen. Sie ist nicht denkbar ohne die zwei- 
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te Säule dieses Systems, das Militär, dessen Kraft auf dem seit der Violencia na- 
hezu ununterbrochen geltenden Ausnahmezustand und politisch in der Teilhabe 
an der Regierung in Gestalt des Verteidigungsministers beruht, der fast durchge- 
hend der rangälteste General war. Ökonomisch und sozial beruhte dieser Pakt 
auf der Unterstützung durch die Oligarchie aus Unternehmern und ländlichen 
Großgrundbesitzern, die mit ihren Interessen auch die beiden traditionellen Par- 
teien dominierten. 

Dieses System war von Grund auf antidemokratisch, beruhte es doch auf dem 
deutlichen Ausschluß der Mehrheit der Bevölkerung von der politischen Macht. 
Alle Ansätze der Veränderung blieben Ansätze und wurden durch schlichten 
Wahlbetrug wie 1970° und Repression am Fortkommen gehindert. Vor dem 
Hintergrund der Tradition bewaffneten Widerstands ın Kolumbien und dem Sieg 
der kubanischen Revolution war die Entstehung von Guerrillaorganisationen seit 
den 60er Jahren eine fast logische Konsequenz. Als subversiv verfolgte das Mili- 
tär aber nicht nur die bewaffneten Organisationen, sondern alle, die ihnen zuge- 
rechnet wurden. 

Der Sozialpakt der Frente Nacional blieb trotzdem bis weit in die 70er Jahre in- 
takt und wurde selbst nach seinem formalen Auslaufen 1974 fortgesetzt. Die 
0er Jahre lassen aber gleichzeitig eine fundamentale Krise dieses Systems her- 
aufziehen: Die Bindung an die traditionellen Parteien, die lange Zeit zumindest 
für die Mittelschicht eine Integrationsfunktion hatten, ließ nach. Den Parteien 
fehlte mehr und mehr die Programmatik. Sie standen nur noch als Repräsentan- 
ten klientelistischer Interessen da. Die Beteiligung an den ohnehin reichlich 
sinnlosen Wahlen ging trotz Stimmenkauf massiv zurück. Vor allem in der 
zweiten Hälfte der 70er Jahre häuften sich die massiven Proteste, erkennbar u.a. 
an dem ersten landesweiten paro cfvico 1977, einem Generalstreik unterstützt 
durch Blockaden und Demonstrationen, auf den die Regierung Turbay kurz nach 
Amtsantritt mit einer drastischen Erweiterung der Vollmachten für Militär und 
Polizei reagierte.* Auch die ökonomischen Interessen, die diesen Pakt getragen 
haben, gerieten mit dem Aufstieg des spekulaiiven Kapitals und der Krise der 
Industrie, zum Teil ausgelöst durch die Bonanza marimbera, den Marihuana- 
Boom, ins Wanken., 


3 Die ANAPO unter General Rojas Pinilla, dem Militärdiktator, der von 1953-57 die Macht an- 
fangs mit Zustimmung der beiden traditionellen Parteien usurpierte, war nach übereinstimmen- 
der Aussage aller ernstzunehmnenden Quellen die Gewinnerin der Wahlen am 19. April 1970. 
Nach diesem 19. April benannte sich die in den 70er Jahren entstandene linksnationalistische 
Guerrilla M-19 (movimiento del 19 de abı). 

4 Das Sichsrheitsstatut von 1978 bildete die Grundlage für eine dramatische Ausweitung der Fol- 
terpraktiken und der Anwendung der Militärjustiz gegen Zivilisten, die der kolumbianischen 
Regierung erstmals größere internationale Proteste einhandelte. 1931 erschien zum ersten Mal 
ein ausführlicher Bericht von Amnesty International über dieses Land. 
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Zwischen Integration und Konflikt: 
das Verhältnis der traditionellen Eliten zur Drogenbourgeoisie 


Weder die ökonomische Entwicklung Kolumbiens noch seine politische Krise, 
die ihren Ausdruck in dem auch von internationalen Menschenrechisorganisatio- 
nen gegeißelten »Menschenrechtsnotstand« findet, können allein auf den Dro- 
genhandel zurückgeführt werden, wie dies vor allem seit Beginn des 
»Drogenkriegs« 1989 in den vereinfachenden Interpretationen der westeurcpäi- 
schen und nordamerikanischen Regierungen und Medien geschieht. Weder kann 
von einem ständigen Konflikt noch von einer durchgehenden Zusammenarbeit 
zwischen den Drogenunternehmern und den traditionellen politischen Kräften 
Kolumbiens und der sie tragenden Oligarchie die Rede sein. Von den 70er Jak- 
ren bis heute lassen sich vier Phasen dieses Verhältnisses unterscheiden (vgl. 
u.a. Gallön 1991, 8.77 ff): 


(1) bis 1981/1982: Pragmatismus 

Die 70er Jahre waren gekennzeichnet durch den wirtschaftlichen Aufstieg der 
Drogenunternehmer und die schrittweise Formierung jener sozialen Schicht, die 
häufig einfach als Mafia, genauer wohl als clase emergente, als aufsteigende 
Klasse, oder als burguesta gangsteril, als Gangsterbourgeoisie, bezeichnet wird. 
Während die Regierung u.a. durch die ventanilla siniesira versucht, die Gelder 
aus dem Drogenhandel aufzufangen, wird vor allem der wirtschaftliche Einfluß 
dieser neuen Klasse stärker. Ihr politischer Einfluß bleibt in den 70er Jahren nur 
ein vermitteiter: Sie finanziert den Stimmenkauf durch die traditionellen Par- 
teien, die dadurch noch weiter korrumpiert werden. Aber auch andere Teile der 
Gesellschaft und des Staates halten die Hand auf, selbst die Kirche ist sich damu 
nicht zu schade. 

Unter dem Druck der USA unterschreibt Kolumbien zwar 1979 einen Ausliefe- 
rungsvertrag und erhält auch Polizei- und Militärhilfe durch den reichen Bruder 
aus dem Norden. Der Vertrag wird aber zunächst nicht in Kraft gesetzt. 

Hat man bis zu diesem Zeitpunkt das Problem ausschließlich als eines der Justiz 
und Polizei betrachtet, so ist es ım Wahlkampf 1922 eine Abspaltung der libera- 
len Partei, der Nuevo Liberalisme unter Luis Carlos Galän, der den 
traditionellen Parteien offen den Vorwurf macht, heiße Gelder zu akzeptieren. 


(2) 1982-1984: Erste Verhandlungen und erste Konflikte 

Die Wahlen 1982 sind aber auch deswegen von besonderer Bedeutung, weil sich 
in ihnen zum erstenmal die Drogenbourgeoisie selbst politisch zu Wort meldet. 
Pabio Escobar Gaviria, einer der führenden Personen des »Medellin-Kartelis« 
zieht auf einer Liste der Liberalen Partei ins Parlament ein. Carlos Lehder Rivas 
gründet in Armenia nicht nur eine eigene Zeitung, sonder auch eine eigens po- 
hitische Partei und versucht eine öffentliche Kampagne gegen den Auslieferungs- 
vertrag einzuleiten. 

Der neugewählte Präsident Belisario Betancur präsentiert sich als ein Präsident 
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des Dialogs. Noch 1982 wird eine Amnestie für Guernlleros erlassen, es folgen 
Waffenstillstandsverhandiungen mit der Guernlla, die teilweise zum Erfolg füh- 
ren. Auch die Mafia scheint das allgemeine Ambiente der politischen Öffnung 
nutzen zu wollen. In Panamä kommt es 1984 erstmals zu geheimen Verhandlun- 
gen, an denen einerseits führende Vertreter beider »Kartelle« und andererseits 
der Generalstaatsanwalt Jimenez Gömez und der ehemalige Präsident Löpez 
Michelsen teilnehmen, Diese Verhandlungen wurden vor allem deshalb berühmt, 
weil bei dieser Gelegenheit die Capos den Vorschlag unterbreiteten, die gesamte 
kolumbianische Auslandsschuld auf einen Schlag zu bezahlen. 

Dieser Versuch, sich in die herrschende Klasse zu inkorporieren, findet ein jähes 
Ende durch die Ermordung des Justizministers Rodrigo Lara Bonilla nach der 
Aushebung eines der größten Kokainlabors (Tranquilandia) durch kolumbiani- 
sche Polizei und Militärs und unter Beteiligung der DEA. Betancur setzt darauf- 
kin einerseits den 1982 aufgehobenen Ausnahmezustand und andererseits per 
Ausnahmedekrst den Auslieferungsvertrag in Kraft. Kurze Zeit später hebt der 
ÖÜberste Gerichtshof den Vertrag wegen technischer Mängel des Dekrets wieder 
auf. (Über außenpolitische Fragen hat das Gericht keine Kompetenz, ansonsten 
hat es im Laufe von 30 Tagen jedes Ausnahmedekret auf seins Verfassungsmä- 
Bigkeit zu prüfen.) Der Ausnahmezustand blieb allerdings weiter in Kraft und 
bildete den Anfang vom Ende des Friedensprozesses mit der Guerrilla unter Be- 
tancur. 


(3) 1984-89: Narco-Paramililarismus 

Die Ermordung Laras war der erste »Magnicidio«, der erste Mord der Mafia an 
einem hohen Vertreter des kolumbianischen Staates, wie es auch das erstemal 
war, daß ein kolumbianischer Präsident den »Drogenkrieg« erklärte. In der Phase 
bis 1989 wiederholte sich dieser Prozeß mehrmals. Opfer von Anschlägen wur- 
den jeweils solche Repräsentanten des Staates, die sich für eine stärkere Verfol- 
gung der Drogenhändler und insbesondere für die Inkraftsetzung des Ausliefe- 
rungsvertrags stark machten: 

- der Nachfolger Laras im Amt des Justizministers, Enrique Parejo Gonzales, 
ebenfalis ein Vertreter des Nuevo Liberalismo, der 1986 nur knapp einem An- 
schlag in Ungarn en/tging, wo er den Posten des Botschafters antrat, 

- der Chefredakteur der Tageszeitung »El Espectador«, die seinerzeit dem Nuevo 
Liberalismo sehr nahsstand, Guillermo Cano, der im Dezember 1936 in Bogotä 
ermordet wurde, 

- der Generalstaatsanwalt Carlos Mauro Hoyos, der im Januar 1988 entführt und 
ermordet wurde, und schließlich 

- Luis Carlos Galän, dessen Strömung wieder in die Gesamtpartei zurückgekehrt 
war, für die er 1990 zum Präsidentenant kandidierte. 

Auch die Reaktionen des Staates glichen sich: Der Auslieferungsvertrag trat in 
Kraft, der Ausnahmezustand wurde verschärft und mit neuen exekutiven und ju- 
stitiellen Vollmachten für Militär und Polizei versehen, deren Anwendung sich 
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dann in erster Linie gegen die traditionellen politischen Gegner der Linken und 
der Volksbewegung richteten. Nach einiger Zeit wurde der Auslieferungsvertrag 
wieder aufgehoben, Weniger wichtig nahm die kolumbianischs Regierung die 
Morde an »unbedeutenderen« Richtern, die meist unsonst mehr Schutz und end- 
lich eine politische Handlungsweise der Regierung forderten. 
Neben dieser auf den Schutz des Geschäfts und vor strafrechtlicher Verfolgung 
gerichteten Gewalt fällt in dieselbe Periode die Entstehung eines neuen Phäno- 
mens, das den Namen »Narcoparamilitarismo« erhalten hat (vgl. insgesamt Me- 
dina 1990), Die ökonomische Grundlags dieses Phänomens ist nicht in erster 
Line das Drogengeschäft, sondern die neue Rolle der Drogenunternehmer als 
Großgrundbesitzer, die sich seit etwa 1983 anbahnt. Es sind vor allem Reprä- 
sentanten des Medellin-Kartelis, die diesen Weg einschlagen. Der immense 
Landkauf kann nur zu einem Teil aus dem Motiv der Geldwäsche erklärt wer- 
den. Sicher suchten die Capos ab Beginn des ersten »Drogenkriegs« 1984 eine 
größere Sicherheit ihres Kapitals, die sie in legalen Eigentumstiteln für Grundbe- 
sitz fanden. Nach dem Scheitern der politischen Integration in die traditionellen 
Eliten ab 1934 versprach der Landkauf aber auch die Möglichkeit einer territo- 
rialen Integration. 
Diese territoriale Integration war zugleich eine Integration in ein (para) militäri- 
sches Projekt, dessen Anfänge bereits in die Zeit vor 1982 zurückreichen, als die 
Regierung Turbay die Vorstellung vertrat, sie könne bei einer entsprechenden 
militärischen Mobilisierung den Krieg gegen die Gusrrilia in kurzer Zeit gewin- 
nen. In Regionen wie dem Magdalena Medio, wo die Organisationen der Linken 
politisch dominierten und die Guerrilla der FARC quasipolizsiliche Funktionen 
wahrnahm, wurden neue Bataillone installiert. Gleichzeitig gründeten die Mili- 
tärs unter Rückgriff auf ein Dekret aus dem Jahre 1963 und mit Unterstützung 
örtlicher Großgrundbesitzer aber auch der ausländischen Ölgesellschaften sog. 
Selbstverteidigungsgruppen. 
Diese Gruppen und mit ihnen der »Schmmtzige Krieg« erhielten durch den Ei 
tritt der Mafia in diese Koalition einen erheblichen Aufschwung. Ausländische 
Ausbilder - insbesondere aus Israel und aus Großbritannien - wurden angehenert. 
Die Stärke und der Aktionsradius dieser paramilitärischen Gruppen erweiterte 
sich. Zeitweise war von 140 solcher Organisationen die Rede, 
Zu den Praktiken dieser Gruppen gehören zum einen das Verschwindenlassen 
von Personen sowie selektive politische Mordes an Führern und Mitgliedern In- 
ker Parteien, Gewerkschaften und Organisationen; die Umiön Patriötica, ein 
Bündnis linker Strömungen, das sich im Rahmen des Friedensprozesses unter 
Betancur gegründet hatte, wurde zur Zielscheibe der Aktionen gedungener Mör- 
der und verlor bis 1989 ungefähr 1000 Mitglieder, darunter zwei Präsident- 
schaftskandidaten und Vorsitzende, Jaime Parde und Bernardo Jaramillo, einen 
Stellvertreter, Peps Antequera, und mehrere Parlamenisabgsordnete. Zum ande- 
ven tauchte eine Form der Repression auf, die Kolumbien seit der Violencia 
nicht gekannt hatte: das Massaker. 
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So sehr die Finanzierung durch die neuen Großgrundbesitzer entscheidend für 
die Ausdehnung und Stärke der paramilitärischen Gruppen ab eiwa 1984 war, so 
sehr ist gleichzeitig kaum eine dieser Praktiken denkbar ohne die direkte Teil- 
nahme oder zumindest die Duldung von Teilen der offiziellen »Sicherheits«- 
kräfte. Sie sorgten für die Logistik; sie benannten Opfer; sie stellten faische Pa- 
piere für Killer aus; sie ermöglichten, daß Gruppen von 150 Bewaffneten, ohne 
behelligt zu werden, die Kontrollstellen in hoch militarisierten Zonen passieren 
konnten, um Massaker an der Zivilbevölkerung anzurichten. Die Militärjustiz 
auf der anderen Seite verhinderte die sirafrechtliche Verfolgung und Aburteilung 
der Schuldigen, während die zivile Regierung sich auch international als hand- 
lungsunfähig, als belagert durch die Gewalt von linken Guerrilleros und Dro- 
genhändlern, darstellte. 


(4) 1989-?: Drogenkrieg oder Befriedung? 

Daß die Tätigkeit von paramilitärischen Gruppen nicht nur auf den Einfluß der 
Drogenunternehmer zurückzuführen ist, zeigte sich spätestens in der Folge der 
Ermordung von Luis Carlos Galän am 18. August 1989. Vorausgegangen war 
dem Mord eine einjährige Phase geheimer Verhandlungen zwischen Regierungs- 
vertretem - u.a. dem persönlichen Sekretär des Präsidenten - und Drogenunter- 
nehmern. 

Noch in der Nacht nach dem Mord erklärte Präsident Barco den Krieg gegen die 
Drogenmafia und kündigte eine Serie von Ausnahmedekreten an, die außer der 
Einführung der Auslieferung auf administrativem Wege und der Möglichkeit der 
Beschlagnahme des Besitzes von Personen, gegen die der Verdacht des Drogen- 
handels besteht, folgendes enthielten: eine Erhöhung des Strafrahmens für politi- 
sche Delikte, also solche, die nichts mit dem Drogenhandel zu tun hatten; die 
Erweiterung der Vollmachten für Militär und Polizei insbesondere um die Mög- 
lichkeit einer Festnahme und Kontaktsperre ohns richterliche Anordnung für 
insgesamt 7 Tage. Auch diesmal folgte eine Welle von Wohnungsdurchsuchun- 
gen und die Festnahme von fast 10.000 Personen. Davon betroffen waren 
großenteils solche Personen, die allenfalls entfernt, etwa als Wächter von Villen 
oder als kleine Dealer mit der Mafia zu tun hatten, sowie Lokale und Mitglieder 
linker Gruppierungen. Mehrere Städte, darunter Medellin wurden unter militär- 
sche Verwaltung gestellt. 

Die Antwort der »Extraditables«, der Auszuliefernden, war eine Bombenkampa- 
gne in den Großstädten - neben Medellin vor allem Bogotä -, die Zerstörung des 
Gebäudes der Sicherheitspolizei (DAS) durch einen ver dem Gebäude geparkten 
und mit Dynamit beladenen LKW, die Sprengung eines Flugzeuges der staatli- 
chen Gesellschaft Avıanca während eines Inlandfluges, bei der 111 Personen 
ums Leben kamen, die systematische Ermordung von Polizisten in Medellin 
u.a.m. 

Diese Eskalation dauerte bis zum Ende der Amtszeit von Barco an. Im Unter- 
schied zu früheren Phasen des Konflikts wurden tatsächlich eine ganze Reihe von 
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Drogenhändlern in die USA ausgeliefert. Gonzalo Rodriguez Gacha, einer der 
führenden Männer des Medellin-Kartells, wurde im Laufe eines polizeilichen 
Großeinsatzes erschossen. Der »Drogenkrieg« traf aber vor allem die Bevölke- 
rung der Großstädte, die bis dahin als relativ sicheres Orte galten. Je länger der 
Konflikt andauerte, desto mehr wuchs gerade hier der Unmut über die Sinnlo- 
sigkeit der Auseinandersetzung. Hinzu kam, daß die Auslieferung auch wegen 
der Art, wie sie durchgeführt wurde, als eine Einmischung der USA in Problems 
Kolumbiens angesshen wurde. 

Der 1990 neugewählte Präsident Gaviria änderte diess Strategie. Er beugte sich 
nicht nur dem Druck der Öffentlichkeit für die Einberufung einer verfassungsge- 
benden Versammlung, die im November 1990 gewählt wurde und bei der die zur 
legalen Partei konstituierte Ex-Guerrilla M-19 mehr als 20% der Stimmen auf 
sich vereinigen konnte. Er setzte auch eine neue Runde der Verhandlungen mit 
den Drogenhändiern in Gang. Im Unterschied zu früheren Verhandlungen wur- 
den diese öffentlich geführt. Den Drogenhändlern wurde per Dekret das Angebot 
gemacht, auf eine Auslieferung zu verzichten und Strafen zu reduzieren, falls sie 
sich freiwillig der Justiz stellten. Nachdem die verfassungsgebende Versamm- 
lung in ihrem Entwurf die Auslieferung von kolumbianischen Staalsangehörigen 
verbot, stellte sich selbst Pablo Ecobar. Alle führenden Mitglieder des Medellin- 
Kartells sitzen derzeit in speziell gesicherten und bewachten Gefängnissen. Die 
Bombenkampagne der Mafia, bei der zwischen Ende Mai 1989 und Ende Juni 
1990 227 Personen ums Leben kamen, ist damit vorerst beendet. 

Der »Schmutzige Krieg«, dem im selben Zeitraum 13mal mehr Menschen zum 
Opfer fielen, dagegen nicht. 


»Seit 1986 sterben in Kolumbien im Tagesdurchschaitt 10 Personen aus politischen Gründen: 3 bei 
bewaffneten Auseinanderseizungen zwischen Streitkräften und Guerrilla, wobei nicht alle direkte 
"Opfer der Auseinandersetzung sind. Es sind viele Fälle bekannt, wo nachträgliche Erschießungen 
durch das Militär als bewaffnete Auseinanderseizungen deklariert wurden. Alle zwei Tage ver- 
schwindet eine Person, eine weitere stirbt iäglich bei Aklionen der "sozialen Säuberung‘ und 6 auf- 
grund von politischen Atientaten. Diese Tendenz ist auch unter der Regierung Gaviria gleich 
geblieben .... Eine substantielle Verbesserung hat es nicht gegeben« (Üprimny 1991, 8.100) 


Im Laufe der Aktionen gegen die Mafis wurden zwar die dieser zugerechneien 
paramilitärischen Gruppen zerschlagen, die anderen aber nicht. Auch eine Säu- 
berung des Militärs und der Polizei hat nicht stattgefunden. Selbst die verfas- 
sungsgebende Versammlung wagte es nicht, diesss Thema zu berühren (vgl. 
Uprimny 1991). 

Weder die wirtschaftlichen und sozialen Probleme des Landes, so kann hier re- 
sumiert werden, noch sein Menschenrechtsnotstand, sind ausschlisßlich der Prä- 
senz der Drogenmafia geschuldet, Ein Krieg gegen sie löst daher das Problem 
auch nicht, sondern verschlimmert es, 
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3. Angriff auf die Nachfrageseite - 
die US-amerikanische Konzeption des Drogenkriegs 


Daß ein Krieg gegen die Drogen sehr wohl richtig und darüber hinaus erfolg- 
reich sein könne, ist allerdings die Ansicht der. US-Regierung. Sie läßt diesen 
Krieg zum einen auf den Straßen ihres eigenen Landes, zum anderen aber in den 
Drogen-Produktionsländern führen, die ihn aufgrund ihrer wirtschaftlichen, so- 
zıalen und politischen Lage am wenigsten brauchen können. 


Militarisierung der US-Drogenbekämpfung 


Gemäß dem Plan Bennett, benannt nach dem damaligen Drogen-Zaren der Bush- 
Regierung, flossen schon 1989 (einschl. der Unterstützung für die lokalen Akti- 
vitäten der DEA) 87,8 Mio US$ Militär- und Polizeihilfe nach Kolumbien, 1990 
waren es 115,6 Mio US$ (Youngers 1990, 8. 27). Bereits kurze Zeit nach der 
Erklärung des »Drogenkriegs« durch Barco trafen US-Militärberater sowie 
Kriegsmaterial - u.a. Kampfhubschrauber und Flugzeuge - in Kolumbien ein. 
Auch Bolivien und Penn wurden in diese Hilfe miteinbezogen. 

Während vor der Ermordung Galäns der Schwerpunkt der US-Hilfen in Sachen 
Drogenbekämpfung auf der Beratung und dem Training der jeweiligen Polizeien 
durch die DEA lag, so richtet sich nun der Großteil der Hilfen vermittelt durch 
Militärs der USA an Militärs der drei Länder. Dies ist um so problematischer als 
gerade in Kolumbien das Militär sich in vielerlei Hinsicht auf eine Allianz mit 
der Mafia zur Bekämpfung des gemeinsamen politischen Gegners eingelassen 
hatte. Daß die US-Hilfen nicht gegen die Drogenmafia sondern im Rahmen von 
Aufstandsbekämpfungsprogrammen genutzt werden, Kann von den USA nicht 
garantiert werden. Im Gegenteil: gegenüber einer Delegation von US-Parlamen- 
tariern haben führende kolumbianische Offiziere bereits im März 1990 angege- 
ben, daß ein großer Teil dieser Hilfen im Rahmen der Opsration Tri-Color 1990 
eingesetzt werden, mit der die Guerrilla im Nordosten Kolumbiens - eindeutig 
kein Koka-Anbaugebiet - bekämpft werden sollte. Im Rahmen dieser Öperatio- 
nen kam es zu Bomardements auf Dörfer im Department Norte del Santander. 
Mehr als 1400 Bauern mußten aus den Dörfern in die umliegenden Städte fliehen 
(House of Representatives 1990, S. 93).6 

Selbst wenn man einen Krieg gegen die Drogenhändler für sınnvoll hielte, wäre 
das Militär der falsche Adressat. Denn der Hauptanteil der Auti-Drogen-Aktivi- 
täten oblag auch 1989 und 1990 weiterhin der Polizei. »Das Überwiegen kon- 


5 Die Wirtschafishilfe im Rahmen der »Andean Strategy« betrug dagegen 1989 0 US$ und 1990 
3,6 Mic, vgl. Youngers, 1990, 8.27. 

6 Die Bombardements und der Artilierie-Beschuß aus der Luft betraf insbesondere die Region 
von San Vicente de Chucurf. Dem Bericht der US-Parlamentarier zufolge soll es auch in ande- 
ren Regionen des Landes zu ähnlichen Aktionen gekommen sein. Nachdem das Militär am 
Tage der Wahlen zur verfassungsgebenden Versammlung, am 9. November 1990, das Haupt- 
quartier der FARC angriff, hat sich die Auseinanderseizung zwischen Guerrilla und Heer er- 
heblich verschärft. 
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ventioneller militärischer Ausrüstung für die kolumbianischen Streitkräfte, wie 
z.B. A-37-Flugzeuge, war nicht geeignet zur Führung eines unkonventionellen 
Krieges gegen die Narcoterroristen« (Bagley nach House of Repr. 1990, S. 93). 
Aber nicht nur die Adressaten der »Hilfen« sind Militärs. Auch auf der Seite der 
Absender zeichnete sich seit 1986, als Präsident Reagan den Krieg gegen die 
Drogen zur Angelegenheit der Nationalen Sicherheit erklärte, und verstärkt seit 
1989, eine Militarisierung der Drogenbekämpfung ab. Das Verteidigungsmini- 
sterium wurde 1989 zur führenden Instanz zur Verhinderung von Einfuhren ille- 
galer Drogen auf dem Luft- und Seeweg erklärt und löste in dieser Position u.a. 
die Küstenwache ab. Auch die Übertragung aller Informationen (»drug intelli- 
gence and operations information«) in ein einziges System obliegt seit diesem 
Zeitpunkt dem Verteidigungsministerium, das noch 1985 unter Weinberger sol- 
che Verantwortlichkeiten für eigentlich zivile Fragen ablehnte, weil sie die Ver- 
teidigungsbereitschaft der US-Streitkräfte schwächen würden (Youngers 1990, 
S. 6). Daß auch andere »Sicherheits«-Institutionen wie die CIA ihren Teil vom 
großen Kuchen der Drogenbekämpfung beanspruchten, kann nicht verwundern. 
Der Geheimdienst, der Jahre zuvor mit dem Medellin-Kartell kooperierte, um 
Waffen an die nikaraguanische Contra zu liefern, hat mittlerweile seine eigene 
Anti-Drogenabteilung. 


Erfolge? 


Das Kalkül hinter dieser Vorverlagerung der Drogenbekämpfung in die Produk- 
tionsländer besteht in der Hoffnung, dadurch das Angebot von Drogen auf dem 
heimischen Markt zu senken und gleichzeitig dafür zu sorgen, daß das trotzdem 
auf den inländischen Markt kommende Kokain einen hohen Preis hat. Je höher 
der Preis, desto weniger Personen würden die Droge kaufen, desto weniger 
Menschen würden sich zu einem erstmaligen Probieren verleiten lassen (Moore 
1990). 

Die Jahresbilanz von 1989 schien diese Strategie zu bestätigen. Mit 81,7 Tonnen 
war die sichergestellte Menge Kokain im Jahre 1989 dreimal so hoch wie 1986 
und 43% höher als noch 1989 (La Prensa 14.2.1990). Am 5. September 1990, 
ein Jahr, nachdem Präsident Bush in den Drogenkrieg eingestiegen war, verkün- 
dete Bennett bedeutende Fortschritte. Aufgrund der harten Schläge, die den ko- 
lumbianischen Drogenhändlern zugefügt wurden, sei ein Überangebot von Koka- 
Blättern in Peru und Bolivien entstanden, der Preis für das Rohprodukt sei des- 
halb gefallen. In einigen US-Großstädten dagegen sei ein Anstieg der Preise für 
das Endprodukt Kokam zu erkennen (Youngers 1990,S.4). 

Die Freude über den Erfolg dürfte nicht von langer Dauer gewesen sein, denn zu 
einem signifikanten Preisanstieg in den USA auf längere Dauer ist es nicht ge- 
kommen. Der Strategie unterliegt ein erheblicher Denkfehler. Was durch die 
US»Erfolge« in den Produktionsländern erreicht werden kann, ıst zunächst nur 
eine Verschiebung des Marktes: Programme zur Vernichtung von Ernten und 
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zum Abbrennen oder Besprühen von Feldern mit Herbiziden treiben die Bauern 
in entlegenere Regionen; in Peru etwa hat sich die Produktion vom oberen zu 
den zentraleren und unteren Teilen des Huallaga-Tals verlagert. Aktionen, die 
gegen die Kokainlabors in Kolumbien und die Transportwege kolumbianischen 
Kokains in die USA gerichtet sind, dürften in erster Linie dazu führen, daß neue 
Transportwege aufgetan werden und andererseits, daß die Kokainproduktion in 
andere Länder verlagert wird; tatsächlich ist die Kokainhersitellung in Brasilien, 
Bolivien und Ecuador gestiegen. 

Doch selbst wenn es möglich wäre, die Einfuhren von Kokain in die USA um 
50% zu reduzieren, hätte dies nur eine Steigerung der Konsumentenpreise um 
3% zur Folge (House of Repr. 1990, 8.7). Der Grund hierfür liegt in der Preis- 
kette bei der Produktion und Vermarktung von Kokain.’ Der größte Preissprung 
wird schließlich im Konsumland selbst hinzugefügt. Bis zur Einfuhr ist das Pro- 
dukt verhältnismäßig billig. 


»Die Kosten der Produktion und des Veririebs sind minimal, insbesondere auf der Ebene des An- 
baus und der Raffinierung; sie stellen nur einen Bruchteil des Einzelhandeispreises dar. Die Pro- 
duktion von Kokablättern beispielsweise macht weniger als 1% des endgültigen Einzelhandelsprei- 
ses aus. Selbst unmittelbar vor dem Export liegt der Preis bei 3-5% des Preises, den der Konsument 
in den USA zu zahlen hat. Und auch die Kosten für den Schmuggel (einschließlich der Profite der 
Schmuggler) fügen nur weitere 5% hinzu« (Peter Reuter zit.n. House of Repr. 1990, S.34). 

Der Versuch, durch die Eindämmung des Angebots auf die Verbraucherpreise 
und damit die Verbraucher selbst einwirken zu wollen, ist also von vornherein 
zum Scheitern verurteilt. Seine Kosten - nicht nur die finanziellen, sondern vor 
allem die politischen - sind dagegen enorm. 


Europäische Perspektiven? 


Die Länder der EG setzen zwar auch auf die Karte der Nachfragereduzierung, 
mischen sich aber nicht wie die USA militärisch in den Andenländsrn ein. Auf 
einer Sitzung der »Trilaterale gegen Drogen«, das sind Italien, Spanien und die 
USA - am 24. und 25. Oktober 1989 in Madrid, gemeinsam mit den zuständigen 
Ministern der drei Andenländer Kolumbien, Bolivien und Peru, an der auch ein 
Vertreter Frankreichs teilnahm, das damals die EG-Präsidentschaft innehatte, 
wurden die Unterschiede deutlich. Insbesondere Frankreich widersetzte sich ei- 
ner ausschließlich repressiven Lösung, wie sie von den USA vorgetragen worden 
war, 

Zwar legt auch der Schwerpunkt der Drogenbekämpfung in den EG-Ländern 
auf der Repression und auf der Verminderung des Angebots, allerdings wird dies 
nicht mit militärischen Mitteln versucht. Das liegt sicherlich zu einem gewichti- 
gen Teil an den ungleich geringeren militärischen Kapazitäten und dem geringe- 
ren militärpolitischen Einfluß der europäischen Länder im amerikanischen 
»Hinterhof«. Die »Hilfe« der europäischen Länder auf repressivem Gebiet liegt 


7 vgl.Tabelle 1 und Erläuterungen im Text. 
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vor allem auf der polizeilichen Seite. Wie schon die US-Bundespolizeien DEA 
und FBI vor einigen Jahrzehnten so haben auch die Polizeien der EG-Staaten seit 
Anfang der 80er Jahre begonnen, Verbindungsbeamte ins Ausland zu schicken, 
insbesondere in die Drogenproduktions- und Transitländer. Auch technische und 
Ausbildungshilfe für die Polizeien dieser Länder wird geleistet. Ziel ist, Koope- 
rationspartner für polizeiliche Ermittlungen im Ausland zu finden und frühzeitig 
Informationen zu sammeln. Ähnlich wie in den USA werden auch hierzulande 
Ermittlungen im Drogenbereich mehr und mehr verdeckt geführt, was u.a. zur 
Folge hat, daß das gerichtliche Verfahren, in dem die V-Leute und verdeckten 
Ermittler in der Regel nicht aussagen, immer mehr zur Farce wird. Im Schenge- 
ner Abkommen von 1990, das von den beteiligten EG-Ländern® noch zu ratifi- 
zieren ist, soll auch die sogenannte kontrollierte Lieferung, d.h. der Scheinkauf 
von Drogen in einem anderen Land und das verdeckte Begleiten bis zum Zielort 
und damit bis zur Beschlagnahme, zum ersten Mal in einem internationalen Ver- 
trag verankert werden. 

Bei der Schaffung des europäischen Binnenmarkts zielen auch die EG-Länder auf 
eine Abdichtung ihrer gemeinsamen Außengrenzen - und zwar nicht nur gegen 
illegale Einwanderer, sondern auch gegen Drogen. Es ist dabei nicht zufällig, 
daß die beiden Aspekte vermischt werden. Insbesondere die Niederlande und 
Belgien drängen darauf, bei der Vereinheitlichung der Visa-Bestimmungen für 
Kolumbianer, Bolivianer und Peruaner einen Visumszwang einzuführen. In den 
beiden genannten EG-Ländern ist dies bereits seit einem Jahr der Fall. Die Maß- 
nahme war eine Reaktion auf die Beschlagnahme von 2,3 Tonnen Kokain im Ha- 
fen von Rotterdam 1989. 

Neben dieser repressiven Komponente wollen die EG und ihre Mitgliedsländer 
das Problem auch von der wirtschaftlichen Seite angehen. Auch an dieser Front 
aber dürfte der Krieg gegen Drogen in weiten Teilen verloren sein. So wurden 
zwar in der EG die Importzölle für Kaffee, Bananen und Blumen aus Kolumbien 
weitgehend aufgehoben, was dem Land möglicherweise Absatzmärkte und Devi- 
seneinkünfte sichert. Diese Vorteile kommen aber nicht den Koka-Bauern zu- 
gute, sondern begünstigen in erster Linie Großproduzenten, die überdies z.T. 
mit Personen aus dem Drogengeschäft verwickelt sind. 

Die Substitution von Kokaanbau durch legale landwirtschaftliche Produktion, die 
die EG favorisiert, haben unter den wirtschaftlichen und politischen Bedingun- 
gen Kolumbiens kaum eine Chance auf Erfolg. Denn während die Bauern in den 
entlegenen Urwaldgebieten insbesondere bei der anhaltenden militärischen Aus- 
einandersetzung mit der Koka den Zugang zum Weltmarkt haben, finden sie mit 
ihren legalen Produkten - Mais, Yucca, Kakao u.a. - oft nicht einmal einen Zu- 
gang zum regionalen Markt. Die Voraussetzung für den Verzicht Koka anzu- 
bauen wären eine bessere Infrastruktur und eine höhere Produktivität, beides Be- 


8 Das Schengener Zusatzabkommen wurde am 19.6.1990 von den Benelux-Ländern, Frankreich 
und der BRD unterschrieben. Mittlerweile sind Italien, Spanien und Portugal beigetreten. Das 
Abkommen gilt als Pilotprojekt für die polizeiliche Zusammenarbeit in der EG ab 1993. 
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dingungen, die nur durch eine konsequente Landreform zu erreichen wären. Die 
aber ist weder in Kolumbien, noch ın den beiden anderen betroffenen Ländern ın 
Sicht. 

Die Produktion und Vermarktung von Kokain ist tief eingelassen in die Gesell- 
schaftsstrukturen der betreffenden Länder. Sie ist zudem ein wesentlicher Be- 
standteil der Beziehungen zwischen den armen Entwicklungsländern und den rei- 
chen industriekapitalistischen Staaten geworden. Eine Lösung des Problems muß 
deshalb diese Beziehungen berücksichtigen. 

Polizeiliche und militärische Lösungsversuche des »Drogenproblems« sind kaum 
als Lösungen zu bezeichnen. Sie treffen die ohnehin Geschlagenen noch härter. 
Während unter dem Eindruck von AIDS in den europäischen Ländern die Frage 
des Konsums von Drogen in bestimmten Bereichen der Öffentlichkeit und selbst 
der Exekutive heute sachlicher betrachtet wird als noch vor 10 Jahren, ist die 
Frage des Handels noch weit davon entfernt, offen und ohne die polizeiliche und 
militärische Keule im Hintergrund thematisiert zu werden. Die in internationalen 
Verträgen verankerte Prohibition läßt die Hindernisse derzeit unüberwindlich er- 
scheinen. 
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PROKLA 87: Nationalismus am Ausgang des 20. Jahrhunderts 


Im Universalismus soziologischer Kategorien und im Internationalismus Iin- 
ker Theorien war eines nicht vorgesehen: die »Wiedergeburt« nationaler 
Ideologien. War dies vorschnelier Optimismus? Liegt im Nationalismus eine 
verleugnete Chance zur Befreiung und Selbstbestimmung? Oder erzeugt die 
Suche nach »nationaler Identität« lediglich neue Minderheiten und territoriale 
Konflikte? 

Wie immer diese Fragen beantwortet werden, die politische Realität der 90er 
Jahre verlangt eine Auseinandersetzung mit sehr unterschiedlichen Erschei- 
nungen des natiosalen Mythos: mit neuen Mischungsverhältnissen zwischen 
Religion und Politik im Zuge der Reevangelisierung Osteuropas; mit einer 
oberhalb bestehender Staaten eingeforderten »arabischen Nation«; mit Natio- 
nalitäten, die ihre Legitimation aus tausendjährigen Ansprüchen auf einen ei- 
genen Staat herleiten. 

Auch in den westlichen Ländern scheint sich die »nationale Frage« neu zu 
stellen - mit der bevorstehenden Aufhebung der westeuropäischen National- 
staaten in einen Wirtschaftsraum, der ganz in der Art des klassischen Modells 
über territoriale Grenzen und ethnische Ausgrenzungen definiert zu werden 
droht: erzeugt die »Europäisierung« Europas einen Nationalismus neuen 
Typs? 
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Dele Olowu 
Korruption in Nigeria 
Ursachen, Folgen und Gegenmaßnahmen! 


Zusammenfassung: Am Beispiel Nigerias werden Ursachen, Folgen und Ge- 
genmaßnahmen von Korruption in staatlichen Bürokratien und politischen Insti- 
tutionen afrikanischer Gesellschaften dargestellt. Nach einer Diskussion unter- 
schiedlicher Erklärungsansätze für Korruption in der Sozialwissenschaft werden 
vier Triebkräfte der bürokratischen Korruption identifiziert (Zentralisierung, Bü- 
rokratisierung, Nicht-Demokratisierung, Pauperisierung), auf die sich erfoigrei- 
che Gegenmaßnahmen zu beziehen haben. 


Im folgenden soll der Schwerpunkt auf die bürokratischen Formen der Korrup- 
tion gelegt werden, d.h. auf die Korruption, die mit den Institutionen des öf- 
fentlichen Sektors und den darin arbeitenden Individuen verbunden ist. Dies be- 
trifft in Nigeria die Verwaltung der Bundesregierung, den Öffentlichen Dienst 
der 21 nigerianischen Bundesstaaten sowie 453 Lokalregierungen. Zwei Gründe 
rechtfertigen diese Entscheidung. Erstens bleibt die staatliche Bürokratie auch 
nach einem Jahrzehnt der Reformbemühungen um die Begrenzung ihres Um- 
fangs und Einflusses in Afrıka ein wichtiger Akteur des gesellschaftlichen und 
ökonomischen Wandels. Heute wird die Schlußfolgerung immer unausweichh- 
cher, daß ohne leistungsfähige sowie ethisch und sozial verantwortliche Institu- 
tionen des öffentlichen Sektors weder wirtschaftliches Wachstum noch eine vom 
Volk getragene Demokratie auf dem afrikanischen Kontinent Chancen haben. 
Zweitens liefert die Diskussion der bürokratischen Korruption einen geeigneten 
Analyserahmen für eine Bestandsaufnahme der Korruption auch in anderen ge- 
sellschaftlichen Bereichen, da die Bürokratie das Zentrum der geselischaftlichen 
Tätigkeit in den Entwicklungsländern Afrikas darstellt. 

Zwei weitere einleitends Bemerkungen vorab: Erstens sollte die nigerianische 
Erfahrung am besten als eine Fallstudie der afrikanischen Realität insgesamt be- 
trachtet werden. Nichts in der Literatur deutet darauf hin, daß Nigeria ein Fall 
sui generis ist - die Unterschiede zwischen den afrikanischen Ländern sind wohl 
eher gradueller denn qualitativer Natur. Die zweite einleitende Bemerkung all- 
gemeiner Natur betrifft unsere Vorstellung von »Korruption«. Die Wörterbuch- 
definition von Korruption verknüpft den Begriff mit dem Verfall oder der Ab- 
weichung von bestimmten vorgegebenen Normen. Im Zentrum der afrikanischen 


1 Dieser Text stellt die gekürzte Fassung eines papers für die Tagung »Ethics and Accountability 
in African Public Services« der United Nations Economic Commission dar, die Ende Oktober 
1991 in Arusha (Tanzania) stattfand. 
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Debatte steht nun, ob als »Korruption« allein diejenigen Praktiken bezeichnet 
werden sollten, die mit der Verwendung Öffentlicher Ressourcen und Einfluß- 
möglichkeiten für private Zwecke zu tum haben, oder ob nicht auch die Ver- 
schwendung und die ineffiziente Verwendung öffentlicher Ressourcen bei der 
Produktion von Gütern und Dienstleistungen, die in afrikanischen Ländern weit- 
hin vorherrscht, sc verstanden werden sollte. 


1. Bürokratische Korruption - eine Fallsammlung 


Der öffentliche Sektor in Nigeria hat bis in die ersten Jahre nach der politischen 
Unabhängigkeit im Jahre 1960 hinein viel Lob für seine hohen ethischen und 
technischen Leistungsstandards erhalten. Verglichen mit der politischen Klasse, 
deren Neigung zu korruptem Handeln nur noch durch das Gezänk und die Ge- 
walt ihrer Mitglieder übertroffen wurde, standen die Bediensteten der staatlichen 
Verwaltung in dem Ruf, ihrer Berufsethik der Objektivität, Unpartsilichkeit, 
Anonymität und hoher moralischer und finanzieller Aufrichtigkeit treu geblieben 
zu sein. Nachwuchsbeamte mochten diese Erwartungen gelegentlich enttäuschen, 
und besonders die Lokalregierungen, vor allem im südlichen Nigeria, wurden als 
Hort der Korruption und Bestechlichkeit beschrieben, aber dies hatte mit dem 
Rest des Öffentlichen Dienstes recht wenig zu tun.2 

Der Beginn der Militärherrschaft 1966 und der Ölboom der späten sechziger 
Jahre brachten die Verwaltungsbeamten stärker in Versuchung. Sie hatten die ra- 
sche Expansion des öffentlichen Dienstes zu überwachen und auch seines direkte 
Einbindung in die Produktion von Gütern und Dienstleistungen. Dies war auch 
die Zeit, in der beträchtliche Anstrengungen unternommen wurden, sich den pri- 
vaten Sektor des Landes einzuverleiben. Ich führe hier zwei Zitate von Wissen- 
schaftlern an, die das Wesen und die Dimensionen der Korruption im Öffentli- 
chen Sektor unter der Militärherrschaft zusammenfassend darstellen: 


»Dem Verschwinden korrupter Praktiken, die direkt mit politischer Patronage und den Parteifinan- 
zen zu tun halten, folgte ein dramatischer Anstieg der Fälle individueller Korruption. Eine Spielart 
bestand in der Bestechlichkeit von Beamten, die ihr Amt zum persönlichen Gewinn mißbrauchten. 
Eine zweite Spielart war die Kumpanei zwischen einem Öffentlich Bediensteten (normalerweise ei- 
nem als Politiker installierten Militär und manchmal einem Zivilbeamien) und einem Geschäfts- 
mann, der für einen Vertrag oder eine andere wichtige Gunst der Regierung, die ihm auf Vermitt- 
lung des Staatsbeamten zugefallen war, persönliche materielle Zuwendungen erbrachte.« (Adamole- 
kun 1985: 177) 

»Unter der Militärherrschaft, wo es keine Wahlkreise zu gewinnen und kein Wahlvoik gibt, dem 
man in noch so schwachem Sinne verantwortlich wäre, bestand die Wirkung des Ölbooms darin, die 
politischen Entscheidungsträger des Militärs und ihre bürokratischen Gehilfen in eine neue, besit- 
zende Rentnerklasse zu verwandeln, die eng mit ausländischen Geschäfisinteressenien kollaborierte, 
mit dem einzigen Ziel, sich die aus dem Öl abgezweigten Überschüsse zu ihrem persönlichen Vor- 
teil anzueignen. Die Kollaborstion nahm verschiedene Formen an. Eine bestand darin, sicherzu- 
stellen, daß aus einem bestimmten ausländischen Geschäfisinteresse ein gewinnträchtiger Bauauftrag 
der Regierung wurde, für den dann die Regierungsbediensteten, die in der Position waren, die Ver- 


2 Zur günstigen Einschätzung des Öffentlichen Diensies während der Zeit der Ersten Republik 
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gabe von Verträgen zu beeinflussen, eine angemessene Belohnung bekamen. Eine weitere Methode 
war, Großeinkäufe zu arrangieren, in deren Lieferpreis sehr lohnende Bestechungsbeträge eingebaut 
waren. Wieder eine andere Methode war die Teilhabe an gemeinsamen Unternehmen. "3 

Als es mit dem Sturz der Regierung von General Gowon im Jahre 1975 notwen- 
dig wurde, die Augiasställe auszumisten, wurde ein Gutteil der 11000 entlasse- 
nen Staatsdiener wegen verschiedener einschlägiger Vergehen in den Ruhestand 
geschickt, von der »gespaltenen Loyalität« über »Amtsmißbrauch« und » Absen- 
tismus« bis hin zur »Korruption«. Neuere Studien erhärten die Feststellung, daß 
die bürokratische Korruption ein Phänomen ist, das im gesamten Öffentlichen 
Dienst Nigerias vorherrscht, Auf der Ebens der Lokalregierungen hat Dele Ayc 
über ein Dutzend Fälle bürokratischer Korruption in drei Bundesstaaten (Ogun, 
Oyo und Kaduna) zusammengestellt, und alle Arten Öffentlicher Funktionsträger 
waren daran beteiligt: politische wie administrative Führungsebenen, mittlere 
Funktionäre und Nachwuchsleute (Ayo 1986). Auch ich habe auf der Ebene ei- 
nes Bundesstaates Fallstudien zur bürokratischen Korruption durchgeführt, in die 
Politiker, führende Beamte und Geschäftsleute im Bundesstaat Lagos verwickelt 
waren (Olowu 1985). Andere Wissenschaftler haben über die bürokratische Kor- 
ruption im Militärapparat geschrieben (Turmer 1978; Eker 1981; Adamolekum 
1985; Dudley 1982). Regelmäßige Berichte und Untersuchungen der Regierung 
liefern ebenfalls genügend Material zur bürokratischen Korruption.* Die größte 
Ausbeute dokumentierter Fälle steht jedoch in Zusammenhang mit den Politikern 
und den Spitzenfunktionären der Regierung der Zweiten Republik von 1979 bis 
1983. Eine Analyse der Urteile der verschiedenen Militärgerichtsverfahren er- 
gibt folgendes Resultat: 

- 131 Politiker und hohe Staatsbeamte wurden wegen Devisenvergehen oder ver- 
wandter Rechtsverletzungen verurteilt (ungesetzliche Ein- und Ausfuhr von De- 
visen)} und mußten Gefängnisstrafen von 3 Monaten bis zu 5 Jahren antreten. 

- 51 Politiker und hoke Staatsbeamte wurden verurteilt, weıl sie sich »auf kor- 
rupte Weise durch den Mißbrauch ihrer Ämter bereichert haben«. 

- 12 Personen setzten ihr Regierungsamt ein, um Zuwendungen für ihre politi- 
schen Parteien zu beschaffen, wobei nicht bewiesen werden konnte, daß sie auch 
persönlich davon profitierten. 

- 71 Regierungsfunktionäre schließlich wurden aufgrund der Anschuldigung kor- 
rupter Bereicherung verhaftet, mußten aber nach einem Jahr mangels Beweisen 
entlassen werden. (Vgl. Nigeria 1986) 

Trotz der teils langen Freiheitsstrafen wurden die Urteile in der Öffentlichkeit 
eher mit Zynismus aufgenommen, da man glaubt, daß die Militärmachthaber 


vgl. Nicolson 1969; Murray 1970; Adebo 1983; Adamolekun 1986. 

3 Dudley 1982: 1165, zitiert nach Olowu 1990: 214. Für weitere, ähnliche Einschätzungen vgl. 
Adedeji 1968: 144. 

4 Für eine Auswahl vgl. Nigeria 1975. Danach haben sich zehn von zwölf Militärgouverneuren 
unter der Gowon-Administration auf korrupte Weise bereichert. Ihre Guthaben wurden konfis- 
ziert und die zehn wurden aus den Streitkräften entlassen. 1991 hat sie die Babangida-Regie- 
rung wieder eingesetzt. Vgl. weiterhin Nigeria 1985a, 1985b zu den Vergehen in der Federal 
Housing Authority bzw. der Federal Mortgage Bank zwischen 1974 und 1984. 
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sich häufig noch größerer Korruptionsverbrechen schuldig gemacht haben als sie 
die verurteilten Politiker und Spitzenfunktionäre der Zweiten Republik begin- 
gen. Als mit dem Palastcoup vom August 1985 das damals herrschende Duo Bu- 
hari/Idiagbon durch den »lächelnden Freund der Bürgerrechte«, General Baban- 
gida, aus dem Amt gefegt wurde, wurden die langen Strafen entweder deutlich 
verkürzt oder aber in Geldstrafen umgewandelt. 

Die Auswertung von Zeitungsberichten zeigt, daß die Zahl der Korruptionsfälle 
im Lauf der Zeit eher zugenommen hat. Einige der heißesten Skandale lagen im 
Tätigkeitsfeld der Lokalregierungen, der halbstaatlichen Institutionen und der 
Banken, darunter die vor kurzem geschaffene »People's Bank«. Dabei wurde 
nachgewiesen, daß Brandstiftung zu einem bewährten Mittel geworden ist, die 
finanziellen Unregelmäßigkeiten der Staatsdiener zu vertuschen. Es sind mehrere 
Fälle der Kungelei zwischen nigerianischen Staatsbediensteten und ausländischen 
wie einheimischen Unternehmern aufgedeckt worden. Die stärksten Auswüchse 
der bürokratischen Korruption scheinen sich in der Polizei, den halbstaatlichen 
Unternehmen, der Justiz, den Untersuchungsbehörden, den Banken (bei den 
größten kontrolliert die Regierung die Mehrheitsanteile) und natürlich im Staats- 
dienst selbst zu finden. Der Bericht des »Political Bureau«5, der den Weg in die 
politische Zukunft des Landes vorzeichnen sollte, vermerkt, daß »Korruption 
und Disziplinlosigkeit zwei der schwersten Probleme sind, die sich dem politi- 
schen Fortschritt Nigerias seit seiner Unabhängigkeit entgegenstellen.« Der Be- 
richt zeichnet ein umfassendes Bild von den Dimensionen korrupter Praktiken im 
heutigen Nigeria: 

»Korruption ist in der nigerianischen Gesellschaft zu einem gängigen Begriff geworden - von den 
obersten Etagen der politischen und wirtschaftlichen Eliten bis zu den einfachen Leuten im Dorf. Zu 
ihren mannigfaltigen Erscheinungsformen gehören die inflationäre Vergabe von Regierungsaufträ- 
gen gegen Bestechungsgeider; Betrug und Fälschung von Abrechnungen im Öffentlichen Dienst; 
Prüfungsbetrug in unserem Bildungssystem, die Universitäten eingeschlossen; Annahme von Beste- 
chungsgeldern und Rechtsbeugungen bei der Polizei, der Justiz und anderen Rechtsorganen; und 
schließlich die verschiedenen Verbrechen gegen den Staat im Handels- und Industriesektor unserer 
Wirtschaft. Hier werden, unter einer Decke mit multinationalen Unternehmen, Waren überhöht ab- 
gerechnet, Güter gehoriet, Devisenschwindel und Schmuggeli betrieben. Auf der dörflichen Ebene 
zeigt sich die Korniption in solchen Praktiken wie dem Verschnitt von Marktware oder der Fäl- 
schung von Gewichtsmaßen, um die verkauften Mengen zugunsten des Anbieters zu verringern.« 
(Nigeria 1987: 213) 

All dies macht zwei wichtige Punkte deutlich. Die Korruption unter Politikern, 
die - ob sie in Khaki gekleidet sind oder die traditionelle Agbada tragen - Spit- 
zenpositionen in der Regierung innehaben, hat sich im Staatsdienst Nigerias 
zweifellos verfestigt und ist in der Tat ınstitutionalisiert. Jeder Versuch aber, be- 
stimmte Erscheinungsformen der Korruption aufzudecken, wird eher als Suche 
nach Sündenböcken denn als ernsthaftes Bemühen betrachtet, die Korruption 
auszumerzen. Der entscheidende Punkt ist freilich, daß durch die Korruption auf 


5 Das »Political Bureau« wurde 1986 als eine staatliche Kommission gegründet, die vorwiegend 
aus Sozialwissenschaftlern besteht, deren Aufgabe es ist, Konzepte für einen Übergang Nigerias 
in eine dritte demokratische Republik zu entwerfen (Anmerk. d. Übers.). 
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der Ebene der Politiker auch die Staatsbediensteten und der öffentliche Dienst 
insgesamt infiziert wurden. 

Unterdessen hat als Folge dieser Entwicklungen der öffentliche Dienst nicht nur 
ein schiechtes Image bekommen - auch die Moral des durchschnittlichen Staats- 
beamten ist erheblich gedrückt worden, der jetzt in eınem Teufelskreis von Kor- 
ruption, schwacher Leistung, schlechtem Image und noch mehr Korruption ge- 
fangen ist. Die Expertengruppe, die 1984 durch das Regime Buhari/Idiagbon 
eingesetzt wurde, um den öffentlichen Dienst der Zentralregierung zu untersu- 
chen und einschlägige Empfehlungen zu formulieren, hatte folgendes zu berich- 
ten! 


»Der Öffentliche Dienst ist heute eine angeschlagene Institution, die ihre lebenswichtigen Eigen- 
schaften wie Anonymität, Neutralität und Rechtssicherheit praktisch verloren hat; eine Institution, in 
der die Moral auf dem Tiefpunkt angelangt ist, in der übermäßige Vorsicht, unrechtmäßige büro- 
kratische Praktiken und unendliche Verzögerungen typisch geworden sind; eine Institution schließ- 
lich, die sich jedem Wandel offensichtlich entgegenstemmt und die zum Gegenstand dauernder öf- 
fentlicher Kritik geworden ist.« (Nigeria 1985c: 19) 


I. Erklärungsansätze der bürokratischen Korruption in Nigeria 


Wie die richtige Diagnose einer Krankheit für deren Heilung notwendig ist, so 
verdient auch die Erklärung der institutionalisierten Korruption im öffentlichen 
Dienst Nigerias besondere Aufmerksamkeit. Bisher sind vier grundsätzliche Er- 
klärungen vorgeschlagen worden, und jede soll hier kurz erörtert werden. 

Die erste Erklärung konzentriert sich auf die traditionellen afrikanischen Prakti- 
ken und Verhaltensformen und auf den Konflikt, in dem manche davon mit den 
Verhaltenserwartungen einer modernen Demockratie stehen. Viele Aspekte dieses 
Konflikts zwischen Tradition und Moderne sind dabei genannt worden, und hier 
können nur wenige davon angesprochen werden. Einige Autoren weisen auf die 
unterschiedlichen Werte hin, die zwischen dem modernen Staat als Institution 
und dem Rest der Gesellschaft bestehen. Peter Ekeh verwendet in seiner Theorie 
der »zwei Gemeinwesen« vor allem nigerianisches Fallmaterial, um aufzuzeigen, 
daß sich der Bereich des politischen Gemeinwesens in Afrıka aus zwei unter- 
schiedlichen Bereichen zusammensetzt - dem ursprünglichen Gemeinwesen des 
Dorfes und des Familienverbandes und der staatlichen Sphäre. Ekeh faßt die 
Dialektik dieser beiden Gemeinwesen, wovon das eine moralisch, das andere 
amoralisch ist, wie folgt zusammen: 


»Das ungeschriebene Gesetz dieser Dialektik ist, daß es legitim sei, das staatliche Gemeinwesen zu 
berauben, um das der eigenen Gruppe zu bereichern. Zwei Formen der Korruption sind mit dieser 
Dialektik verknüpft. Die erste ist die Veruntreuung von Mitteln des staatlichen Gemeinwesens, ge- 
nauer: der Regierung. Die zweite besteht darin, daß Staatsbedienstete Bestechungsgelder von denen 
verlangen und annehmen, die staatliche Dienste in Anspruch nehmen. Beides steht unter geringem 
moralischem Sanktionsdruck und kann von den Angehörigen der jeweils eigenen Gruppe durchaus 
moralische Anerkennung erfahren. Im Gegensatz dazu kommen jedoch diese Formen der Korrup- 
tion im Gemeinwesen des Stammes überhaupt nicht vor. Diese Unterschied gelten auch für die afri- 
kanischen Arbeitsgewohnheiten« (Ekeh 1975: 108, 1109. 
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Wenn diese konfligierenden Wertmuster in ein und derselben Organisation ne- 
beneinander bestehen, ergeben sich daraus Situationen, die durch administrative 
Anomie, durch Formalismus, sich überkreuzende Strukturen und Nepotismus 
geprägt sind (vgl. Riggs 1964). Ein weiterer Aspekt der afrikanischen Tradition, 
den einige Wissenschaftler vermerkt haben, ist die Sitte, Geschenke zu machen, 
bevor eine Dienstleistung ausgeführt wird. Diese Geschenke sind etwas anderes 
als »Trinkgelder«, die symbolischen Charakter haben und normalerweise nach 
der Ausführung der Dienstleistung gegeben werden (Brownsberger 1983). 
Ein zweiter wichtiger Erklärungsansatz der Korruption im Öffentlichen Sektor 
Afrikas legt den Schwerpunkt auf die politischen Parteien. Die herrschende Par- 
tei will keine Opposition und ist bestrebt, ihre Herrschaft zu verlängern, nicht 
nur, indem sie Wahlen manipuliert und versucht, die Opposition und alle ande- 
ren autonomen Organe auszuschalten, sondern auch durch die Politisierung des 
öffentlichen Dienstes. Staatsbedienstete, die korrupten Praktiken widerstehen, 
genießen kaum Protektion. Auf der anderen Seite werden jene, die kollaborie- 
ren, mit lukrativen Posten belohnt. Unter solchen Umständen werden Standards 
der Professionalisierung und der staatsbürgerlichen Moral überflüssig - und dies 
umso mehr, als durch die Betreiber der Politisiering der Bürokratie kein alter- 
nativer Korpus ethischer Prinzipien formuliert wird (Murray 1968; Adamolekun 
1986: 998). 
Eine dritte Erklärung für die Korruption des Öffentlichen Sektors ist dessen 
Größe. Angesichts der Tatsachen, daß der private Sektor noch kaum flügge ge- 
worden ist und daß es starke Institutionen, die ein verantwortliches Handeln 
verlangen könnten, nicht gibt, arbeiten öffentlich Bedienstete ohne das geringste 
Bewußtsein, irgend jemandem Rechenschaft ablegen zu müssen. Diese Situation 
kulminiert unter den Militärregierungen, deren Mitglieder sich selbst als revolu- 
tionäre Gruppe wahrnehmen, die über der Verfassung und allen anderen gesell- 
schaftlichen Institutionen steht.6 Daß die Institutionen des Öffentlichen Sektors 
unter diesen Umständen keine Leistung bringen, sollte niemanden überraschen. 
Eher ist verwunderlich, daß sie überhaupt arbeiten. \ 
Schließlich weisen einige Kommentatoren auf das Wesen des afrikanischen Staa- 
tes hin. Bezeichnungen wie »Kompradoren-« oder »Staatskapttalisımus« sind ge- 
braucht worden, um eine Situation zu beschreiben, in der der afrikanische Staat 
die »finanzielle Zentralisierung staatskollektivistischer Systeme mit den inter- 
ventionistischen Machtbefugnissen des bürgerlichen Wohlfahrtsstaates« verbindet 
(vgl. Joseph 1987). Regierungsbeamte stehen nicht nur ständig mit dem hoch- 
gradig abhängigen privaten Sektor ın Kontakt, sie geraten dabei auch unter einen 
intensiven Druck, da sie dem Öffentlichen Interesse gegen ihre privaten, oft fi- 
nanziellen Interessen zu dienen haben. Eine Vartante dieser Erklärung sieht im 
Kapitalismus die Quelle der Bereicherungssucht, die wenig Rücksicht darauf 
nimmt, wie dieser Reichtum erworben wird. Ist das Problem einmal auf diess 


6 Vgl. Olowu 1988. Dieser Artikel enthält auch einen Überblick über die verschiedenen Erklä- 
rungen der Korruption im öffentlichen Sektor afrikanischer Länder. 
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Weise definiert, bietet sich als Abhilfe die Übernahme des Sozialismus an, wie 
dies auch die Autoren des »Political Bureau«-Reports angenommen haben. Das 
weltweite Scheitern des Sozialismus in den letzten Jahren, ganz abgesehen von 
den besonderen Formen der Korruption, die mit diesen Regimen verknüpft sind, 
läßt derart einfache Lösungen neuerdings weniger attraktiv erscheinen.? 

Jeder dieser Erklärungsansätze liefert wichtige Einsichten für das Verständnis 
der Korruption im öffentlichen Sektor Nigerias. Allerdings muß vermerkt wer- 
den, daß keine der Gegenmaßnahmen, die auf der Grundlage der gängigen Er- 
klärungsweisen ausgearbeitet wurden, erfolgreich war, wenn es darum ging, die 
traditionellen und die modernen Beweggründe der Korruption zu bekämpfen. Ei- 
nige dieser Maßnahmen sollem im folgenden näher beleuchtet werden. 


II. Maßnahmen zur Bekämpfung der Korruption 


Zu den wichtigsten Instrumenten, die gegen die Korruption im Öffentlichen 
Dienst Nigerias eingesetzt wurden, gehören Medienkampagnen von Einzelperso- 
nen und Regierungen. Unter der Gowon-Administration von 1966 bis 1975 wur- 
den viele Kampagnen von Individuen geführt, die sich als Kreuzritter gegen die 
Korruption verstanden. Ihre Aktivitäten führten zur Einrichtung des »Corrupt 
Practices Bureau«, das allerdings mit Mißerfolg geschlagen war. Auch heute 
noch werden derartige Kreuzzüge gegen die Korruption geführt. Da die Medien 
nunmehr aber sämtlich durch die Regierung kontrolliert werden, ist ihre Wir- 
kung zwar nicht unwichtig, aber begrenzt. In den letzten Jahren haben die Regie- 
rungen begonnen, selbst Medienkampagnen zu sponsern, entweder als Teil des 
»Krieges gegen die Disziplinlosigkeit« (besonders während des Regimes Bu- 
hari/Idiagbon in den Jahren 1984/85) oder im Rahmen des Mobilisierungspro- 
gramms zur gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Gesundung des Landes, das 
unter dem Regime Babangıda seit 1986 bis heute durchgeführt wird. 

Als ein weiteres Instrument müssen die speziellen Behörden zur Bekämpfung der 
Korruption erwähnt werden. Zu diesen institutionellen Strategien gehören zum 
einen Tribunale mit umfangreichen Machtbefugnissen, um rasch Strafen gegen 
korrupte Staatsbedienstete verhängen zu können. Solche Tribunale ersetzen die 
normalen Gerichte, die als zu langsam angesehen werden. Eingesetzt werden 
diese Tribunale normalerweise durch Erlasse des Militärs. 

Desweiteren wurden seit 1975 verschiedene andere Behörden geschaffen, darun- 
ter das heutige »Code of Conduct Bursau«.3 Die jeweiligen politischen Führun- 
gen zeigten bisher allerdings keinen großen Enthusiasmus darin, Verhaltensko- 
dices zu unterschreiben. Der »Code of Conduct«, dem alle Beamten der Bundes- 
und Regionalregierungen sowie die Angehörigen der Streitkräfte unterliegen, 
verlangt u.a., daß Beamte ihre persönlichen Interessen nicht in Konflikt mit ih- 


7 Zu den Formen der Korruption in einer sozialistischen Ökonomie vgl. Katsenelinbogen 1983. 
8 Für eine vollständige Übersicht vgl. Olowu 1983, 1985a, 1985b. 
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ren Öffentlichen Verantwortlichkeiten geraten lassen, keine zusätzlichen bezahl- 
ten Verpflichtungen eingehen oder über ihrem legitimen Einkommensstandard 
leben. Sie dürfen nicht Mitglied von Geheimgessellschaften sein, keine Konten 
im Ausland unterhalten, kein staatliches Eigentum erwerben oder verkaufen, 
während sie im Amt sind, oder Kredite bei anderen Institutionen als den Banken 
oder den anerkannten Finanzinstitutionen aufnehmen. Staatsbedienstete dürfen 
keine Geschenke verlangen, keine Bestechungsgelder anbieten noch diese akzep- 
tieren, falls sie angeboten werden, und sie dürfen nach der Pensionierung nicht 
mehr als einen Arbeitsplatz im Öffentlichen Sektor annehmen. Das wichtigste ist, 
daß Staatsbeamte ihre Vermögenswerte sofort nach dem Amtsantritt, alle vier 
Jahre und am Ende ihrer Amtszeit deklarieren müssen. Diese schriftlichen Erklä- 
rungen müssen alle Vermögenswerte von Ehegaiten und unverheirateten Kindern 
unter 18 Jahren enthalten. Das »Code of Conduct Bureau« hat die Aufgabe, diese 
Deklarationen gründlich zu überprüfen und etwaige Beschwerden gegen einen 
öffentlich Bediensteten aufzunehmen. 

Das »Code of Conduct Tribunal« wiederum ist verantwortlich für die dazugehö- 
rige Rechtsprechung. Nach der neuen Verfassung von 1989 ist das »Code of 
Conduct Bureau« in modifizierter Form zwar wieder eingerichtet worden, aber 
es gibt kein Tribunal, und die Mehrheit der Staatsbeamten behandelt den Kodex 
und die besonderen Institutionen, die ihm Geltung verleihen sollen, mit ausge- 
sprochener Lässigkeit. 

Zu den speziellen Behörden zur Bekämpfung der Korruption gehört schließlich 
auch das »Public Accounts Committee« (PAC). Hierbei handelt es sich um eine 
Institution, die der Legislative helfen soll, ihre Kontrollfunktion über alle staat- 
lichen Exekutivorgane hinsichtlich der Ausgabe öffentlicher Mittel auszuüben. 
Der Rechnungshof soll der Legislative Berichte und Kommentare zur jährlichen 
Rechenschaftslegung der Regierung liefern. Die PAC ist das legislative Komit- 
tee, das bei der Überprüfung dieser Berichte mitarbeitet. 

Da das Mihtär die politische Landschaft Nigerias seit der Unabhängigkeit be- 
herrscht, war die Legislative - dies gilt auch für Zivilregierungen - nicht wirk- 
lich in der Lage, jene zügelnde Wirkung auszuüben, die ihr nach der Verfassung 
zukommt. Der Grund ıst einfach, daß sie die am wenigsten entwickelte der drei 
Staatsgewalten ist. Die Legislative wird als erste von den Militärherrschern sus- 
pendiert, wenn sie die Macht übernehmen. Auch gibt es unter den Parteien die 
Tendenz, ihre besseren Kandidaten eher für Positionen in der Exekutive als in 
der Legislative ins Rennen zu schicken. Darüber hinaus neigen die Verfassungen 
dazu, die Legislativorgane als unterlegene Institutionen zu behandeln, wie aus 
den relativ kurzen Sitzungsperioden oder der Art der Vergütung deutlich wird. 
So sollen auch in der zukünftigen Dritten Republik die Mitglieder der Legisla- 
tive nur auf Teilzeifbasis bezahlt werden. 

Während der Zeit der Zweiten Republik von 1979 bis 1933 verschlimmerten 
sich die diesbezüglichen Verhältnisse. Trotz der breiten Machtbefugnisse, die 
den PACs durch die Verfassung von 1979 (und auch durch die von 1989) ver- 
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liehen wurden, um »Korruption, Ineffizienz oder Verschwendung bei der Durch- 
setzung und der Pflege des Rechts oder bei der Ausgabe und Verwaltung von 
Mitteln der Legislative zu verhindern und aufzudecken«, waren die Komittees 
während der ganzen Zeit gelähmt. Während der gesamten Dauer der Zweiten 
Republik wurde der Nationalversammlung kein einziger Kontrollbericht vorge- 
legt. Tatsächlich waren die PACs in den legislativen Organen des Staates nicht 
existent (Shehu 1991). 

Es nimmt daher nicht Wunder, daß 1984 ein Treffen des obersten Rechnungs- 
prüfers mit den Direktoren der Rechnungshöfe der Bundesstaaten zutage brachte, 
daß der letzte finanzielle Rechenschaftsbericht, der dem obersten Rechnungshof 
zur Prüfung vorgelegt wurde, aus dem Jahre 1980 stammte, daß alle 19 Bundes- 
regierungen, mit zwei Ausnahmen, ihre letzten Berichte für das Haushaltsjahr 
1966/67 abgeliefert hatten und daß fünf der Bundesstaaten, die 1976 neu ge- 
gründet wurden (Benue, Nigeri, Plateau, Oyo und Kaduna) seither keine Re- 
chenschaftsberichte abgegeben hatten (vgl. Inanga 1985: 5)! 

Nachdem all diese Gegenmaßnahmen und ihre allgemeine Ineffizienz erörtert 
wurden, müssen wir genauer untersuchen, warum sie wirkungslos blieben und 
woraus effektive Instrumente zur Bekämpfung der Korruption im öffentlichen 
Sektor bestehen könnten. Vor dem Hintergrund der oben erwähnten Erklärungs- 
ansätze vertrete ich die Auffassung, daß die Erklärung der institutionalisierten 
bürokratischen Korruption nicht notwendig in den Kulturen und Traditionen der 
Vergangenheit zu suchen ist, sondern in der früheren und der gegenwärtigen Re- 
gierungspolitik und in institutionellen Schwächen. Der Vorteil dieser Argumen- 
tation liegt darin, daß sie das komplizierte Problem der Korruption besser hand- 
habbar macht, da sie es erlaubt, die schädlichen Politiken und Institutionen zu 
erkennen und sie womöglich durch neue zu ersetzen. Die nigerianische Erfah- 
rung zeigt deutlich, daß Regierungspolitik und staatliche Institutionen die Kor- 
ruption im Öffentlichen Sektor fördern können. Diese Politiken treffen besonders 
das staatliche Gemeinwesen und die Wirtschaft. 


IV. Triebkräfte bürokratischer Korruption in Nigeria 


Die meisten, die sich näher mit der Bürokratie befassen, weisen darauf hin, daß 
die moderne Staatsbürokratie ein relativ neues Phänomen ist. Tatsächlich ist die 
moderne Bürokratie eine Entwicklung des neunzehnten Jahrhunderts. Sie hatte 
drei komplementäre Entwicklungsbedingungen: eine Ökonomie, die in der Lage 
war, ein Mehrprodukt zu liefern, mit dem gut bezahlte militärische Kader und 
zivile Staatsbeamte versorgt werden konnten; die sozialen Bestrebungen nach so- 
zisler und ökonomischer Gleichheit und schließlich die Existenz einer speziellen 
Ethik der Bürokratie. Die modernen staatlichen Dienste wurden notwendig, um 
den rechtlichen Rahmen für industrielles Wachstum bereitzustellen und ebenso, 
um zwischen mächtigen gesellschaftlichen Gruppen zu vermitteln und die 
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schwächsten Gruppen zu schützen. 

Im Zentrum des Problems, das sich den afrıkanischen Staatswesen heute stellt, 
steht die Tatsache, daß in vielen afrıkanischen Ländern keine dieser drei Bedin- 
gungen vorhanden sind. Die Wirtschaft trägt sich nicht in hinreichendem Maße 
selbst, um ein Heer von militärischen und zivilen Staatsdienern versorgen zu 
können. Auch gab es bis in die jüngste Zeit der neunziger Jahre hinein kein 
wirkliches gesellschaftliches Engagement für politische Gleichheit und Demo- 
kratie. Schließlich ist die berufliche Ethik zwar in der Arbeit des informellen 
Sektors als Norm akzeptiert, bleibt im formellen Sektor aber ein unbekannter 
Begriff. Michael Clarke scheint diesen Punkt im Auge zu haben, wenn er 
schreibt: 


»Wo Bezahlung und Kompetenz nicht hinreichend sind, die Arbeitsbelastung zu hoch, die Überwa- 
chung lax und Beschwerden wirkungslos sind, können moderne Bürokratien nicht funktionieren. 
Zwangsläufig werden sie sich partikularistischem Druck und politischen Pressionen anpassen.« 
(Clarke 1983: XD 

Das Fehlen der oben benannten Bedingungen sind für die institutionalisierte 
Korruption in den staatlichen Diensten Afrikas in hohem Maße verantwortlich. 
Diese Situation ist durch eine Wirtschafts- und Sozialpolitik verschlimmert wor- 
den, die nicht zu den gesellschaftlichen Realitäten paßt, in die sich der öffentli- 
che Sektor afrikanischer Länder eingebettet findet. Vier Facetten dieser verfehl- 
ten Politik werde ich im folgenden genauer erörtern: Überzentralisierung, über- 
mäßige Bürokratisierung, Nicht-Demokratisierung und Pauperisierung des 
Staatsdienstes. 


Überzentralisierung 


Die afrikanischen Länder sind mit einem großem Vertrauen in die Macht des 
Zentralstaates in die Ära der Unabhängigkeit gegangen. Gemeinsam mit einem 
Kollegen habe ich kürzlich eine Einschätzung der Wirkungen dieser zentralstaat- 
lich ausgerichteten Strategie in der sozialen, politischen und wirtschaftlichen 
Entwicklung Afrikas in den letzten dreißig Jahren unternommen. Dabei haben 
wir das Argument vertreten, daß trotz der Errungenschaften dieser Periode die 
zentralistische Strategie unzulänglich war. Die Zentralisierung des staatlichen 
Machtpotentials ist durch folgende Merkmale gekennzeichnet: Machtkonzentra- 
tion bei den Staatsgewalten ın der Exekutive gegenüber der Legislative und Judi- 
kative; hohe Ressourcen- und Ausgabenniveaus der Zentralregierung im Ver- 
gleich zu den staatlichen Organe unterhalb der nationalen Ebene; Konzentration 
von Ressourcen und Entscheidungsautsrität in den nationalen Hauptquartieren 
zum Nachteil der regionalen Außenstellen; relativ starkes Gewicht der Regierung 
ın der Wirtschaft des Landes. Zu den entscheidenden Vorbedingungen, auf 
denen dieser exzessive Zentralisierungsschub beruhte und der zur Übernahme 
unausgegorener sozialistischer Staatsideologien, zur Einparteienherrschaft, zu 
Ein-Mann-Diktaturen und Militärherrschaft führte, gehörten: Die Doktrin der 
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Überlegenheit einer Elite, wie sie entweder in den Manifesten der Modemisie- 
rungs- oder der sozialistischen Theoretiker zu finden war; das Versprechen, daß 
Wissenschaft und Technik die vorkapitalistischen Gesellschaften in relativ kurzer 
Zeit in moderne Staaten verwandeln könnten; das Erbe der Kolonialverwaltung 
mit der Betonung der Exekutivmacht auf Kosten der anderen politischen Institu- 
tionen, sowie gewisse unglückliche Deutungen des Staatsbegriffes, wonach der 
Staat »oberhalb« der Gesellschaft verortet wurde. 

Was die konkrete Politik betrifft, so waren die Auswirkungen dieser Entwick- 
lungen fast überall auf dem Kontinent gleich: 


»...schwere Stümpereien in der Politik und im staatlichen Management; ineffiziente, aber wach- 
sende Bürokratien, Ausmerzung oder Unterdrückung der Opposition, erzwungenes oder freiwilliges 
Exil der wichtigsten Oppositionsführer; Zynismus der Massen und Entfremdung des Volkes von der 
Regierung; Abschöpfung von 'Monopolrenten' durch bürokratische Klassen; und schließlich in 
mehreren Fällen Bürgerkrieg oder der Zusammenbruch der gesellschaftlichen Ordnung. Insgesamt 
war dies alles in hohem Maße kontraproduktiv für die geselischaftliche Entwicklung: Ressourcen 
sind verschwendet, Leben zerstört worden und vorhandene Institutionen sind häufig verfallen.« 
(Olowu/Wunsch 1990) 


Das nigerianische Beispiel stelit eine dramatische Illustration dar, wie weithin 
geteilte politische und ökonomische Werte, was den Bedarf an relativ dezentrali- 
sierten politischen und ökonomischen Strukturen anging, die ın den Jahren vor 
und unmittelbar nach der Unabhängigkeit existierten, durch eine andere Füh- 
rungsgruppe - die Militärs und die Eliten - in stark zentralistische Werte und In- 
stitutionen verwandelt wurden. Das wichtigste Organ der Zentralisierung in Ni- 
geria war das Militär, auch wenn ihm nicht nur andere strategische Eliten zu 
Hilfe kamen, sondern auch der dreijährige Bürgerkrieg um Biafra und - wichti- 
ger noch - der Ölboom. Innerhalb der ersten dreizehn Jahre Militärherrschaft 
von 1966 bis 1979 war die Regierung ein »zentralstaatliches System in bundes- 
staatlichem Gewand« geworden. Die Ressourcen wurden in der nationalen Exe- 
kutive zentralisiert, und alle Institutionen, die dazu vorgesehen sind, die Zentral- 
regierung zur Rechenschaft zu ziehen, sind entweder durch Gesetze aufgelöst 
oder wirksam beschnitten worden - vor allem durch militärische Eingriffe. Was 
die Administration betrifft, so wurden durch die Reform des Staatsdienstes von 
1975 alle Institutionen des Landes der zentralen Staatsbürokratie unterworfen. 
Jede andere Institution im staatlichen Sektor (und faktisch auch im privaten) 
wurde den zentralstaatlichen Behörden als unterlegen betrachtet - und dies schloß 
auch öffentliche Unternehmen, Universitäten etc. ein. 

Während die Ausgaben der regionalen Regierungen 1960 zusammen 19,9% der 
Gesamtausgaben des Landes ausmachten, gaben die Regierungen der Bundes- 
staaten etwa dreißig Jahre später (obwohl ihre Zahl von 3 auf 21 angestiegen 
war) nur 20,5% aus, während die Zentralregierung für 70,6% zeichnete; den 
Rest teilen sich die lokalen Verwaltungen. Die Militärherrschaft brütete Verfas- 
sungen aus, die alle wichtigen legislativen und administrativen Machtbefugnisse 
wie auch die finanziell lukrativen Einnahmequellen der Zentrairegierung zuord- 
neten. Gegenwärtig nimmt sie über 85% der Erträge aller Öffentlichen Ressour- 
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cen ein. Hinzu kommt, daß die strategischen Sektoren der Wirtschaft verfas- 
sungsgemäß unter der ausschließlichen Kontrolle und Leitung der Bundesregie- 
rung bleiben. 

Der ungebremste Trend zur Zentralisierung hatte zwar auch einige positive 
Auswirkungen, allerdings ist die Bilanz der Militärherrschaft und der damit ver- 
bundenen Zentralisierung für Nigeria eindeutig negativ. Erstens führte die Zen- 
tralisierung - besonders, seit sie durch die »windfall«-Profite aus dem Öl ange- 
heizt wurde, die sämtlich vom öffentlichen Sektor eingeheimst wurden - zum 
wirtschaftlichen Niedergang. Die Landwirtschaft wurde zunichte gemacht, man 
verschwendete rücksichtslos öffentliche Gelder für fragwürdige Projekte und 
trieb die Verteidigungsausgaben in schwindelnde Höhen. Zweitens führte die 
Zentralisierung zu einer gefährlichen Abhängigkeit anderer Institutionen des öf- 
fentlichen Lebens (Bundesstaaten, öffentliche Unternehmen, Korporationen, 
Universitäten, Gewerkschaften, aber auch des privaten Sektors) von der Zentral- 
regierung. Vertragsverhandlungen mit Privatunternehmen wurden vielfach miß- 
braucht - Falschabrechnungen, Kosteninflation und Korruption auf der obersten 
Ebene, besonders in der Ölindustrie. 

Am schwersten aber wiegt, daß der Zentralismus und die Abhängigkeit von den 
Öleinnahmen das politische Gemeinwesen insgesamt untergraben haben. Beides 
schwächte den Bedarf an der Erzeugung interner Revenuen und an interner Re- 
chenschaftspflicht. Öl war die entscheidende Einnahmequelle, verantwortlich für 
75 bis 85% der gesamten Öffentlichen Mittel, und dabei in starkem Maße abhän- 
gig vom internationalen Marktgeschehen. Die Bemühungen um die Erzeugung 
interner Einnahmequellen seitens der Regionalregierungen schwächten sich zu- 
nehmend ab. Mit der rückläufigen Reichtumserzeugung einher ging das schwin- 
dende Interesse der Bevölkerung an Öffentlicher Rechenschaftspflicht. Es ent- 
stand der Eindruck, daß die Ressourcen der Regierung niemandes Ressourcen 
seien und nur Wichtigtuer wegen der verschwenderischen Ausgaben Alarm 
schlagen. Die afrıkanischen Regierungen sind im allgemeinen nicht dafür be- 
kannt, daß sie viel Geld aus direkten Steuerquellen einnehmen und die Abhän- 
gigkeit vom Öl verringerte diese Einnahmen noch mehr. Jane Guyer (1991: 1) 
hat daher zurecht festgestelit, daß das treuhändlerische Verhältnis zwischen der 
Regierung und dem Volk eines der - allerdings vernachlässigten - Schlüsselpro- 
bleme in den Debatten über politische Herrschaft in Afrika darstelit. 

Die zweite entscheidende Auswirkung der Zentralisierung war, daß sie einen 
mächtigen Druck zur Aufteilung der nationalen Ressourcen auslöste, statt neue 
und zusätzliche Ressourcen zu entwickeln. In Nigeria ist die populäre Phraseolo- 
gie dafür »die Aufteilung des nationalen Kuchens«, und sie betrifft nicht nur 
Einnahmen, sondern auch Ausgabeposten, die aus den Ressourcen der Zentraire- 
gierung stammen: Zulassungen zu höheren staatlichen Schulen, zu polytechni- 
schen Hochschulen und Universitäten, freie Stellen in den staatlichen Diensten 
und bei den Streitkräften. Der Kampf der Stammesgruppierungen wiederholt sich 
auf staatlicher und sogar lokaler Regierungsebene - und dieser Faktor ist es, der 
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so gut wie allein für die fortdauernde Agitation zur Gründung von noch mehr 
Bundesstaaten und Lokalregierungen verantwortlich ist. Bundesstaaten und lo- 
kale Regierungen erzeugen einen immer geringeren Teil ihres Ausgabenbedarfs 
selbst und bis vor kurzem mußten diese politischen Einheiten unterhalb der na- 
tionalen Ebene keinerlei Anstrengungen unternehmen, um sich für die Zuwei- 
sung staatlicher Mittel zu qualifizieren. Während ich dies schreibe, ist die Ba- 
bangida-Regierung, die erst 1987 zwei zusätzliche Bundesstaaten schuf, dabei, 
die Gründung neuer Bundesstaaten (und möglicherweise auch neuer Lokalregie- 
rungen) anzukündigen.? 

Ein juristischer Kniff, den das Militär dem Staat Nigeria untergeschoben hat, um 
mit diesem Problem zu hantieren, wird allgemein als »föderale Klausel« der Ver- 
fassung bezeichnet. Sie schreibt vor, daß zentrale Staatsorgane so geführt und 
zusammengesetzt werden müssen, daß sie ihren bundesstaatlichen Charakter wi- 
derspiegeln. Auch die Regierungen der Bundesstaaten müssen der regionalen und 
ethnischen Vielfalt entsprechen. Das pauschale Konzept der dazugehörigen 
»Postenverteilung« hat nicht nur neue ethnische Konflikte im politischen Ge- 
meinwesen angeheizt, sondern auch zu Ineffizienz und zu neuen Stufen der Kor- 
ruption und Disziplinlosigkeit im Öffentlichen Dienst geführt. Mit den Worten 
von Peter Ekeh: 


»Es gibt keinen Zweifel daran, daß die Doktrin des »bundesstaatlichen Charakters« für das politi- 
sche System Nigerias destruktiv war. Erstens wendet sich diese Doktrin gegen professionelle Stan- 
dards. Zweitens ermöglicht sie es Eliten aus benachteiligten Gebieten, das politische System auszu- 
nutzen, ohne auf irgendeine Weise zu ihm beizutragen. Schließlich hat diese Doktrin das Interesse 
von der Erörterung des Schicksals Nigerias abgelenkt zugunsten der Beschäftigung mit den ruhm- 
reichen Stämmen.« (Ekeh 1988: 35f) 


Ekeh spielt darauf an, ist dieser Modus der politischen Machtausübung zu politi- 
schen Instabilitäten beiträgt, da »der Kampf der verschiedenen Stammesgruppen 
um die Kontrolle des Zentrums und damit des Entscheidungsapparats« immer 
heftiger geworden ist. Ebenso wichtig ist es, daß sich die administrative Zentra- 
lisierung auch in der sehr geringen Zahl von Verwaitungsorgane auf dem Land 
widerspiegelt. Nur 40% des Personals des Öffentlichen Dienstes befindet sich 
hier, während dies in den entwickelten oder industrialisierten Nationen genau 
umgekehrt ist, deren Staatsdienste vorrangig auf das Land verteilt sind: in den 
USA z.B. zu 90%, in Frankreich zu 70%, in Großbritannien zu 75% usw. Die 
Nähe der Beamten zu der Bevölkerung, der sie dienen sollen, verringert auch die 
Möglichkeiten der Korruption. 


Bürokratisierung 


Die Bürokratisierung tritt in zwei Erscheinungsformen auf. Die erste besteht 
darin, daß den Öffentlichen Unternehmen, dem Korporationen, Lokalregierungen, 


9 Tatsächlich wurden mit dieser Verlautbarung jetzt 9 zusätzliche Bundesstaaten und 47 neue Lo- 
kalregierungen gegründet, was die Gesamizahlen auf 30 Bundesstaaten und 300 Lokalregierun- 
gen erhöht. 
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Gewerkschaften und sogar freiwilligen Organisationen die Regeln und Standards 
des öffentlichen Dienstes auferlegt werden, wodurch ihr ursprünglicher Exi- 
stenzgrund konterkariert wird. Dies liefert jenen bessere Möglichkeiten zur Kor- 
ruption, die an den Schalthebeln des zentralen Staatsdienstes sitzen. Eine zweite 
.Erscheinungsform ist die wachsende Übernahme von Verantwortlichkeiten, die 
früher beim privaten Sektor oder bei Freiwilligenorganisationen lagen, durch 
den Öffentlichen Sektor. Wiederum ist das Ergebnis nicht nur krasse Ineffizienz, 
sondern korruptes Verhalten. In den Hochzeiten der Militärherrschaft wurde eins 
große Anzahl von Tätigkeiten in den wirtschaftlichen (Landwirtschaft, Industrie, 
Banken, Versicherungen, Bergbau) und sozialen Dienstleistungsbereichen (Schu- 
len, Krankenhäuser), die mit einem recht hohen Maß an Effizienz durch private 
oder freiwillige Organisationen betrieben worden waren, durch die Regierung 
übernommen. Andere afrıkanische Länder gingen darüber noch hinaus und 
schritten zur vollständigen Nationalisierung. 

Das entscheidende Problem ist hier, daß diese Zentralbürokratien unter Druck 
gesetzt werden, mehr Aufgaben zu übernehmen, als es ihre Fähigkeiten und 
Qualifikationen erlauben, wenn man dabei die verschiedenen Ressourcen ins 
Auge faßt, die hierfür notwendig sind: Quantität und Qualität des Staatsperso- 
nals, sachliche Ausstattungen und Werkzeuge, schließlich der schlechte Zustand 
der Kommunikations- und informationsverarbeitenden Systeme, Ein Bericht zum 
nigerianischen Öffentlichen Dienst auf Bundesebene zeigt, daß die Jahre, in 
denen diese Institution eine ständig wachsende Zahl öffentlicher Organe leiten 
sollte, auch die Jahre waren, in denen ihre Ressourcenzuweisungen aus dem 
Haushalt in die Tiefe stürzten: von 4,3% der Haushaltsausgaben im Jahre 1974 
auf 2,4% im Jahre 1984 (vgl. Nigeria 1985c: 57). 


Nicht-Demokratisierung 


Eine Militärherrschaft ist das Gegenteil einer demokratischen Regierung. Nicht 
einmal eine »populistische« Militäradministration wie die gegenwärtig in Nigeria 
regierende kann als Förderer der Demokratie betrachtet werden, und gelegentlich 
bekennen die Militärmachthaber auch offen, daß sie nicht den Anspruch haben, 
demokratisch zu handeln, Nur ein demokratisches Regime oder zumindest eines, 
das ein solches werden will, kann sich ernsthaft bemühen, Institutionen einzu- 
richten, die auch rechenschaftspflichtig sind. Die militärischen Machthaber be- 
haupten, Revolutionäre und daher über das Recht oder irgendeine Rechen- 
schaftspflicht erhaben zu sein. Das jährliche Ritual der Verkündung des staatli- 
chen Budgets geht daher nie mit der kritischen Prüfung des Erreichten in kon- 
kreten Zahlen einher. So wurde auch zu keiner Zeit eine Öffentliche Bilanz des 
vierten staatlichen Entwicklungsplans gezogen, und der Bundeshaushalt enthält 
zwei »Stabilisierungsfonds«, für die niemand Rechenschaft abzulegen hat. 

Absolute Macht korrumpiert absolut, nach dem Wort von Acton, und das nige- 
rianische Militär ist keine Ausnahme. Besonders schädlich ist allerdings, daß der 
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fehlgeleitete Versuch des Militärs, »das politische Klima zu korrigieren«, die 
Schwierigkeiten einer demokratischen Regierungsform noch verschlimmert ha- 
ben. So wurde etwa durch das Betätigungsverbot für alle ehemaligen Politiker 
der Zweiten Republik ein gesellschaftlicher Kräfteverzehr in Kauf genommen, so 
wurden nur bestimmte politische Parteien zugelassen und Wahlformen wie die 
offene Abstimmung cktroyiert - neben der gesellschaftlichen Unterdrückung ins- 
gesamt, durch Amtsenthebungen und unrechtmäßige Festnahmen, durch Ver- 
haftungen von Journalisten und politischen Aktivisten, durch Pressezensur und 
Gewerkschafisverbote. 

Zwei weitere Vermächtnisse der Militärherrschaft, die ich hier nur kurz erwäh- 
nen kann, sind die Militarisierung der Gesellschaft, die zu einer Häufung be- 
waffneter Raubüberfälle, zu Altentaten, Putschen und Gegenpuischen und insge- 
samt zu einer gesellschaftlichen Instabilität führte, und die Politisierung des Mi- 
Iitärs, einhergehend mit dem Verfall von Moral und Ethos. 
All diese Faktoren beeinflussen unverkennbar die gesellschaftliche Disziplin und 
die politische Ordnung auch nach einer Militärherrschaft, was das Militär dann 
wiederum anprangert und als Rechtfertigung dafür benutzt, von neuem die 
Macht zu übernehmen. Eine wesentliche Sorge in Nigeria ist daher die Frage, 
was getan werden kann, um die regelmäßig mißlingenden Abenteuer des Militärs 
in der Politik zu stoppen. 


Fauperisierung der staatlichen Dienste 


Um sicherzustellen, daß das Staatspersonal all seine Kräfte dem Dienst am Ge- 
meinwesen widmet und auch, um personelle Stabilität zu erreichen, muß mit der 
Bezahlung im staatlichen Dienst ein Standard für andere geselischaftliche Tnstı- 
tutionen angestrebt werden. Er sollte zumindest mit den im privaten Sektor gän- 
gigen Standards vergleichbar sein. 

Mit der Einführung des »Nigerian Structural Adjustment Programme« (SAP) im 
Jahre 1985, das eine Abwertung der Währung, die Kürzung öffentlicher Ausga- 
ben durch Privatisierung und Kommerzialisierung großer halbstaatlicher Unter- 
nchmen vorsah, wurde deutlich, daß eine Reform des Staatsdienstes unumgäng- 
lich war. Etwa eineinhalb Jahre nach der Verabschiedung des SAP leitete die 
Bundesregierung eine Reform der Bürokratie auf Bundes-, Länder- und auf lo- 
kaler Ebens ein. Die wichtigsten Verfügungen sahen vor, die Führungssbenen 
des Staatsdienstes zu politisieren, die Budget- und Managementbefugnisse in den 
Händen politischer Entscheidungsträger zu konzentrieren und sie nicht mit den 
Spitzen des Staatsdienstes zu teilen, sowie die Struktur des Öffentlichen Dienstes 
in der Hoffnung zu rationalisieren, daß dies zu einer Professionalisierung führen 
werde. Schließlich errichtete die Reform ein neues »Alarmsystem« finanzieller 
Rechenschaftslegung, was die meisten Kommentatoren aber für weitgehend inef- 
fizient halten. Zur Frage der Bezahlung im Öffentlichen Dienst schwieg sich 
diese Reform allerdings aus. Tatsächlich wurde von einigen der wichtigsten Re- 
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formbefürworter behauptet, daß nur die Abtrennung der Vergütungsfrage den 
Erfolg der Reform sichert. Die nigerianischen Staatsbediensteten hatten schon 
vor Beginn des SAP einen Einbruch ihrer Gehälter hinnehmen müssen. For- 
schungsarbeiten zu einem anderen afrikanischen Land, das einen ähnlich starken 
Verfall der Gehälter durchmachte, lassen darauf schließen, daß es u.a. folgende 
Formen der Verhaltensanpassung gibt: betrügerische Praktiken wie der unrecht- 
mäßige Bezug von Zusatzleistungen, Verringerung der tatsächlichen Arbeitszeit 
aufgrund der Notwendigkeit, mehreren Arbeiten gleichzeitig nachzugehen, und - 
was die Bezahlung von fiktiven Arbeitskräften und die Beförderung mittels Pa- 
tronage angeht - unumwundene Korruption. All dies hat sich schädlich auf die 
Effizienz der Bürokratie ausgewirkt. Der Bericht schließt mit dem Befund: 
»Jämmerlich niedrige Gehälter können Regierungsbedienstete eher aus Not denn 
aus Gier zur Korruption verleiten«. (Chew 1990: 1010) 

Derek Robinson kommt in seiner Studie über mehrere afrikanische Länder 
(darunter Nigeria) zum selben Schluß: Der Realwert der Gehälter im Staatsdienst 
ist während des Jahrzehnts von 1975 bis 1985 gesunken, und die öffentlich Be- 
diensteten in Nigeria verdienen danach nur noch ein Drittel ihrer Gehälter von 
1975. In allen Ländern hat die rückläufige Bezahlung zu einem »brain-drain« 
vom öffentlichen Dienst in den privaten Sektor und in die reicheren Länder des 
Nordens und der arabischen Welt geführt. Hinzu kommt, daß in der gleichen 
Zeit insgesamt mehr und nicht weniger Personal eingestellt wurde, entweder auf 
illegale Weise oder weil die Regierungen unter dem Druck einer nie dagewese- 
nen Arbeitslosigkeit unter den Absolventen höherer Schulen und Universitäten 
standen. Robinson schließt seine Untersuchung mit der folgenden Bemerkung: 


»Wenn die Gehälter zu weit unter die Erwartungniveaus oder die Standards anderer Arbeitsbereiche 
fallen und mit dem faktischen oder erwarteten Lebensstandard von Öffentlich Bediensteten nicht 
vereinbar sind, dann tritt die große Gefahr ein, daß nicht allein die Leistung darunter leidet wird, 
weil die Einzelnen die Motivation verlieren und weil sie versucht sein werden, offizielle Arbeitszeit 
und womöglich öffentliche Mittel für private Zwecke zu verwenden. Auch die Korruption wird er- 
mutigt. Denn falis öffentlich Bedienstete ihren Lebensstandard mit den formellen Vergütungen nicht 
halten können, werden sie versuchen, dies mittels jener Möglichkeiten zu inoffiziellen und illegalen 
Aktivitäten zu tun, die ihr offizieller Arbeitsplatz ihnen bietet.« (Robinson 1991: 150). 


Die meisten der oben angesprochenen Probleme zeigten sich bei einer neueren 
Untersuchung über eine der größten Landesbehörden des öffentlichen Dienstes in 
Nigeria. Es fanden sich eine Vielzahl von Fällen des Absentismus, der Bumme- 
lei und von »Phantom-Arbeitskräften« - ein Phänomen, das sich jetzt über den 
gesamten Öffentlichen Dienst Nigerias ausgebreitet hat (Lagos State Government 
1991). Die Regierung reagiert auf derartige Entwicklungen nur mit sporadischen 
Aktivitäten. 1991 verkündete der Präsident, daß das monatliche Mindestgehalt 
auf 250 Naira angehoben wird. Abgesehen davon, daß viele Institutionen außer- 
halb der Bundesregierung (Bundesstaaten, Lokalregierungen, Universitäten etc.) 
wegen Mittelknappheit gar nicht in der Lage sind, die neuen Gehälter zu bezah- 
len, war diese Maßnahme auch nicht auf der Höhe der mittlerweile erreichten In- 
flation. Die Entwertung der nigerianischen Währung, des Naira, ist phänomenal. 
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Ein US-Dollar, der 1985 für 0,30 Naira gewechselt werden konnte, wird jetzt 
für 12 bis 15 Naira getauscht. Die einschneidende Verringerung der Kaufkraft 
läßt fast allen Staatsbediensteten keine andere Wahl, als alternative oder mehrere 
Arbeiten oder legale oder illegale Formen der Steigerung ihrer Einkommen zu 
suchen. Keine dieser Strategien wird mehr als unmoralisch erlebt. 


V. Wege in die Zukunft 


Abschließend werde ich jene politischen Strategien skizzieren, die die vier Pro- 
bleme angehen könnten, die ich oben erörtert habe. Ich werde mich dabei wieder 
sehr kurz fassen. All diese Strategien weisen in die Gegenrichtung der aktuellen 
Politik, die den Staatsdienst und seine Organe untergraben haben. 


Dezentralisierung 


Dies würde nicht nur politische Dezentralisierung bedeuten, sondern eine Rück- 
kehr zum Prinzip der Nichtzentralisierung der Ressourcen und der Machtbefug- 
nisse, inmitten einer Vielzahl konkurrierender und kooperierender, selbstregier- 
ter und selbstregulierter gesellschaftlicher Institutionen, die dem Föderalismus 
eigen sind. Zu diesen Institutionen würden nicht nur Länder- und Lokalregie- 
rungen zählen, sondern auch öffentliche Unternehmen, Universitäten, Gewerk- 
schaften usw. Dazu gehört auch die Dezentralisierung der Verwaltung auf allen 
Ebenen der Regierung. Die Verwaltungen auf dem Land müssen gestärkt wer- 
den. Schließlich ist eine wirtschaftliche Dezentralisierung erforderlich. Jedes 
Teilorgan der politischen Machtausübung muß mit Ressourcen ausgestattet wer- 
den, um ihm als Organisationsform der gesellschaftlichen Selbstregierung Inte- 
grität zu verleihen. Der Schwerpunkt muß von der Aufteilung der Revenuen 
oder des »Kuchens« auf die Mobilisierung von Revenuen verlagert worden. 


Entbürokratisierung 


Es sind ernsthafte Anstrengungen zur Deregulierung und Entbürokratisierung 
des Staates nötig. Die nigerianischen Erfahrungen mit der Privatisierung und 
Kommerzialisierung zeigen, daß das politische Klima dafür nicht vorhanden ist. 
Es sind dieselben Leute, die an den Machthebeln des Staates sitzen und die Sache 
der Privatisierung vertreten. Von daher hat es nur langsame Fortschritte gege- 
ben. 


Demokratisierung 


Demokratie heißt Herrschaft des Volkes. Demokratisierung ist das Gegenteil bü- 
rokratischer Herrschaft, dem Los der Nigerianer während der meisten Zeit ihrer 
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Erfahrung mit modernen Regierungsformen seit 1900. Die demokratische Regie- 
rungsform muß Wurzeln schlagen können, angefangen bei den gegenwärtig ver- 
nachlässigten Einheiten auf Gemeindeebene, und sich dann nach oben bewegen, 
anstatt den umgekehrten Weg zu gehen, wie dies unsere Erfahrung war und ist. 
Demokratien, die aus lokalen Einheiten aufgebaut werden, haben eine morali- 
sche Basis. Daher muß darüber nachgedacht werden, wie Gemeindeorganisatio- 
nen belebt werden, damit sie volle Verantwortung für die Regierungstätigkeit 
übernehmen können. 

Zunächst jedoch müssen Glanz und Macht des Militärs in der Gesellschaft ein- 
schneidend reduziert werden. Die Bevölkerung sollte im Gebrauch militärischer 
Waffen ausgebildet und ın Notfällen einberufen werden können. Der Bedarf an 
einem großen stehenden Heer muß verringert werden, damit man Ressourcen für 
öffentliche Aufgaben freisetzen kann. 


Ein neues Reformpaket für den Staatsdienst 


Der Staatsdienst braucht weitere Reformen. Sie müssen folgende Schwerpunkte 
haben: Informationsmanagement bezüglich personeller Ressourcen; Stärkung der 
Dienste auf dem Land, wobei die Mehrheit des Staatspersonals dorthin abgeord- 
net wird; die Vergütungsstruktur des Staatsdienstes muß den heutigen Realitäten 
angepaßt werden, was auch heißt, daß sie leistungsflexibel gegenüber Individuen 
und einzelnen Behörden sein und dem Knappheitswert der Arbeitsplätze entspre- 
chen muß; die Institutionen zur internen Rechenschaftslegung der staatlichen Or- 
gane müssen gestärkt werden, besonders die Rechnungsbehörden; ein attraktı- 
veres Paket für den Ruhestand sollte eingeführt werden; dringend erforderlich ist 
auch ein umfassendes Programm zur Ausbildung in staatsbürgerlichen und poli- 
tischen Führungsfragen, das alle Erziehungs- und Ausbildungsinstitutionen 
durchdringen muß; schließlich müssen die speziellen Behörden zur Bekämpfung 
der Korruption wiederbelebt werden und die Verknüpfung der Vermögensdekla- 
ration mit Steuerabgaben. 
Es ist tatsächlich möglich, daß die Logik der wirtschaftlichen und politischen 
Reformen, wenn sie eingeleitet werden, zu positiven Veränderungen beitragen 
könnten. Deren Verwirklichung jedoch wird wohl eine sehr viel längere Zeit in 
Anspruch nehmen. 

Aus dem Englischen übersetzt von Klaus Fritz 
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Robert van Krieken 
Die Organisierung der Seele 
Elias und Foucault über Disziplin und das Selbst! 


Zusammenfassung: Aufbauend auf einem systematischen Vergleich der Theorien 
von Weber, Elias und Foucault wird eine Kritik der These vom »Zivilisationspro- 
zeß« formuliert, in deren Mittelpunkt der Begriff der »Zivilisationsoffensive« 
steht. Danach ist die Rationalisierung menschlicher Subjektivität in der Ge- 
schichte moderner Gesellschaften weniger einem anonymen Prozeß zunehmender 
»Verflechtung« geschuldet, als vielmehr dem interessebedingten Handeln kon- 
kreter Akteure im historischen Prozeß. Untermauert wird diese Kritik an Elias 
durch eine Konfrontation seiner Thesen mit den Ergebnissen der neueren Sozial- 
geschichtsforschung. 


Der Begriff der »Disziplin« nimmt bei den zahlreichen Versuchen seit dem neun- 
zehnten Jahrhundert, sich mit der Geschichte der westlichen Subjektivität zu be- 
fassen, einen zentralen Rang ein. Dem größten Teil der zeitgenössischen Gesell- 
schaftstheorie liegt nicht nur die Annahme zugrunde, daß ein Übergang von der 
Tradition zur Modernität stattgefunden hat (Bendix 1967), sondern auch, daß 
»modern« zu sein diszipliniert zu werden bedeutet - durch den Staat, gegenseitig 
und aus sich selbst heraus. Die Seele, die eigene wie die der anderen, wurde da- 
nach zu einem »Selbst« organisiert, einem Objekt der Reflexion und Analyse, 
das im Dienste solcher Ideale wie Produktivität, Tugend und Stärke formbar ist 
(Sonntag 1988; Rose 1990). Die Geschichte der westlichen Gesellschaften 
scheint durch eine zunehmende Objektivierung und Disziplinierung von Subjek- 
tivität charakterisiert zu sein, die zusammen mit einer zunehmenden Individuali- 
sierung uns moderne Menschen in durch und durch selbstkontrollierte, verwal- 
tete und auch depressive »autistische Neutren« (Kamper 1986) verwandelt hat. 
Karl Marx stellte fest, welche disziplinierenden Auswirkungen die Fabrikarbeit 
hatte, er beschrieb den »stummen Zwang«, der von der Kommodifizierung der 
Arbeit selbst ausgeht, sowie das Entstehen einer Arbeiterklasse, die »aus Erzie- 
hung, Tradition, Gewohnheit die Anforderungen jener [kapitalistischen] Pro- 
duktionsweise als selbstverständliche Naturgesetze anerkennt« (Marx 1962, 
5.765). Auch Georg Simmel untersuchte, wie sich die Persönlichkeit den Anfor- 
derungen einer städtisch-kapitalistischen Umgebung anpaßt. Er betonte, daß 
Pünktlichkeit, Berechenbarkeit und Genauigkeit zum Bestandteil der modernen 


1 Der folgende Aufsatz wurde zuerst in englischer Sprache in »Archives Europden de Sociolo- 
gie«, 31. Ig. (1990), No. 2 veröffentlicht und stellt eine von der Redaktion geringfügig ge- 
kürzte Fassung des Erstdrucks dar. 
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Persönlichkeit wurden und dafür »jene instinktiven Charakterzüge, die den Le- 
bensstil von innen heraus bestimmen«, verdrängt wurden (Simmel 1964). Unter 
den klassischen Gesellschaftstheoretikern aber war es Max Weber, der wohl das 
größte Interesse am Thema der Disziplin hatte. In seinen Augen spielte die mit 
dem asketischen Protestantismus verbundene Disziplin eine bedeutende Rolle bei 
der Entwicklung des westlichen Kapitalismus, ihr schuldete er möglicherweise 
gar seine Einzigartigkeit in der Weltgeschichte. (Breuer 1978; van Krieken 
1990). Lewis Mumford hat später die »Bewußtseinsveränderung«, die »Neuori- 
entierung von Wünschen, Gewohnheiten und Zielen« betont, die die Unterord- 
nung der europäischen Gesellschaft unter »die Maschine« begleitet haben 
(Mumford 1946). Die Theorstiker der Frankfurter Schule gingen hier noch wei- 
ter. Sie argumentierten, daß der moderne, rationalisierte Kapitalismus eine be- 
sondere, nämlich disziplinierte Form der psychischen Verfassung produziere. Sie 
waren besonders an der Entwicklung einer psychologischen Dimension der Ge- 
sellschaftstheorie interessiert und strebten eine Integration von Psychoanalyse 
und Marxismus an (Fromm 1978; Horkheimer 1982; Marcuse 1969). 

Inzwischen sind diese Thesen zum Allgemeinplatz, ja fast zum Klischee für die 
Soziologie der westlichen Gesellschaften geworden. Michel Crozier etwa stellt 
nicht nur fest, daß sich Individuen ihrem organisatorischen Kontext anpassen, 
sondern auch, daß es »in modernen Zeiten ins Auge springende Veränderungen« 
gegeben hat. Während Konformität innerhalb einer Organisation früher durch 
die rigiden Mittel des Zwangs erreicht wurde, bestehen modeme Organisationen 
aus Menschen, »die durch ihre Erziehung bereits eine Reihe von grundlegenden 
Konformitäten und eine allgemeine Fähigkeit internalisiert haben, sich an die 
jeweiligen Gegebenheiten anzupassen« (Crozier 1964: 182). Selbstdisziplinierte 
und rationale politische Subjekte werden häufig als grundiegende Voraussetzung 
für das Funktionieren liberaler Demokratien angesehen (Lasch 1973: 17; 
Osstreich 1982: 271), soziale Kontrolle soll hauptsächlich auf Selbstkontrolle 
basieren (Meiossi 1990: 185). Das enorme Interesse von Forschern auf dem Ge- 
biet der Mentalitätgeschichte sowie der historischen Soziologie, der Anthropolo- 
gie oder Psychologie, die Unterschiede zwischen unserem Alltag und unserer 
geistigen Welt zu der unserer Vorfahren besonders des Mittelalters zu identifi- 
zieren, illustriert die nahezu allgegenwärtige Beschäftigung der aktuellen Sozi- 
alwissenschaft und Kulturkritik mit »Modermität« (Bauman 1987) und dem »mo- 
dermen« Selbst (Taylor 1989b), mit der Geschichte und Genealogie heutiger 
Formen alltäglicher Erfahrung und sozialer Interaktion. 

Die in dieser Debatte verwendeten Konzepte und Kategorien haben sich in den 
letzten Jahren in starkem Maße auf die Arbeiten von Michel Foucault und Nor- 
bert Elias gestützt, obwohl nur wenige mit ihren Werken wirklich vertraut sind. 
Foucault argumentierte, daß eines der definitiven Merkmale der europäischen 
Staatenbildung seit der frühen Neuzeit der Übergang von einer souveränen 
Staatsmacht zu einer dezentrierten disziplinarischen Macht sei. Während die 
souveräne Macht negativ, durch das Setzen von Begrenzungen und Zwängen 
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operiert, durchdringt die Disziplinarmacht Seele, Körper und Geist, transfor- 
miert sie aktiv und produziert dadurch jene positiven Effekte, die uns in sich 
selbst steuernde Menschen verwandeln. Foucault beschäftigte sich mit der Ana- 
lyse der Techniken und Strategien, mit denen die disziplinierende Macht ope- 
riert, mit den Techniken des Selbst, die uns - und durch die wir uns selbst - zu 
diesen eigenartig modernen Subjekten werden lassen. Auch Norbert Elias be- 
tonte, daß die europäische Sozialgeschichte unter dem Aspekt einer graduellen 
Transformation der Persönlichkeitsstruktur betrachtet werden muß, in der der 
»Zwang zum Selbstzwang« immer intensiver wird. Die Regulierung des men- 
schlichen Körpers, seiner Impulse, Leidenschaften und Wünsche, durchläuft da- 
nach einen »Zivilisationsprozeß«, den Elias mit der wachsenden Monopolisie- 
rung der Gewalt (die den Prozeß der Staatsbildung begleitete), mit den Auswir- 
kungen der intensivierten Konkurrenz zwischen und innerhalb sozialer Gruppen 
(wie sie einer Marktwirtschaft eigen ist), und schließlich mit einer damit einher- 
gehenden historischen Tendenz zu einer anwachsenenden sozialen Verflechtung 
erklärte. 

Beide Autoren haben einen beträchtlichen Einfluß auf die jüngste Gesellschafts- 
theorie und Geschichtsforschung ausgeübt, und Max Webers Metapher vom 
»stählernen Gehäuse«, in dem sich die rationalisierte und bürokratisierte Subjek- 
tivität befindet, wurde durch sie nachhaltig bestärkt. Sie haben Webers Bild von 
den immer stärker selbstdisziplinierten Individuen, die die ständig komplexer 
werdenden Routinen der modernen Gesellschaft im Kern ihres Selbst installiert 
haben, mit zusätzlichen Farben und Schattierungen versehen. Ein in sich kohä- 
rentes Verständnis von Disziplin hängt aber davon ab, daß man die sehr ver- 
schiedenen Formen der Analyse und Erklärung dieser beiden führenden Theore- 
tiker begreift und dann untersucht, was ihre unterschiedlichen Ansätze wechsel- 
seitig füreinander beitragen können. Sich nur auf die offensichtlichen Unter- 
schiede in ihrer allgemeinen Orientierung, ihrem Erkenntnisinteresse und be- 
grifflichem Apparat zu konzentrieren, führt in die Irre, denn dies verdeckt ihr 
zunächst ähnliches Interesse an der Sozialgeschichte der Subjektivität und an den 
Auswirkungen einer bestimmten - rationalen, disziplinierten und zivilisierten - 
Gesellschaftsform auf die menschliche Psyche. Ebenso falsch wäre es jedoch, 
nun einfach eine Konvergenz ihrer Argumentationslinien anzunehmen. Dann 
nämlich würde man übersehen, daß eine Untersuchung der Unterschiede ihrer 
analytischen Logik demjenigen weiterhelfen kann, der die zentralen konzeptio- 
nellen und empirischen Probleme bei der Entwicklung einer Soziologie der Sub- 
jektivität identifizieren und begreifen will. 


Soziale Disziplin und menschliche Natur 


Foucault und Elias stimmen mit Weber darın überein, daß man einen Entwick- 
lungstrend hin zu einer zunehmenden Selbstdisziplin nachzeichnen kann, hin zu 
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einer Regularisierung und Routinisierung der Psyche, so daß die innere »Ökono- 
mie der Seele« mit der äußeren Ökonomie einer rationalisierten Welt in Einklang 
gebracht ist. Auch sind sie sich darin einig, daß eine »Vergesellschaftung des 
Selbst« stattgefunden hat, ein Übergang in der europäischen Geschichte von ei- 
ner auf äußerem Zwang basierenden sozialen Ordnung zu einer, die von der 
Verinnerlichung der Zwänge abhängt. Doch gleichzeitig hatten sie ein recht un- 
terschiedliches Verständnis von der Natur dieses Prozesses. Abgesehen von sei- 
ner recht sorgfältigen Analyse der Psychologie des Protestantismus und des un- 
ternehmerischen Geistes vertrat Weber eine doch eher simple, behavioristische 
Sichtweise der Wirkung sozialer Institutionen auf das individuelle Verhalten. Er 
beschäftigte sich in erster Linie mit dem Aufspüren sozialer und politischer Ver- 
änderungen im Lauf der Entwicklung der wesieuropäischen Staaten und neigte 
dabei zu der Ansicht, daß der soziale Wandel einfach auf die Individuen übertra- 
gen wird, die diese Gesellschaften bilden. Weber konzentrierte sich auf die 
Auswirkungen größerer sozialer Veränderungen, auf die Entwicklung von Ideen, 
Praktiken und Institutionen der Disziplin und Selbstdisziplin. Doch er vernach- 
lässigte dabei eine Untersuchung der Wirkung, die neue Ideen, soziale Institu- 
tionen und staatliche Agenturen auf das innere Leben der Menschen hatten. Ge- 
nausowenig berücksichtigte er die Rolle, die veränderte Persönlichkeitsstruktu- 
ren selbst innerhalb der größeren Prozesse historischen Wandels gespielt haben 
könnten. 

Diese Vernachlässigung der Auswirkungen sozialer Veränderungen auf das psy- 
chische Leben stellt für Elias ein wesentliches Hindernis für ein angemessenes 
Verständnis der Entwicklung der Selbstdisziplin dar. Ein »wirkliches Verständ- 
nis« des Rationalisierungsprozesses in Westeuropa, so Blias, ist nur möglich, 
wenn man auch die Veränderungen der gegenseitigen Abhängigkeiten der Men- 
schen berücksichtigt, die Struktur ihres Verhaltens und letztlich das gesamte 
Gewebe der menschlichen Persönlichkeit in einem bestimmten Stadium der so- 
zialen Entwicklung (Elias 1979), Elias’ Modeli der historischen Entwicklung der 
Persönlichkeitsstruktur ist eines, in dem Triebe, Impulse und Affekte zunehmend 
eingeschränkt und Zwängen unterworfen werden, um so »Langsicht« und einen 
besseren Halt in einem zunehmend komplexeren Netz sozialer Interdependenz zu 
gewinnen. Obwohl er feststellt, daß Triebe und Impulse im Prinzip gesellschaft- 
lich geformt werden, geht sein immerwährender Hinweis auf den Konflikt 
»Zwang versus Spontaneität« doch von der Annahme aus, daß es eine »natürli- 
che« Aggressivität, eine Spontaneität des Affekts und eine natürliche Hem- 
mungslosigkeit gegenüber dem eigenen Körper gibt - Charakteristika, wie wir 
sie von Kindern kennen. Ähnlich wie bei Hobbes (1983: 72) ergibt sich als Kern 
von Elias’ Analyse, daß Menschen eher durch Disziplin als durch die Natur an 
die Gesellschaft angepaßt werden. Entsprechend beschreibt er Gesellschaft als 
etwas, das der Natur gegensätzlich ist. 

Auch Foucault (1981) hat die Rolle untersucht, die die Subjektivität - das Objekt 
aller disziplinierenden Techniken - in der historischen Entwicklung der Diszipli- 
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nierung spielt, wobei er die Wichtigkeit der Regulierung der Subjektivität und 
der Produktion »gelehriger Körper« für unser Verständnis des modernen Staates 
hervorhob. Aber sein Verständnis des Verhältnisses zwischen Gesellschaft und 
Natur unterscheidet sich völlig von den bisher referierten Autoren (vgl. Smith 
1984: 384ff). Der Hauptpunkt seiner Kritik der »Repressionshypothese« lautet, 
daß diese neue disziplinierende Macht sich nicht einfach individuellen Bedürfnis- 
sen und Wünschen widersetzt. Ihr Erfolg ist vielmehr ihrer Fähigkeit geschuldet, 
psychische und lıbidinöse Energien freizusetzen, um diese im gleichen Moment 
an die produktiven Erfordernisse einer rationalisierten kapitalistischen Ökonomie 
zu binden. In diesem Sinne hat Foucault mehr mit Autoren wie David Riesman 
(1950), Christopher Lasch (1977) oder Richard Sennett (1977) gemeinsam als 
mit Elias, der eine immer größer werdende soziale und psychologische Distanz 
zwischen Kindheit und dem Erwachsensein, also ein immer stärkeres Über-Ich 
behauptet. Für Lasch dagegen ist die zeitgenössische Psyche durch ein verän- 
dertes, jedoch schwächeres statt stärkeres Über-ich gekennzeichnet. Es geht 
mehr seinen irrationalen, präödipalen Antrieben nach, um die herum sich eine 
moderne Konsumkultur strukturiert, die uns noch stärker an soziale Konformität 
bindet. 

Elias’ Portrait des Mittelalters arbeitet als zentrales Merkmal heraus, daß das 
Gleichgewicht zwischen Fremd- und Selbstzwängen zugunsten der äußeren 
Zwänge verschoben war, diese jedoch nur eine geringe Fähigkeit hatten, Affekte 
und Impulse zu bremsen, so daß sie oft »durchbrachen« und so eine »Instabilität« 
des mittelalterlichen Gefühlslebens verursachten. Anders ausgedrückt: Im Mit- 
telalter gab es relativ ineffektive äußere Zwänge, die nicht verinnerlicht wurden. 
Sie ließen kein Über-Ich entstehen, mittels dessen Affekte und Impulse perma- 
nent unter Kontrolle gehalten werden konnten. Das Problem ist hier, daß für 
Elias Selbstkontrolle und das Über-Ich just das Produkt der Wirkung jener äuße- 
ren Zwänge auf die menschliche Psyche sind, die aus dem Netz der gegenseiti- 
gen Abhängigkeiten oder den Zwängen, denen Eltern ihre Kinder unterwerfen, 
hervorgehen. Kinder werden danach durch äußeren Druck und Zwang in die 
Konformität gegebener Standards gepreßt. Wenn wir fragen, warum äußere 
Zwänge im Mittelalter nicht verinnerlicht und in Selbstkontrolle umgewandelt 
wurden, so gibt uns Elias darauf zwei Antworten. Zunächst ist die schiere 
Quantität äußerer Zwänge gewachsen, die soziale Welt ist einfach komplexer 
geworden, mit stärkerer Konkurrenz, einer ausdifferenzierten Arbeitsteilung und 
einem dichter geknüpften Netz sozialer Abhängigkeiten. Individuen können in- 
nerhalb dieser Komplexität nur funktionieren, wenn sie einen bedeutenden Teil 
ihres Alltags »automatisch« erledigen, ohne dabei nachzudenken. Zum zweiten 
unterscheidet sich auch die Natur der äußeren Zwänge in der heutigen Gesell- 
schaft von der des Mittelalters, etwa in Hinsicht auf die strikte Körperkontrolle 
und die Bändigung des Gefühlslebens. Elias betont die stärkere Kalkulierbarkeit 
stabiler Machtmonopole, die größere Notwendigkeit von Voraussicht und die 
Einordnung der Emotionen in das Feld ihrer sozialen Konsequenzen. Beide 
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Punkte jedoch werden eher behauptet als tatsächlich bewiesen. Der Grund liegt 
darin, daß Elias sich mit größerem Eifer damit beschäftigt, die Ineffektivität der 
sozialen Zwänge des Mittelalters bei der Einschränkung von Affekt und Impuls 
aufzuzeigen, als mit der Beschreibung, wie diese Zwänge denn genau operierten. 
Es bleibt unklar, warum dann, wenn die »Wirkungskette« der Handlungen länger 
oder komplexer ist, jedes Individuum »von frühem Alter an gezwungen war, sich 
der Auswirkungen seines oder des Handelns anderer Menschen bewußt zu sein«, 
oder warum »die soziale Existenz des Individuums, das sich spontanen Impulsen 
und Emotionen hingibt«, mehr »bedroht« war als die einer Person, die dies nicht 
tut.?2 Die mittelalterliche Kultur verfügte in vielerlei Hinsicht über ein engeres 
soziales Regelwerk, und man sollte eine mindestens ebenso große Notwendigkeit 
der emotionalen Selbstkontrolle erwarten, drohte doch ansonsten ewige Ver- 
dammnis, Ärger mit den Nachbarn oder dergleichen. Jedenfalls vermitteln die 
meisten Beschreibungen des mittelalterlichen Dorflebens den Eindruck, daß die 
individuellen Identitäten und Ausdrucksmöglichkeiten den Anforderungen der 
Gemeinschaft untergeordnet waren (Shorter 1975: 44ff; Blum 1971; Benton 
1977; Gurevich 1988; Chartier 1989). In seiner stärksten Form ist dieses Argu- 
ment zuletzt von Hans-Peter Duerr (1988) in die Diskussion gebracht worden, 
der die Ansicht vertritt, daß alle menschlichen Gesellschaften Emotionen, den 
Körper und das Verhalten mehr oder weniger strikt reglementieren und daß in 
weniger entwickelten, »traditionellen« Gesellschaften der Grad der gegenseitigen 
Abhängigkeit sogar noch höher war als heute und der Zwang, dem die Indivi- 
duen ausgesetzt waren, entsprechend größer. 

Man kann im Sinne von Elias argumentieren, daß der entscheidende Faktor nicht 
so sehr die größere Ausdehnung des Netzes sozialer Abhängigkeiten ist, sondern 
eher die Tatsache, daß die gewachsenen Abhängigkeiten demjenigen größere so- 
ziale und strategische Vorteile gewähren, der in der Lage ist, seine Affekte zu 
mäßigen. Historisch ist es wohl so, daß eher ein »Zieh«faktor am Wirken ist, der 
Selbstkontrolle attraktiv macht und größere Vorteile in funktional differenzierten 
Gesellschaften verspricht, als ein »Druck«faktor, den Elias mit Formulierungen 
wie dem »Zwang zum Selbstzwang« zu unterstellen scheint. In der Diskussion 
der Arbeit von Elias wurde die These aufgestellt, daß die Auswirkung von Figu- 
rationen auf das Verhalten und die Mentalität von Menschen letztlich mittels ei- 
ner allgemeinen Theorie der Macht erklärt werden kann, denn »Menschen stre- 


2 Dieser Punkt ist in jüngerer Zeit auch in der Auseinandersetzung mit Webers These zur prote- 
stantischen Ethik aufgetaucht. Dabei wurde argumentiert, daß führende Kapitalisten viel weni- 
ger emotional zurückhaltend waren als Weber es erwartet hatte, und viel besser in der Lage, 
den Ausdruck ihrer Aggressionen, Wünsche und Emotionen mit ihrer ökonomischen Aktivität 
zu integrieren als man es vom asketischen Protestanüsmus für möglich gehalten hätte. Beson- 
ders Benjamin Franklin, Webers Lieblingsbeispiel, war in seinem emotionalen Leben wesent- 
lich pragmatischer als Weber zu denken schien (Dickson und MecLachlan 1989). Richard 
Münch (1984: 282f) vertritt den Standpunkt, daß die längeren Ketten sozialer Interdependenz, 
genau den umgekehrten Effekt haben, denn sie lassen die Wirkung der Handlungen eines ein- 
zeinen so gering werden und einen so kleinen Unterschied für die Verfügbarkeit kollektiver 
Güter machen, daß es kaum Druck gibt, einem normativen Konsens zu entsprechen. 
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ben nach Macht, und wenn Selbstkontrolle zu einer Vergrößerung der Macht 
über andere führt, wird man sich selbst mehr kontrollieren« (Flap/Kuiper 1981: 
283). Weiter wurde argumentiert, daß zumindest einige Menschen die Vorteile, 
die sich aus einer größeren Selbstkontrolle ergeben, erkennen werden und daß 
deren späterer Erfolg gegenüber ihren Konkurrenten selbst zu einer Motivation 
für wiederum andere werden kann (Bogner 1989: 50). 

Auch Foucault erkennt dieses Element der aktiven Teilnahme der Disziplinierten 
an ihrer eigenen Disziplinierung, doch zugleich beschäftigt er sich mit der Ver- 
änderung in der Natur des »Drucks«, des äußeren Zwanges selbst. Foucault zu- 
folge wirken äußere Zwänge nicht nur einschränkend und begrenzend auf kol- 
lektive Identitäten ein, vielmehr geben sie einem »Inneren« der menschlichen 
Psyche erst Ausdruck. Dieses Innere, anders als im Mittelalter, umfaßt auch die 
individuelle Subjektivität und schafft damit erst die Möglichkeit der Verinnerli- 
chung ven Zwang, der Entwicklung eines Über-Ichs, der Disziplinierung des 
Selbst, Ich habe an anderer Stelle dargestellt, daß die Entwicklung des Über-Ichs 
nicht von der Geschichte des Ichs getrennt werden kann, ist es doch sehr eng mit 
der Entwicklung von Individualität und mit der kulturellen Ermutigung ver- 
knüpft, einen Sinn für ein autonomes Selbst zu entwickeln (van Krieken 1989a). 
Foucault malt nicht so sehr ein Bild von der Verschiebung der Balance zwischen 
äußerem Zwang und Selbstkontrolle, sondern er beschreibt eine Verlagerung von 
einer Form der äußeren Kontrolle oder Macht - einer, die nicht einmal eine Vor- 
stellung eines »Selbst« zuließ und die enge Grenzen des Verhaltens und Handelns 
festlegte -, zu einer anderen, die das Innere der Psyche zum Objekt ihrer Diszi- 
plinierungsbemühungen machte. 

Das wichtigste Beispiel hierfür ist die veränderte Praxis der Beichte, wo es 
wichtiger geworden ist, die Absichten des Büßers sichtbar zu machen, als ihn für 
die Sünden sühnen zu lassen. Es wird also stärkerer Wert auf die »Genugtuung, 
die auf die Beichte folgt«, als auf »die innere Disziplinierung, die ihr voraus- 
geht«, gelegt (Bossy 1985: 127). Es war diese Form der Offenlegung der eige- 
nen Impulse und Affekte, die »das systematische Überwachen des eigenen Le- 
bens durch den Einzelnen« und die Verinnerlichung des Zwangs anstelle seiner 
Ausübung von außen beförderte (vgl. ebd.). Tatsächlich ist, wie Alcis Hahn ge- 
zeigt hat, die Offenlegung des Selbst unmittelbar mit seiner Einschränkung ver- 
bunden gewesen. Te mehr man über sich weiß, desto besser kann man sich selbst 
kontrollieren. Je mehr andere ihrem wirklichen Selbst Ausdruck verleihen, ihre 
Emotionen offenlegen, ihre wahre Natur gestehen, umso mehr können sie kon- 
troiliert werden (Hahn 1982: 426). Elias’ Bild vom Verschwinden des Affekts 
und der impulse »hinter die Bühne« der Gesellschaft trifft bei den von ihm ge- 
wählten Beispielen am ehesten zu: Körperfunktionen, physische Gewalt, Tisch- 
sitten. Weniger hilfreich ist dieses Verständnis aber bei komplizierteren emotio- 
nalen Zuständen wie Liebe, Fürsorge, Ehrlichkeit, Standhaftigkeit, für die es ein 
viel größeres Bedürfnis nach Offenlegung, ja eine ganze Kultur der Offenlegung 
gibt. Sie hat in unserem Jahrhundert u.a. den Berufszweig des Therapeuten her- 
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vorgebracht, was die Darstellung und die Enthüllung von Emotionen anderen 
gegenüber zur Voraussetzung hat. 


Zivilisationsprozeß und Zivilisationsoffensiven 


Bei Weber finden wir ein Bild der mittelalterlichen Gesellschaft, in der es 
zunächst nur kleine Inseln disziplinierter Aktivitäten gab, bei den Mönchen und 
den Soldaten. Kapitalistische Arbeitsorganisation und Bürokratie rissen dann die 
Mauern der Klöster und Kasernen ein und verbreiteten nach und nach die metho- 
dische Lebensführung auf alle Mitglieder der Gesellschaft. Für Foucault dagegen 
king die Entwicklung der Disziplin mehr von der vielfältigen Mobilisierung von 
Disziplinierungstechniken innerhalb verschiedener Institutionen - den Schulen, 
Armenhäusern, Hospitälern, Werkstätten etc. - und von den Auswirkungen des 
in den Humanwissenschaften erarbeiteten Wissens ab. Beides zusammen und 
verbunden mit dem Aufkommen kapitalistischer Arbeitsformen und der Büro- 
kratie, war in seinen Augen bei der Transformation unseres Begriffs der Subjek- 
tivität wesentlich wirksamer als etwa der Protestantismus. 

Man könnte nun einfach beide Ansätze miteinander verknüpfen und ihre unter- 
schiedlichen historischen Gewichtungen als Betonung verschiedener Aspekte des 
selben komplexen Prozesses der Entwicklung bestimmter Formen sozialer Diszi- 
plin betrachten, wie dies die meisten Vergleiche von Weber und Foucault auch 
zu tun scheinen (O'Neill 1986; Gordon 1987). Gewiß gibt es eine Reihe gemein- 
samer Themen, die die Arbeit beider Autoren durchziehen. Insbesondere trifft 
dies für ihre Betonung des Mönchtums als Modell für die methodische Lebens- 
führung (Treiber/Steinert 1980; Asad 1987; Kieser 1987) sowie für die Prakti- 
ken der Kirchen bei der Ausbreitung dieses Modells auf die gesamte Bevölke- 
rung zu. Doch Elias untergräbt diese bequeme Möglichkeit, indem er nach den 
Veränderungen in der Natur sozialer Beziehungen, in den sozialen Figurationen 
sucht, die in sich selbst andere Verhaltensformen, andere Persönlichkeitsstruktu- 
ren »erforderlich« machen. Dadurch gelangt er an einen Punkt, an dem er eine 
ganz andere Logik der historischen Analyse vertritt. Das Problem ist hier nun, 
welche Rolle man bestimmten Ereignissen, institutionellen Arrangements oder 
menschlichen Eingriffen in den Lauf der Geschichte zuschreibt. Elias gesteht zu, 
daß es »ohne Zweifel seine Fruchtbarkeit hat« und sogar unerläßlich ist, Ge- 
schichte »als ein Mosaik von einzelnen Handlungen einzelner Individuen zu se- 
hen« (Elias 1979b: 2). Dennoch, sc fährt er fert, wenn man vor der Entschei- 
dung steht, ob man eher untersuchen soll, »wie dieser oder jener Mann die Herr- 
schaft gewann«, oder ob es nicht sinnvoller sei, die sozialen Veränderungen zu 
erforschen, die einer scichen Transformatien zugrunde lagen und zu analysieren, 
»welcher Aufbau der Gesellschaft, welche Entwicklung der menschlichen Bezie- 
hungen es möglich machte«, dann ist es die zweite Vorgehensweise, die »in jene 
Ebene der geschichtlichen Wirklichkeit vorstößt, in der sich der Prozeß der Zi- 
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vilisation abspielt« (ebd.). Elias ist nicht allein, wenn er feststellt, daß Rationali- 
sierung den Affekt nicht weniger beeinflußt als das Bewußtsein und die Refle- 
xion. Allerdings findet er dadurch zu einer sehr eigenständigen Form der Erklä- 
rung von Selbstdisziplin, indem er feststellt, daß die motivierende Kraft dieser 
Veränderung in der individuellen Selbststeuerung aus dem Druck resultiert, der 
aus der vielfältigen Verknüpftheit menschlicher Aktivitäten entsteht. 

In gewisser Weise stimmt dies mit Foucaults Betonung des diffusen und poly- 
morphen Charakters von Macht überein, die in einem weiten Feld alltäglicher 
Beziehungen und nicht allein in einem Zentrum wie dem Staat aufzuspüren sei. 
Gleichzeitig gibt es für Elias allerdings eine direktere, unvermittelte Beziehung 
zwischen einer bestimmten sozialen Figuration und den Persönlichkeitsstruktu- 
ren und Interaktionsformen, die sie bei Individuen hervorruft. Wenn er schreibt, 
daß das komplizierte Funktionieren westlicher Gesellschaften mit ihrer fortge- 
schrittenen Arbeitsteilung immer stärker davon abhängt, daß die niedrigeren 
Schichten ihr Verhalten immer mehr durch Einsicht in dessen längerfristigen und 
verborgenen Konsequenzen kontrollieren, so präsentiert Elias soziale Bedingun- 
gen als Erklärung für Persönlichkeits- und Verhaltensveränderungen. Was an- 
dere Autoren bei der Beschreibung des Verlaufs der europäischen Sozialge- 
schichte als historisch bedeutend ansahen - etwa das Auftreten bestimmter Ideen, 
Überzeugungen und Weltanschauungen, die Handlungen mächtiger Individuen 
oder Gruppen oder das Auftreten grundsätzlich unterschiedlicher Machtverhält- 
nisse, sozialer Institutionen oder organisatorischer Formen - stellen für Elias nur 
ihrerseits Auswirkungen einer sich verändernden Struktur sozialer Beziehungen 
dar, also abhängige anstatt unabhängige Variablen. Auch wenn Elias, wie er in 
»Was ist Soziologie®» (Elias 1970) geschrieben hat, von der theoretischen Vor- 
stellung überzeugt gewesen sein mag, daß man nie sagen könne, 'Figuration A 
mußte notwendigerweise zu Figuration B führen’, so wird dennoch in seinem 
Werk über den Zivilisationsprozeß deutlich, daß er eine gewisse Notwendigkeit 
in der Entwicklung von Langsicht und Selbstkontrolle innerhalb dichterer Ge- 
webe sozialer Interdependenzen sieht. Die Möglichkeit, daß Menschen schlicht 
nicht auf den »Zwang zum Selbstzwang« reagieren und daß diesem Zwang dann 
bewußt und willentlich direktere oder auch institutionelle Formen gegeben wer- 
den könnten, wird von Elias nicht eingeräumt, obwohl genau dies eine zentrale 
Charakteristik der Geschichte von Erziehung, Sozialfürsorge, Kriminaljustiz, 
Religion und Arbeit, sowie der Entwicklung des »geordneten Polizeistaats« 
(Raeff 1983) zu sein scheint. 

Für Elias ist die Frage, warum Verhalten und Emotionen der Menschen sich 
verändern, »eigentlich dasselbe wie die Frage, warum ihre Lebensform sich ver- 
ändert«. Diese Logik der historischen Erklärung führt Elias in die Nähe dessen, 
was Robert Nisbet den ım »Developmentalismus« angelegten »soziologischen 
Irrgiauben« nennt, nämlich »die Überzeugung, daß die Ursachen und Haupt- 
kräfte sozialen Wandels aus den Elementen der sozialen Struktur abgeleitet wer- 
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den können« (Nisbet 1986: 68).3 

Auch wenn sowohl Foucault wie Elias vorsichtig sind, ein Subjekt der Macht zu 
benennen und beide Macht eher aus den Zusammenhängen des Alltagsiebens ent- 
stehen sehen, so betont Elias doch stärker als Foucault die Erfordernisse, die 
sich aus verstärkter Konkurrenz und sozialer Abhängigkeit ergeben. Für Weber 
und Foucault hingegen gibt es jedoch noch einen Zwischenschritt in diesem Pro- 
zeß der »Übersetzung« gesellschaftlicher Erfordernisse in protestantische Ent- 
haltsamkeit, rationale Bürokratie und disziplinarische Techniken. Es ist die be- 
sondere disziplinierende Natur dieses Übersetzungsprozesses seit dem 16. Jahr- 
hundert, auf den Weber wie Foucault so großen Wert legen, während Elias diese 
Übersetzung zugunsten seines Begriffs vom »Zivilisationsprozeß« eher herunter- 
spielt. Beide teilen Elias’ These, daß sich Selbstdisziplin für herrschende soziale 
Gruppen - die höfische Aristokratie, die Elite in Verwaltung und Regierung, die 
Bourgeoisie - als eine Strategie für das eigene Vorankommen entwickelt (vgl. 
auch Spiegel 1988), aber sie kommen zu ganz anderen Schlüssen, wenn es um 
die Rolle der Selbstdisziplin bei der Arbeiterklasse geht, Hier wird Disziplin 
durch Zwangsmaßnahmen durchgesetzt, was entweder durch konkrete Handlun- 
gen oder durch historisch spezifische Institutionen geschieht: Staatsintervention, 
religiöse Ideologie, Bürokratie, Arbeitsorganisation, Disziplinartechniken. Diese 
Institutionen definieren, wodurch eine »richtige« Persönlichkeitsstruktur gekenn- 
zeichnet ist, und sie sind es, die die vermitielnde Instanz zwischen den »Erfor- 
dernissen« der sozialen Figuration und den Veränderungen im individuellen Ver- 
halten und in der sozialen Interaktion darstellen. 

Wenn Elias schreibt, daß die »Umstände«, die sich verändern, nicht etwas sind, 
das von »außen« über die Menschen kommt, sondern daß es sich dabei um die 
Beziehungen zwischen den Menschen selbst handelt, so drängt sich die Antwort 
auf, daß für viele europäische Arbeiter und Bauern Veränderungen tatsächlich 
von außen über sie hereinbrachen: in der Form von Anwälten, Richtern, Polizi- 
sten, Inquisitoren, Lehrern, Arbeitgebern, die alle dem »Zivilisationsprozeß« ih- 
ren eigenen Stempel aufdrückten und ihn gewissermaßen in eine »Zivilisationsof- 
fensive« verwandelten (Kruithof 1982; Mitzman 1987; Verrips 1987; Franks 
1938). Da erscheint es schwierig, auf dem Standpunkt zu beharren, daß die Akti- 
vitäten von Unternehmern oder der Vertreter von Staat und Kirche einfach als 
Produkte »veränderter sozialer Beziehungen« begriffen werden können. An die- 
ser Stelle tritt Elias nicht nur in Konflikt mit Weber und Foucault, sondern mit 
dem größten Teil der Geschichtsschreibung sowohl des Mittelalters als auch der 
frühen Neuzeit. Religionshistoriker etwa betonen die konstitutive Rolle, die 
nicht nur Puritaner und Calvinisten (Hill 1952), sondern auch die katholische 


3 Ich bin an diesem Punkt vollständig anderer Ansicht als Christopher Lioyd, der meint, daß 
Elias zu denen zählt, die mit der »Dialektik zwischen der strukturierenden Macht der Menschen 
und den befähigenden und eingrenzenden realen Strukturen der Gesellschaft« befaßt sei. Die 
Vorstellung, daß Menschen »strukturierende Machi« haben, liegt völlig außerhalb seiner expla- 
natorischen Logik, besonders was sein Buch über den Zivilisationsprozeß betrifft. 
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Kirche bei der Christianisierung des ländlichen Europas durch die Inquisition 
und durch die Praktiken der Beichte und Erziehung (Delumeau 1977) während 
der Gegenreformation gespielt haben. Dies war ein Prozeß, in dem Menschen 
von ihren alten sozialen und familiären Sitten und Denkweisen losgerissen und 
sie zu Individuen gemacht wurden, die erstmals selbst für ihre Gefühle, Gedan- 
ken und Handlungen verantwortlich waren. Selbst wenn Roger Chartier Elias’ 
Buch über den Zivilisationsprozeß dazu benutzt, um die Historizität der psychi- 
schen Verfassung zu betonen, so unterscheidet sich seine analytische Logik doch 
sehr von jenem Werk, wenn er davon redet, daß Selbstdisziplin und die Beherr- 
schung der Emotionen vom Staat »eingeführt« worden sind (Chartier 1989: 16). 
John Bossy hat in diesem Zusammenhang die These aufgestellt, daß die Bischöfe 
der Tridentinischen Kirche mehr positive Errungenschaften vorzuweisen haben, 
als ihnen oft zugestanden wird: vom Kirchenregister bis zur Grundschule haben 
sie einen großen Teil der Fundamente des modernen Staates gelegt, und sie kön- 
nen vielleicht einen genauso großen Anteil wie die englischen Puritaner an der 
Leistung beanspruchen, »Gewohnheiten ausgemerzt zu haben, die die Menschen 
für eine industrielle Gesellschaft ungeeignet machten« (Bossy 1970: 70). Erst 
recht nicht die urbanen Eliten Westeuropas konnten erkennen, daß die gewach- 
sene soziale Interdependenz »aus sich heraus« den Arbeitern und Bauern, beson- 
ders den vagabundierenden und kriminellen Teilen unter ihnen, irgendwelche 
»Langsichb auferlegen würde. Tatsächlich sahen sie sich genötigt, über die städ- 
tischen Regierungen und später über den Nationalstaat einzugreifen, um eine 
Anerkennung dieser gewachsenen sozialen Abhängigkeiten durch die offensicht- 
lich widerspenstigen Schichten zu erzwingen. Auch Robert Muchembled sieht 
den Zwang, den die Aristokratie auf die Körper und Impulse der Massen aus- 
geübt hat, und er malt ein düsteres Bild der frühen Neuzeit als einer Periode, in 
der eine systematische Zerstörung ländlicher Volkskultur durch Kirche und Staat 
stattfand, vollzogen durch »die Gewalt gegenüber den Körpern und die Unter- 
werfung der Seelen« (Muchembled 1985: 187; vgl. auch Mandrou 1975). 

Die sich verändernden Rechtspraktiken weltlicher und kirchlicher Autoritäten im 
12. und 13. Jahrhundert trugen in hohem Maße zu der Transformation des 
rechtlichen Systems bei. Von einem Regelwerk, das Konflikte innerhalb der 
Gemeinde betraf und auf diese Konflikte in erster Linie reagierte, verwandelte es 
sich zu einem Sanktionssystem, in welchem die zentralen Autoritäten - die Stadt, 
der Staat und die Kirche - eine sehr viel aktivere Rolle bei der Definition von 
Verbrechen oder Vergehen übernahmen, was auch bedeutete, daß diese Autori- 
täten eine sehr viel größere Rolle im Alltagsleben spielten (Moore 1987; Bou- 
wsma 1973; Given 1989). Handelte es sich dabei um ein automatisches Produkt 
wachsender Konkurrenz und Interdependenz? Oder war dies eine spezifische 
Antwort, eine von mehreren Optionen, die von bestimmten Akteuren gewählt 
wurden? Es wäre schwierig, die Behauptung aufrechtzuerhalten, daß die Prakti- 
ken von Anwälten, Staatsbeamten, Inguisitoren, Predigern und Pädagogen die 
jeweils einzig mögliche Antwort auf die gewachsenen funktionalen Differenzie- 
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rungen, Abhängigkeiten oder Konkurrenzbestrebungen gewesen wären, sofern 
sie überhaupt als Antwort auf die durch diese Entwicklungen entstandenen 
»Zwänge« anzusehen sind. Genauso schwer zu glauben ist, daß die Praktiken 
dieser Instanzen nicht eine wichtige und durchaus auch autonome Rolle bei der 
Herausbildung des individuellen Bewußtseins spielten. Doch genau das sind die 
Implikationen von Elias’ Konzentration auf die »soziale Figuration« als wichtig- 
ster, wenn nicht gar einziger Variable seines Erklärungsmodells, und seines Be- 
stehens darauf, daß die Geschichte »blind« ist, was bedeutet, daß »die sozialen 
Verhältnisse und der tatsächliche Verlauf ihres historischen Wandels insgesamt 
von niemandem beabsichtigt oder geplant wird« (vgl. Elias 1979b: 312 ff). Je- 
doch ist die Disziplinierung der Bevölkerung an den verschiedenen Punkten der 
europäischen Geschichte tatsächlich von konkreten Akteuren geplant worden - 
vom Klerus (Schilling 1937; Tentler 1974), von staatlichen Erziehern (Dreßen 
1982), der Inquisition (Delumeau 1977; Moore 1987; Given 1989), den Stadt- 
räten (Greenfield 1915; Dorwart 1971; Jütte 1984; Raeff 1983; Vink 1989), den 
Begründern von Armenhäusern (Weißbrod 1981) und der systematischen Armen- 
fürsorge (Lis/Soly 1984; Michielse 1990), von politischen Theoretikern wie 
Thomas More und Jeremy Bentham sowie durch die Organisation der Arbeit 
(Thompson 1967). 

Der Zivilisationsprozeß kann also eigentlich viel eher als ein »Projekt« betrachtet 
werden, als eine bewußte Bekehrungskampagne, durchgeführt mit dem Ziel, die 
Überreste der wilden Kulturen - lokale, traditionsgebundene Lebensweisen und 
Formen der Kohabitation (Bauman 1987: 93) - auszulöschen. Die Unterschiede 
zwischen der diszplinierenden Macht im Mittelalter und der der Neuzeit bestan- 
den darin, daß Macht zunächst in den dörflichen Strukturen und Beziehungen 
verankert war und unbewußt und unbefragt ausgeübt wurde, während später der 
Machtapparat Disziplin bewußt plante, entwarf, durchsetzte und einer sich wi- 
dersetzenden Bevölkerung aufzwang. Zivilisation hieß, daß »vor allem ein neuer, 
aktivistischer Standpunkt gegenüber sozialen Prozessen eingenommen wurde, die 
zuvor sich selbst überlassen waren, und daß eine konzentrierte soziale Macht 
vorhanden war, die ausreichte, einen solchen Standpunkt in effektive soziale 
Maßnahmen zu übersetzen« (ebd.). Philippe Aries argumentiert in ähnlicher 
Weise, daß »der Staat und sein Justizsystem zunehmend (...) in einen sozialen 
Raum intervenierten, der zuvor den dörflichen Gemeinschaften überlassen war« 
(Aries 1989: 2f). Wenn wir die Boschsche Sicht des Mittelalters über Bord wer- 
fen, und mittelalterlichen sozialen Zwängen Effektivität zugestehen, können wir 
nichtsdestotrotz die europäische Sozialgeschichte als eine Transformation der ge- 
sellschaftlichen Ordnung begreifen, in deren Verlauf äußerer Zwang ins Innere 
der Individuen verlagert wurde. Dabei trug die Staatsbildung selbst zum Aufbre- 
chen alter, gemeinschaftlicher Formen der gesellschaftlichen Ordnung bei. So 
entstand zum einen eine neue soziale Ordnung und zum anderen ein besonderer 
Sozialisationsprozeß, in dessen Zentrum die Beziehung zwischen dem Staat und 
dem einzelnen Bürger stand, und nicht mehr die zwischen der Gemeinde und der 
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Kirche oder zwischen Dorf und Großgrundbesitzer. 

Zwei Fragen tauchen auf, wenn man die disziplinierenden Aktivitäten von Indi- 
viduen, Gruppen und Institutionen in Erwägung zieht, besonders wenn man ein 
Thema berücksichtigt, mit dem sich keiner der hier besprochenen drei Autoren 
beschäftigt hat, das aber zentral für die frühe Neuzeit Europas ist: die Hexenver- 
folgung. Zunächst kann man in Frage stellen, ob Versuche, religiöse Ansichten 
oder Praktiken zu kontrollieren, tatsächlich als Resultat der »Notwendigkeit 
langfristigen Denkens« und der »aktiven Einstimmung individuellen Verhaltens 
auf größere Einheiten in Zeit und Raum« gesehen werden kann, wie Elias dies 
tut. Mario Erdheim stellt sich beispielsweise auf den Standpunkt, daß die He- 
xenverfolgung nichts anderes als ein Produkt des fortdauernden Wirkens von 
Aggression und Gewalt im sozialen Leben war, der desintegrierenden Auswir- 
kungen der Staatsbildung sowie der wachsenden sozialen Differenzierung und 
der Verstädterung (Erdheim 1982: 396). Der Zivilisationsprozeß machte danach 
eine Kultur nicht nur komplexer, sondern zerschlug auch bestehende Strukturen 
und laugte sie aus. Der einzelne mußte sich daher nicht nur auf komplexere Ver- 
hältnisse einstellen, sondern auch auf ein Absterben von Kultur. (Erdheim 1987: 
152; sowie Breuer 1988 und Münch 1984: 2831). Wenn man sich weiterhin 
klarmacht, daß das Selbst nicht nur eine Geschichte, sondern auch ein Ge- 
schlecht hat, dann wird deutlich, daß das Individuum in der von Elias beschrie- 
benen wachsenden Kette sozialer Abhängigkeiten, welches die Vorteile ab- 
schätzt, die ihm durch Selbstkontrolle zuwachsen würden, ein männliches ist, 
und nicht eine Frau, die nur als Gattungswesen erscheint, als Mutter, Ernähre- 
rin, Wunschobjekt, Menstruierende, als das »Andere« schlechthin (Honegger 
1987; de Beauvoir 1957; Ortner 1974). Das disziplinierte Selbst, das strategi- 
sche Vorteile erwirbt, indem es seine Emotionen anderen Zielen unterordnet, 
war maskulin, denn Weiblichkeit wurde als die Verkörperung von Emotion und 
Körperlichkeit gesehen, als deren ultimativste Expression. Zum Teil aus diesem 
Grund waren die Objekte, oder vielmehr die Opfer des Zivilisationsprozesses, 
. wie er sich auch in den Hexenverfolgungen manifestierte, meistens Frauen, und 
nicht einfach nur das ungezügelte Gefühlsleben im allgemeinen. 

Die nackte Existenz disziplinarischer Strategien etabliert selbstverständlich noch 
nicht ihre kausalen Wirkungen, und der scheinbar offensichtliche Zusammen- 
hang zwischen diesen Strategien und den Veränderungen ın der psychischen Ver- 
fassung können deshalb leicht in die Irre führen. John Bossy etwa betont, daß 
der Versuch, »kollektive Christen in individuelle zu verwandeln, in der Regel 
fehlschlug« (Bossy 1983: 62). Die religiösen Leitsätze des katholischen Klerus 
wurden im Verlaufe der Christianisierungsversuche der ländlichen Bevölkerung 
in deren Volksglauben häufig mit heidnischer Magie durchsetzt, und es ist zu- 
treffender, die Beziehung zwischen Elite und Volkskultur als einen zweiseitigen 
Interaktionsprozeß denn als Einbahnstraße der Akkulturation zu betrachten 
(Gurevich 1988: 90f; Wirth 1984). Aron Gurevich hat betont, daß wir nicht 
feststellen können, wie und in welchem Ausmaß der homo naturalis tatsächlich 
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zu einem homo Christianus umgewandelt wurde (1988: 101). Wenn aus norma- 
len Leuten tatsächlich gute Christenmenschen wurden, so geschah dies nicht 
notwendigerweise oder ausschließlich wegen der Inquisition, der Predigten oder 
der.im Beichtstuhl ausgesprochenen Ermahnungen, sondern womöglich auch aus 
ganz anderen Gründen, die mit den gesamten alltäglichen Erfahrungen der Men- 
schen zusammenhingen - als vielleicht ganz »vernünftige« Reaktion auf die im 
Alltag auftretenden Probleme. Giovanni Levi hat dies anhand des Lebens italie- 
nischer Bauern nachzuweisen versucht und dabei gezeigt, daß die spezifische 
Rationalität dieser Bauern sich zum einen als Widerstand gegen die Ausbreitung 
der neuen Gesellschaft und gegen die Gesetze und Regeln des neuen Staates ma- 
nifestierte und zum anderen aktiv daran beteiligt war, »die soziale und natürliche 
Welt zu transformieren und zu benutzen« (Levi 1938: XV).4 

Deswegen muß man die disziplinarischen Absichten der staatlichen und kirchli- 
chen Interventionen noch nicht von der Hand weisen. Vielmehr muß man sie in 
ihren jeweiligen Kontext stellen und untersuchen, was in den Köpfen und Herzen 
von Arbeitern und Bauern, von Frauen und Kindern vorging, wenn sie auf die 
disziplinierenden Techniken der Inquisitoren, Richter, Anwälte und Lehrer rea- 
gierten; d.h., man muß ihnen eine aktive Rolle in diesem Prozeß zugestehen und 
den letztlichen Effekt disziplinarischer Strategien hinterfragen, anstatt ihn ein- 
fach vorauszusetzen. Elias dagegen scheint anzunehmen, daß die Dynamik dieser 
konflikthaften Interaktion zwischen den »Gesetzgebern« und ihren »Vermittlern« 
und den Subjekten leichterhand mit dem Begriff der »Wahrscheinlichkeit« aufge- 
zeigt werden kann, ohne sich vorzustellen, was die anderen Möglichkeiten gewe- 
sen sein könnten. Dabei käme es darauf an, genau die strategischen »switching- 
points« der Geschichte zu ermitteln, also solche Momente, in denen Entschei- 
dungen zwischen einer Reihe von Optionen getroffen wurden, wobei diese Ent- 
scheidungen dann eine eigene institutionelle Kraft entwickelten und sich in 
strukturelle Zwänge transformierten, die schließlich die Macht einer natürlichen 
Gegebenheit aufwiesen. Solche historischen Konstellationen können nur identifi- 
ziert und in ihrer Erklärungskraft getestet werden, wenn die historische Soziolo- 
gie eine systematische und fortlaufende Debatte um den Begriff des Zivilisati- 
onsprozesses und den der »Zivilisationsoffensive« führt - egal, ob letztere nun 
von Menschen und Techniken oder von den Formen der Organisation und der 
Strukturierung des sozialen Lebens ausgeht. Dabei muß nicht nur die Spannung 
zwischen den Sichtweisen von Weber, Elias und Foucault berücksichtigt, son- 
dern auch jenen Historikern und historischen Soziologen geantwortet werden, 
die die Entwicklung einer disziplinierten Organisation der Seele als Terrain mit 
vielen ungeklärten Fragen betrachten - als einen stärker autonomen, möglicher- 


4 Man kann diese Diskussion auch in Beziehung zur allgemeinen Frage der von staatlichen In- 
stanzen ausgehenden »sozialen Kontrolle« führen: vgl. van Krieken (1986; 1989) Siehe auch 
Steven Spitzers Argument über die Verbindung zwischen sozialer Organisation und sozialer 
Kontrolle, eine Verbindung, die ebensosehr von dem Bewußtsein, den Wünschen und Zielen 
derjenigen, die kontrolliert werden sollen, beeinflußt wird wie von den Interessen und Plänen 
der Kontrolleure (Spitzer 1987: 57). 
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weise kontingenten, oder bewußt und willentlich verfolgten Vorgang, der gerade 
deswegen in vielerlei Hinsicht ein interessantes historisches Phänomen darstellt. 
Aus dem Englischen übersetzt von Stefan Schaaf 
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Ronald Hitzler 
Machiavellismus oder Von den Kunst-Regeln politischen 
Handelns. Ein dramatologischer Deutungsversuch 


Zusammenfassung: Ausgehend von einer Darstellung der Diskussion über Ma- 
chiavelli in den Sozialwissenschaften wird dessen »realistische« Konzeption von 
Pelitik für ein »dramatologisches« Verständnis politischen Handelns fruchtbar 
gemacht. Dramatologie politischen Handelns bedeutet die Analyse der Darstel- 
lungsweisen politischer Akteure im Verhältnis zu ihrem Publikum als wichtigste 
Dimension politischer Machtausübung. Machiavellis Schriften können als Klas- 
siker einer solchen Dramatologie gelesen werden. Dabei wird eine Deutung vor- 
geschlagen, die Machiavelli insofern als »Aufklärer« politischer Herrschaftspra- 
xis betrachtet, als er deren Regeln illusionslos beschreibt. 


Es geht im folgenden weder darum, Machiavellis Biographie zu rekonstruieren, 
noch darum, Machiavellis Denken insgesamt gerecht zu werden. (Vgl. hierzu, 
neben den aktuellen 'Einführungen' von Buck 1985, Münkler 1984 und Skinner 
1988, vor allem auch den überaus belesenen Artikel von Gottfried Eisermann 
1988.) Es geht vielmehr darum, 'Machiavellismus' als Handlungsprinzip durch- 
sichtig zu machen, das in seiner »rückhaltlosen Illusionslosigkeit« (Faul 1961, S. 
19) der 'Logik' des Politischen entspricht - so, wie Marx ein bestimmtes wirt- 
schaftliches Handeln als ein der 'Logik' des Kapitals adäquates begriffen und be- 
schrieben hat, noch vor allen moralischen Bewertungen, geschichtlichen Mytho- 
logisierungen und utopischen Erwartungen. Trotzdem liegt natürlich die Frage 
nahe: War Machiavelli selbst eigentlich ein Machiavellist? (Vgl. dazu auch 
Münkler 1984, S. 293 ff.) 

Fraglos: An Machiavelli scheiden sich die Geister: Die Neigung, Machiavelli zu 
verehren oder zu 'verfemen' ist offenkundig unabhängig von der Ideologie, auf 
die man sich bezieht. Sie hängt wohl eher mit allgemeinen kognitiven und mo- 
ralischen Dispositionen des Einzelnen bzw. seines 'Milieus’ zusammen. Ich be- 
haupte aber - mit Peter Berger (1969, S. 165 ff.) -, daß für Sozialwissenschaftler 
Machiavelli allemal eine verehrungswürdige Figur darstellt, daß 'Machiavellis- 
mus’, sofern er die 'schonungslose', werturteilsenthaltsame Aufdeckung von 
alltäglich gern verbrämten gesellschaftlichen Spiel-Regeln meint, die ideale At- 
titüde des Sozielogen schlechthin ist, denn Machiavelli war, was seine politi- 
schen Optionen anbelangt, zumindest als Theoretiker, in seinen Schriften, ein 
‘großer Unentschiedener', ein Wanderer, wenn nicht zwischen den Welten, so 
doch jedenfalls zwischen bzw. jenseits der Weltanschauungen. Man kann ihn, 
um es kurz zu sagen, für jede und doch genau genommen letztlich für keine po- 
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litische Fraktion in Anspruch nehmen, sondern allenfalls für eine 'moralische' 
Attitüde, nämlich die, daß es besser (im Sinne von: sich selber gegenüber auf- 
richtiger) ist, zu wissen, was man tut, als so zu tun, als wisse man es nicht. In 
diesem Verstande ist einer 'offener' Machiavellismus sozusagen redlich, redli- 
cher jedenfalls als jener verdeckte, der Unschuld heuchelt, und er ist klug, klü- 
ger jedenfalls als jene naive Denkungsart, die tatsächlich unschuldig ist, weil bar 
jeglicher Selbstreflexion. 


1. Pointen der Rezeption 


Rene König. schrieb 1941: »Machiavelli rechnet es sich zum besonderen Ver- 
dienst an, ... daß er die Menschen nicht beschreiben wolle, wie sie sein sollen 
(als sittliche Individuen), sondern nur so, wie sie tatsächlich sind. Was aber sind 
die Menschen für Machiavelli? Sie sind Kanaillen, minderwertiges und korruptes 
Zeug. Wie soll auf dieser Grundlage ein wahrer Staat entstehen, ein Staat, den 
man mehr lieben könnte als seine Seele, nachdem man auch noch eine mögliche 
Erziehungstätigkeit des Staates ausgeschaltet hat...? Die Potenzierung menschli- 
cher Gemeinheit ergibt nach normaler Mathematik immer nur wieder Gemeinheit 
und nichts anderes. Darüber hilft uns alle politische Alchemie nicht hinweg. Et- 
was davon muß auch Machiavelli selber empfunden haben...« (König 1979, S. 
333). 

Damit interpretiert König nun Machiavelli zwar nicht als einen Machiavellisten 
(wie es etwa ganz nachdrücklich Leo Strauss 1958 tut), aber als einen, wie Ju- 
dith Janoska-Bendi (1958, $. 317) sagt, »an der Wirklichkeit Gescheiterten, des- 
sen einziger Ausweg die Flucht in ein irreales Traumland bildet«. Bei dieser Kö- 
nigschen Lesart darf man jedoch nicht vergessen, daß hier ein Emigrant vor dem 
deutschen Nationalsozialismus einen 'klassischen' politischen Denker der frühen 
Neuzeit gegen die Vereinnahmung durch die Staatsideologie des Nationalsozia- 
lismus und insbesondere des Faschismus (Mussolini hatte 1924 eine Einleitung 
zu Machiavelli veröffentlicht) zu 'retten' versucht und - wohl nicht zuletzt auch 
vor dem Hintergrund seines eigenen Exils - weniger am machiavellistischen 
Prinzip als am "tragischen Bewußtsein‘ eines in die Verbannung getriebenen 
praktischen Politikers interessiert ist, der sein persönliches Unglück schriftstelle- 
risch abarbeitet (vgl. Königs Nachwort 1979, S. 353 ff.). 

Nicht zum wenigsten ist bei dem Versuch, Königs sozusagen 'existenzielles' 
Machiavelli-Bild zu verstehen, wohl auch zu berücksichtigen, daß 1938, also 
drei Jahre zuvor, der rechtskonservative deutsche Soziologe Hans Freyer bereits 
ein Buch zu Machiavelli publiziert hatte, in dem er diesen, gerade entgegen Kö- 
nigs Lesart, zum akademischen Autor von Lehr- und Regel-Schriften für den 
praktischen Politiker stilisiert und gegen die (nicht nur) bis dahin in der Geistes- 
geschichte vorherrschende '"Verfemung' bzw. persönliche Attackierung vertei- 
digt: »Es gibt in der ganzen Denk- und Haßgeschichte der Menschheit kein an- 
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deres vollwertiges Beispiel für den Sachverhalt, daß ein Buch sc für seinen Au- 
tor gesetzt, daß nämlich der Inhalt des Buches dem Autor ins Herz geschoben 
und darum auch mit dessen Namen bezeichnet wird. Machiavelli ... hat manches 
begangen, was man nicht begehen sollte, aber einen Machiaveilismus gewiß 
nicht. Nun, das behauptet man auch nicht geradezu. Aber er hat diese Dinge ge- 
lehrt, und das ıst schlimmer. (...) Er ist also der Urkeber und die erste Quelle 
aller, die auf dieser sonst so friedfertigen und harmlosen Erde je machiavelli- 
stisch gehandelt haben. Er hat dieses Pulver erfunden und ist damit schuld an 
allen Sprengungen, bei denen irgend etwas in die Luft fliegt.« (Freyer 1986, S. 
97). Das ist natürlich die Ironie eines selber politisch denkenden Politik-Analyti- 
kers, der Machiavelli als einen scharfsichtigen Autor sieht, welcher nichts an- 
deres getan hat als - im Weberschen Sinne - die Welt ein wenig zu entzaubern, 
der Prinzipien berausgearbeitet hat, die - zumindest in bestimmten Bereichen 
menschlicher Wirklichkeit - ohnehin gelten. 

Gerade auf dieses Problem hatte Carl Schmitt, der dezisionistische Vordenker in 
der Politikwissenschaft per excellence (zur aktuellen Schmitt-Debatte vgi. Lau- 
ermann 1990), schon 1932 nachdrücklich aufmerksam gemacht und dabei einen 
der m. E. erhellendsten Sätze zu Machiavelli überhaupt geschrieben: »Den poli- 
tischen Gegnem einer klaren politischen Theorie wird es ... nicht schwer, die 
klare Erkenntnis und Beschreibung politischer Phänomene und Wahrheiten im 
Namen irgend eines autonomen Sachgebiets als unmoralisch, unökonomisch, 
unwissenschaftlich und vor allem - denn darauf kommt es politisch an - als be- 
kämpfenswerte Teufelei ... zu erklären. Dieses Schicksal ist Machiavelli 
widerfahren, der, wenn er ein Machiavellist gewesen wäre, statt des 'Principe' 
wohl eher ein aus rührenden Sentenzen zusammengesetztes Buch geschrieben 
hätie.« (Schmitt 1987, 5. 65, Hervorhebung von mir.) War also vielleicht doch 
eher der Verfasser des (1745 veröffentlichten) 'Anti-Machiavel', nämlich Fried- 
rich der Große von Preußen, ein 'echter' Machiavellist - oder eben sein 
‘ghostwriter', Monsieur Voltaire? (Vgl. Friedrich II. von Preußen 1978 ; vgl. 
dazu auch Bloch 1972, S. 134). 

Auf die Ausführungen in diesem 'Principe' rekurriert nun also im wesentlichen 
das, was man das Machiavellismus-Prinzip nennen könnte, bzw. das, was seither 
unter dem Etikett 'Machiavellismus' diskutiert wird (vgl. dazu z.B. Burnham 
1949, Faul 1961, Heyer 1918, Kroeber-Kenneth 1980, Strauss 1958), nämlich 
die außerordentlich sirittige Frage nach dem Verhältnis von Politik und Moral, 
bzw. die Frage nach Basisregeln und situativer Flexibilität politischen Handelns, 
Damit ist, so Herfried Münkler in seiner komplexen Aufarbeitung und geistesge- 
schichtlichen Verortung von Machiavellis Werk, Machiavelli gelungen, »was 
den wenigsten Theoretikern der Politik vergönnt war: aktuell zu bleiben.« 
(Münkler 1984, S. 9). In diesem Sinne 'aktuell’, sozusagen "zeitlos aktuell’ er- 
scheint mir Machiavelli als Theoretiker "avant la lettre' einer bestimmten politi- 
schen Soziologie, nämlich einer werturteilsenthaltsamen, dramatologischen So- 
ziologie des menschlichen Handelns und seiner erwarteten wie unerwarteten 
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Konsequenzen, die sich im wesentlichen im Anschluß an Erving Goffman ent- 
wickelt hat.1 


2, Prinzipien des politischen Erfolgs 


Denn: Was Machiavelli anbietet, das ist eine eindeutig "empirisch' begründete 
Theorie des richtigen, was hier heißt: des erfolgversprechenden politischen Han- 
delns. Erfolgreich ıst für ıhn politisches Handeln dann, wenn man 'an die 
Macht" kommt bzw. 'an der Macht' bleibt, um die Stabilität des Staatsgefüges zu 
bewahren. Denn, und das ist sicher einer der Gründe, warum der aufrechte Ge- 
sinnungsethiker über Machiavelli so schockiert ist, im Konfliktfalle hat seiner 
Meinung nach für den Politiker, und das macht Machiavelli dem Verantwor- 
tungsethiker in der Regel so 'plausibel', das Wohlergehen des Staatswesens den 
Vorrang zu haben vor der Freiheit des Bürgers. Machiavelli erwartet nämlich 
keineswegs, wie es nichtliberale Staatsdenker (konservativer wie auch gegenläu- 
figer Provenienz) tun, daß der einzelne Bürger seine Interessen denen des Staates 
hintanstellen soll. Er beschreibt die immanente 'Logik' des Politischen und teilt 
mit, welches Handeln dieser 'Logik' entspricht, was zu tun ist, wenn man in Be- 
zug auf diese 'Logik' reüssieren will. (So, wie ein Kapitalist, dem es im Zwei- 
felsfalle nicht zuvörderst um Kapitalakkumulation, sondern um seine Arbeiter 
geht, zwar vielleicht ein netter Mensch, aber eben ein schlechter, weil wenig er- 
folgreicher, Kapitalist ist, so ist ein Politiker, der nicht vor allem die Macht, 
sondern z. B. das 'Gute' oder sonst irgendetwas will, möglicherweise zwar ein 
großartiger Philanthrop, aber wohl kaum ein durchsetzungsfähiger Repräsentant 
seines Gemeinwesens.)2 

Weil Machiavelli nicht der Bürgerfreiheit, sondern der Staatsordnung die oberste 
Priorität im politischen Handeln zuspricht, macht er durchsichtig, daß die Inter- 
essen des Einzelnen und einzelner Gruppierungen für den Politiker so etwas wie 
'Spielmaterial' darstellen, das er einsetzen kann in seinem Kampf um die Er- 
ringung oder den Erhalt von Macht. Anders ausgedrückt: Der Nichtpolitiker 
mag um seine bürgerlichen Freiheiten kämpfen, mag sie sich erkämpfen. Der 


1 Im dramatologischen Ansatz geht es prinzipiell um den in Situationen handeinden Interaktions- 
teilnehmer, um dessen situative Orientierungen, Abstimmungen, Aushandlungen, Darstellungen 
usw. Metaphorisch gesprochen: Der Dramatologe schaut sich an, welche 'Charaktere' unter 
welchen Bedingungen in welchen Kulissen wie miteinander umgehen. An den (inter-Jagieren- 
den 'Spielern' interessiert ihn vor allem, wie sie ihre 'Rollen' meistern, welche Drehbücher sie 
benutzen und welches Publikum sie wie ansprechen. Wir haben es dabei also mit einer sozi- 
alwissenschaftlichen Perspektive zu tun, die versucht, den Prinzipien menschlichen Zusammen- 
lebens dadurch auf die Spur zukommen, daß sie es als einen ständigen Strom wechselseitiger 
Inszenierungen begreift, dem ein analytisch faßbarer Komplex dramaturgischer Leistungen 
zugrundeliegt. (Vgl. auch Hitzler 1991a.) 

2 Übrigens: Auch Sozialwissenschafller, die als Sozialwissenschaftler nicht vor allem Sozialwis- 
senschaft treiben, sondern lieber sonst etwas machen - z. B. Revolution oder Bürokratie oder 
Freizeit -, haben diese schlichte '"Bereichslogik' offenbar ebenfalls (noch) nicht begriffen. 
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Politiker, auch der zum Politiker gewordene Freiheitskämpfer, aber muß die 
Gewährung wie die Einschränkung bürgerlicher Freiheiten entsprechend den je 
gegebenen Erfordernissen der 'Staatsräson' einerseits und zur Wahrung und 
Steigerung seiner individuellen Machtposition andererseits einsetzen. Dahinter 
steht natürlich, das ist kaum zu übersehen, gewissermaßen eine l'&tat-c'est-moi- 
Attitüde, aber erfolgreich politisch handeln bedeutet nach Machiavelli eben 
tatsächlich, sich, in welcher modifizierten und verdeckten Form auch immer, 
hochgradig mit dem - vorhandenen oder noch bzw. wieder zu schaffenden - Ge- 
meinwesen zu identifizieren.3 

Wenn wir nun den Begriff des Gemeinwesens noch um andere Begriffe für poli- 
tisch relevante (d.h. nach dem Schmittschen Freund-Feind-Schema 'organisier- 
bare') soziale Kollektiva erweitern (vgl. dazu auch Lauermann 1989), dann ha- 
ben wir hier bereits die Kemstruktur dessen, was m.E. 'Dramatologie der Poli- 
tik' bedeutet: Die Lehre von der Dramaturgie, von der Inszenierung, von der 
Vermittlung von Politik. (Vgl. dazu z.B. auch Hitzler 1989 und 1990.) Die 
hiermit verknüpfte These lautet: Unabhängig davon, ob der Politiker glaubt, was 
er sagt, oder gar sagt, was er glaubt, muß er nach bestimmten politikimmanenten 
Regeln handeln, wenn er erfolgreich sein will. Teil dieser Regeln ist, nicht nur 
aber vor allem natürlich in modernen Repräsentativdemokratien wie der unseren, 
glaubhaft zu machen, daß er 'für alle’ (jedenfalls für alle, auf die es ihm an- 
kommt) das Beste will und daß er deshalb Macht bekommen oder behalten muß. 
In diesem Sinne repräsentiert der Politiker tatsächlich das Gemeinwesen. Er 
macht dem Bürger gegenüber glaubhaft, daß er für jenen Staat steht, den er dem 
Bürger als Garant von dessen Wohlergehen glaubhaft zu machen versteht. (Vgl. 
auch Hitzler 1991b.) 

Folgerichtig rät Machiavelli dem Politiker auch, vor allem auf seine eigenen Fä- 
higkeiten zu bauen und nicht einfach auf Gott zu verirauen. (Auch nicht, um 
diese 'Regel' zu aktualisieren, auf dessen zeitgenössischere Säkular-Äquivalente 
wie Schicksal, Geschichte, neuerdings auch - wieder - Natur). Für den Machia- 
vellisten gilt allenfalls ein 'Hilf Dir selbst, dann hilft Dir Gott!’, aber unabhän- 
gig davon, ob er nun selber daran glaubt oder nicht, zur Inszenierungskunst des 
Politikers gehört auch, daß er Gott - oder welche höhere Macht und Einsicht 
sonst auch immer - als Thema für seine Zwecke zu operationalisieren versteht: 
»Politik, von Machiavelli bestimmt als der Versuch, der mit Notwendigkeit ab- 
laufenden geschichtlichen Entwicklung das Beste abzugewinnen, muß sich mit 
weltimmanenten Mitteln begnügen - doch zu diesen weltimmanenten Mitteln der 
Politik zählen für ihn auch der Anschein der Transzendenz und der taktisch ge- 
schickte Einsatz dieses Anscheins.« (Münkler 1984, S. 245; Hervorhebungen 
von mir.) Denn Religion - im Anschluß an Luckmann (1991) völlig funktional 
verstanden, hier v.a. als 'Sinngebung durch Mythologisierung' - trägt wesentlich 
zur Stabilisierung jeder (auch einer dezidiert 'atheistischen') Ordnung bei. Die 


3 Hier liegen sicherlich weitere Ansatzpunkte zu einer handlungstheoretischen Aufarbeitung des 
"Umschlagens' sozialer Bewegungen in Parteien. 
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religiöse Verbrämung - gleich welcher Art - verleiht gleichsam der Faktizität der 
Herrschaft die Würde des Normativen (vgl. Berger/Luckmann 1969, vgl. auch 
Machiavelli 1966, S. 47 f.). Das Volk, so Machiavelli, braucht "das Opium’ 
Religion, um gehorchen zu können; der Staat, das Gemeinwesen, braucht, um 
stabil zu bleiben, ein gehorsames Volk, mithin braucht der Staat die Religion.? 

Während also der normale Bürger in allerlei Mythen über 'Gott und die Welt' 
verstrickt ist, während ihm sein Leben von uneinsehbaren Mächten und Kräften 
gelenkt erscheint, muß der Politiker 'einen klaren Kopf' behalten und komplexe 
Sachverhalte und verwickelte Zusammenhänge erkennen können. Nur dadurch 
wird er befähigt, nicht nur im Gemeinwesen zu leben, im Gemeinwesen verortet 
zu sein, sondern das Gemeinwesen zu lenken, Entwicklungen vorauszusehen, zu 
steuern, zu bewältigen, denn wenn man Fehlentwicklungen im Staat »nicht er- 
kennt und sie so weit um sich greifen läßt, bis sie jeder merkt, dann hilft kein 
Mittel mehr« (Machiavelli 1972, S. 10). Politik, nach Machiavelli, besteht 
darin, soziohistorische Gesetzmäßigkeiten zu erkennen, richtig einzuschätzen 
und 'klug' darauf zu reagieren, sie den je eigenen Zielen nutzbar zu machen, 
bzw. die je eigenen Ziele auf sie abzustimmen. Und dementsprechend ambiva- 
lent ist Machiavellis 'Fürst' wohl auch zu lesen: Einerseits als eine Art Kompen- 
dium, als Handbuch für erfolgsorientiertes politisches Handeln, andererseits als 
eine Art "Wissenssoziologie' der Regeln politischen Handels - was wiederum 
zwei Konsequenzen nach sich ziehen kann: Man kann selber lernen, erfolgreich 
politisch zu agieren, im machiavellistischen Sinne: Politiker zu werden; oder 
bzw. und man kann politische Abläufe bzw. das Handeln einzelner Politiker bes- 
ser verstehen, wen man sie ins Verhältnis setzt zu einer 'reinen' machiavellisti- 
schen Attitüde, die damit die Funktion eines (zweckrationalen) /dealtypus im 
Sinne Webers erhält. (Vgl. dazu Janoska-Bendl 1965; vgl. auch Hitzler 1991c.) 

Ein erfolgreicher Politiker sein heißt demnach, sich weniger daran zu orientie- 
ren, was sein sollte, als vielmehr daran, was tatsächlich der Fall ist, heißt, mög- 
lichst unideologisch, also illusionslos (sowohl was einen selber angeht, als auch 
was andere Menschen betrifft) zu agieren (vgl. Machiavelli 1972, S. 63). Nicht 
wer das, was er tut, gut meint, sondern wer das, was zu tun ist (zum Wohle des 
Staates), gut macht, ist nach Machiavelli ein guter Politiker. (Populär aus- 
gedrückt: Ein Politiker muß die Dinge 'realistisch' sehen!) Und wenn Rene Kö- 
nig überhaupt in irgend einer Beziehung recht hat damit, daß er Machiavelli als 
Romantiker ansieht, dann in der, daß Machiavelli offenbar gemeint hat, es sei 
besser, die Dinge nicht nur 'realistisch' zu sehen, sondern dies auch noch (un- 
verblümt) mitzuteilen. Aber diese Haltung ist, wenn wir der Typisierung von Ju- 
dith Janoska-Bendl (1958) folgen, ja nicht eigentlich 'romantisch‘, sondern eher 
wohl 'idealistisch' zu nennen - sofern man davon absieht, daß Machiavelli selber 
eben die Antike als politisch vorbildhaft für sein Entzauberungs-Bestreben ange- 
sehen hat. Und 'utopisch‘ war Machiavelli nur in dem Sinne, daß er angenom- 


4 Gar so weit vom 'Kosmion' Eric Voegelins (1965) scheint mir diese Denkfigur nicht mehr ent- 
fernt zu sein. 
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men hat, Menschen zögen es vor, ohne Mythen zu leben statt in einer (wodurch 
auch immer) 'verzauberten' Weit.5 Anders ausgedrückt: Paradoxerweise lehrt 
Machiavelli den Politiker, daß die Menschen belogen und betrogen werden müs- 
sen, weil sie belogen und betrogen sein wollen, zugleich aber lügt und betrügt er 
selber nicht, sondern klärt, sozusagen 'schonungslos', über 'Manipulation' auf. 
(Man kann die fatale Situation, ın die sich Machiavelli selber gebracht hat, viel- 
leicht am besten dann verstehen, wenn man sich vorstellt, Karl Marx hätte seine 
luziden Kapitalanalysen durchgeführt und veröffentlicht, ohne zugleich ein re- 
volutionäres Pathos zu pflegen.) 


3. Die Unberechenbarkeit des Menschen 


Die sozusagen anthropologische Begründung dafür, daß der Politiker manipulie- 
ren, täuschen, lügen und in gewisser Weise auch gewalttätig sein muß, liegt für 
Machiavelli in dem begründet, was seiner Meinung nach die 'menschliche Na- 
tur' ausmacht: Daß Menschen im Zweifelsfalle nicht selbstlos und "gut’, sondern 
selbstsüchtig und ‘schlecht' sind, daß sie vor allem auf ihren individuellen Vor- 
teil sehen bzw. auf das, was sie daür halten, daß sie also kalkulieren, daß sie 
korrupt und im Grund asozial sind, daß sie jedenfalls keinen "inneren Antrieb' 
besitzen, im Sinne des Gemeinwohls zu handeln, wenn dieses mit ihrem Eigen- 
nutz konfligiert. Machiavelli geht also davon aus, daß die Individuen 'eigentlich' 
eine instrumentelle Einstellung gegenüber der Gesellschaft haben, und daß all 
ihre Geselligkeit letztlich egozentrische Gründe hat. Würden die Menschen nicht 
durch den Staat, durch das organisierte Gemeinwesen gebändigt - heute würden 
wir (im Anschluß an Gehlen 1977) wohl sagen: wäre ihre 'erste' Natur nicht 
durch ıhre 'zweite Natur‘, durch Sitten, Bräuche, Gesetze usw. überlagert -, 
gäbe es kein friedvolles Miteinander zwischen ihnen, sondern ständige Ausein- 
andersetzungen. Münkler (1984, S. 263 ff.) spricht deshalb von einem "anthro- 
pologischen Pessimismus' Machiavellis. Und ohne diesen anthropologischen 
Pessimismus erscheint auch eine machiavellistische Attitüde zunächst als nicht 
"legitim'. 

Nun kann man natürlich, wie über jede Anthropologie so auch über diese, strei- 
ten, wie man ja überhaupt schon darüber diskutieren kann, ob eine Anthropolo- 
gie, die sozusagen den fiktiven 'Roh-Menschen' vor seine Sozialität stellt, nicht 
einfach ein horrender Blödsinn sei. Gegenüber derartigen Mythen bzw. Phanta- 
sien vom 'Ur-Menschen' - nun weniger in einem historischen als in einem onto- 


5 Dieses Pathos des Realistischen pflegen übrigens 'offene' Machiavellisten bis heute - und dieses 
Pathos bringt sie auch in aller Regel irgendwann zum Scheitern oder bremst zumindest ihren 
Anlauf zur Macht gewaltig ab, wenn sie nicht rechtzeitig lernen, ihre sozusagen 'ehrliche' ma- 
chiavellistische Attitüde zu verbrämen, ihr einen populistischen 'höheren Sinn' zu verleihen. 
(Vgl. hierzu auch Soeffner 1991). Ein nachgerade exemplarisches Beispiel für diese Pro- 
blematik scheint mir der 'Fall' des Bundeswirtschaftsministers Jürgen Möllemann zu sein. (Vgl. 
dazu Hitzler 1991d.} 
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logischen Sinne - hat ja, und das scheint mir eine ihrer wesentlichen Errungen- 
schaft zu sein, die sogenannte 'neuere philosophische Anthropologie‘ - und dabei 
denke ich insbesondere an Helmuth Plessner (z.B. 1985) - die essentielle Duali- 
tät des Menschen betont, die Einsicht, daß der Mensch als Mensch zugleich Na- 
tur- und Kulturwesen ist, daß es in die Irre führt, irgendeine vorsoziale 'Natür- 
lichkeit’ des Menschen zu hypostasieren. Vor diesem Hintergrund betrachte ich 
die Machiavellische Anthropologie als schlicht überholt (ebenso wie z. B. auch 
die Rousseausche, die Kropotkinsche, die Engels'sche u. v. a.). Aber es gibt 
eben noch einen anderen, politisch relevanten Aspekt dieser Machiavellischen 
Auffassung, der zumindest zu bedenken wäre: Wenn der Mensch Natur- und 
Kulturwesen zugleich ist (also nicht nur Kulturwesen, nicht völlig durch Soziali- 
sation zu formen), und wenn mithin die Frage, was der Mensch natürlicherweise 
wäre, eine rein hypothetisch-spekulative ist, dann ist es zwar vielleicht ethisch 
begrüßenswerter, 'das Beste' vom Menschen anzunehmen, ihn also als 'eigent- 
lich‘ gut und nur durch soziohistorische Großstrukturen an der Entfaltung seiner 
positiven Qualitäten gehindert anzusehen (vgl. exemplarisch Heller 1982), aber 
politisch gesehen ist es zweifellos klüger, ihn prinzipiell als asozial, als eigen- 
nützig, als im sozialmoralischen Sinne schlecht und nur durch soziale 'Kontrolle' 
am hemmungslosen Ausleben und Ausagieren seiner Egozentrik gehindert zu be- 
greifen. 

Die - existenzial-phänomenologische - Alternative besteht m. E. darin, von einer 
(diesen mehr als organisch determinierenden) 'Natur' des Menschen überhaupt 
abzusehen, also davon auszugehen, daß die kognitiv-emotionale Disposition des 
einzelnen Menschen prinzipiell kontingent ist. (Vgl. Sartre 1962). Diese Prä- 
misse, nun nicht selber ontologisch, sondern lediglich methodologisch ver- 
standen, ermöglicht uns, die Frage nach dem menschlichen 'Wesen' zu suspen- 
dieren, diesem "Wesen' gegenüber uns sozusagen indifferent zu verhalten. Wenn 
sich aber mithin nicht entscheiden läßt, ob der Mensch 'ursprünglich' gut oder 
schlecht sei (biblisch ausgedrückt: wenn man nicht weiß, ob mit dem Sündenfall 
das Menschsein oder die Sozialität des Menschen beginnt, bzw. wenn man davon 
ausgehen muß, daß der Mensch mit dem Sündenfall als soziales Wesen 'auf die 
Welt’ kommt), dann folgt m. E. dieselbe politische Empfehlung daraus, wie 
wenn man den Menschen eben als frei, 'Gutes' ebenso wie 'Böses’ vermögend, 
mithin als entscheidungs- und handlungsmächtig versteht, während "Gut-und- 
Böse' ebenfalls keine ‘natürlichen’ oder gar göttlichen Gewißheiten, sondern 
nichts anderes als kulturrelative Wertungen darstellen. 

Damit sind wir einerseits bei den Aufgaben einer werturteilsenthaltsamen Wis- 
senssoziologie angelangt, und andererseits wieder bei der Ausgangsfrage nach 
pelitischer Klugheit: Es ist also gar nicht notwendig, einen anthropologischen 
Pessimismus zu pflegen, um sich für eine machiavellistische Attitüde zu ent- 
scheiden: Wenn man damit rechnen muß, weil man es nicht ausschließen kann, 
daß Menschen 'Schlechtes‘ tun - oder, jetzt wissenssoziologischer ausgedrückt, 
daß Menschen von den in einer wie auch immer verfaßten Gesellschaft als ver- 
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bindlich betrachteten und als wünschenswert angesehenen Normen und Werten 
abweichen - können , dann dürfte es wohl unzweifelhaft klüger sein, sich auf 
diese Möglichkeit einzustellen. Oder, um es mit Leszek Kolakowski (1976, S. 
232) zu sagen: »Der Mensch nämlich, der sich nur von den Gesetzen des Guten 
leiten läßt, muß in der Umgebung von Menschen, die sich von anderen Gesetzen 
leiten lassen, untergehen.« 

Wenn wir uns nun wieder der oben gemachten Bestimmung des Politikers, als 
eines sozialen Typus erinnern, der dann der 'Logik' des Politischen folgt, wenn 
er in bezug auf den Einzelnen aus der Perspektive des Gemeinwesens, des Staa- 
tes handelt, dann ist machiavellistische Klugheit eben nicht notwendig die Kon- 
sequenz aus einem pessimistischen Menschenbild, sondern allenfalls die Kon- 
sequenz aus einem richt durch und durch optimistischen Menschenbild. Aus- 
gehend folglich von dem, was man heute einigermaßen gesichert 'von einem 
Menschen wissen kann', bzw. was man über 'den Menschen‘ (im Sinne univer- 
salhistorischer Invariabilitäten) wissenschaftlich zu sagen vermag, scheint es 
(nicht nur, aber insbesondere) für den Politiker ratsam, nicht nur 'das Beste’ 
beim anderen (Bürger wie Politiker) zu vermuten. 


4. Offene Macht und verdeckte Gewalt 


Wenn Politiker heute noch mehr als zu Machiavellis Zeiten versuchen, Gewalt 
und Zwang soweit wie möglich, das heißt solange ihre Ordnungsvorstellungen 
nicht allzu nachhaltig tangiert werden, durch andere, insbesondere persuasive 
Techniken zu ersetzen, wenn dies so ist, dann heißt das evidentermaßen nicht, 
daß Machiavellis Annahme, der Staat müsse im Notfall mit Gewalt und Zwang 
seine Untertanen in Schach halten und seine Stabilität sichern, überholt wäre. 
Wenn dies so ist, dann heißt das vielmehr lediglich, daß das Betreiben von Poli- 
tik möglicherweise insgesamt strategisch raffinierter geworden ist,6 daß aber ei- 
nerseits Gewalt und Zwang in jedem Staat nicht nur letzte Mittel der 'Erziehung' 
unbotmäßiger Bürger sind, und daß andererseits seit Machiavelli eine auch be- 
reits von Karl Marx konstatierte "Verlutherung' der Menschen zumindest in mo- 
dernen Gesellschaften stattgefunden hat: »Er (Luther - R.H.) hat den Menschen 
von der äußeren Religiosität befreit, weil er die Religiosität zum inneren Men- 
schen gemacht hat. Er hat den Leib von der Kette emanzipiert, weil er das Herz 
in Ketten legt.« (Marx 1956, S. 386; vgl. auch Soeffner 1988). D.h. weil wir 
besser gelernt haben, moralischen Appellen (welcher Art auch immer) zu gehor- 
chen, kann man heutzutage zumeist auf viele altbewährte drakonische 'Erzie- 
hungs'- und Sirafmaßnahmen verzichten (wie sie z.B. Foucault 1976, S. 9-14, 


6 Aber eben nur möglicherweise. Gottfried Eisermann legt z.B. in seinem neuen Buch material- 
reich und überzeugend dar, daß Politiker schon in der Antike einige Virtuosität im strategischen 
Rollenspiel und in der Maskerade an den Tag legen mußten, (Vgl.Eisermann 1991, bes: S. 
146-162.) 
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vgl. auch S. 71-75, schildert) und zugleich in unseren Köpfen den Eindruck we- 
nigstens relativen Fortschritts hin zu mehr 'Selbstbestimmung' erzeugen. (Vgl. 
dazu Plake 1981.) 

Anders ausgedrückt: Machiavelli spricht mit seinem Gewaltkonzept nicht nur 
Empfehlungen für kluges politisches Denken und Handeln aus, er beschreibt 
damit zugleich, sozusagen wertfrei, den faktischen Umgang realer 'Obrigkeit' 
schlechthin (also welcher Verfassung auch immer) mit ihren Untertanen: Von 
der demagogischen Euphemisierung problematischer Sachverhalte, über Verdre- 
hungen, Lügen und Wortbrüche bis hin zur Androhung und, wenn notwendig, 
auch der - jedenfalls potentiell - unbegrenzten Anwendung von ("Notstands'-) 
Zwangsmaßnahmen und Gewaltmitteln (und dies alles durchaus nicht 'zynisch' 
gemeint, sondern legitimiert durch die obrigkeitliche 'Sorge‘ um das Wohlerge- 
hen aller, jedenfalls der meisten, resp. der Mehrheit, resp. der schutzbedürftigen 
Minderheit oder im Extremfall auch einmal nur eines einzelnen Bürgers, an des- 
sen Beispiel dann sogleich wieder so etwas wie ein exemplarischer 'Akt' vollzo- 
gen wird). 

Der 'Fortschritt' vom autoritären Führerstaat zum demokratisch-republikani- 
schen Gemeinwesen besteht aus einer machiavellistischen Perspektive mithin 
darin, daß die Bürger sich im letzteren - in der Regel - besser selber unter Kon- 
trolle haben, daß sie ihre 'Ambitionen' von sich aus bzw. vermittels sozial ak- 
zeptierter Kontrollmechanismen soweit begrenzen, daß sie die Maßnahmen zur 
Stabilisierung ihres Gemeinwesens in irgendeiner Form 'aushandeln’ können - 
wobei derlei Volkswille natürlich in einer kleinen Stadtrepublik wie dem Florenz 
Machiavellis allemal leichter zu ermitteln gewesen sein mag als in modernen 
Massengesellschaften wie der unseren (deshalb wirken auch manche der 'Gedan- 
ken über Politik und Staatsführung' in den 'Discorsi' heutzutage etwas bieder). 
Aber jedenfalls: Die 'Macht' und die 'Gewalt' verschwinden, das wissen wir 
spätestens seit Foucault (z.B. 1978), keineswegs aus der Gesellschaft, nur weil 
die Träger und die Profiteure der Macht nicht mehr so eindeutig zu identifizieren 
sind. 

Gewalt in vielfältigen Erscheinungsformen war und ist also nach wie vor die 'ul- 
tima ratio' der Durchsetzung von Macht- und Herrschaftsansprüchen, wie sie im 
Staat - jedenfalls dem Anspruch nach - mehr oder weniger monopolisiert sind. 
Gewalt ıst das, wie gesagt: durchaus nicht nur letzte Mittel, die Ordnung des 
Gemeinwesens gegen widerstrebende 'Kräfte' aufrechtzuerhalten. Aus machia- 
vellistischer Sicht ist Gewalt keine ethische Frage, sondern eine der Zweckra- 
tionalität: Der Politiker sollte idealerweise nach dem Motto handeln, so wenig 
Gewalt wie möglich, aber auch soviel Gewalt wie nötig anzuwenden, um seine 
Ziele zu verfolgen, um seinen Zwecken zu entsprechen. Diese Zwecke sind, 
noch einmal, Erlangung und Erhaltung von Macht zur Lenkung des Gemein- 
wesens; legitimiert als: zum "Wohle' des Bürgers erfolgend - im Zweifelsfall ge- 
gen dessen auf mangelnder Einsicht basıerendem Widerstreben. (Vgl. Weber 
1972, S. 28.) 
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Damit aber überschreiten im Grund Machiavellis »Ratschläge nicht die Grenzen, 
die wir der modernen Staatsgewalt zu ihrer Erhaltung zubilligen« (Hentig 1924, 
S. 36). Dies hat Max Weber in seinem berühmten Vortrag über 'Politik als Be- 
ruf’ (1980) übrigens durchaus ähnlich gesehen: Der Politiker muß die Möglich- 
keit von Gewaltanwendung in seinem Kalkül berücksichtigen, denn die 'Logik' 
des Politischen besteht im Recht des Stärkeren, der dadurch zum 'Besseren' 
wird, und in der Verantwortung, die in der Gewaltanwendung zutage tritt. Der 
Politiker handelt also von einer gleichsam ordnungstranszendenten Position aus 
für den Erhalt bzw. die (Wieder-) Herstellung von Ordnung. (Vgl. auch Momm- 
sen 1959, S. 387 ff.) Folgerichtig darf, so Machiavelli, der erfolgreiche Politi- 
ker vor Betrug und Wortbruch (jedenfalls dann) nicht zurückschrecken, wenn er 
seine Ziele anders nicht realisieren kann. Denn: »Wer Politik überhaupt und wer 
vollends Politik als Beruf betreiben will, ... läßt sich ... mit den diabolischen 
Mächten ein, die in jeder Gewaltsamkeit lauern« (Weber 1980, S. 545). Der Po- 
litiker als Typus ist also alles andere als ein Heiliger. Er »muß ein Meister sein 
in Heuchelei und Verstellung« (Machiavelli 1972, S. 72), denn seine eigenen 
Handlungsweisen können, sollen sie erfolgreich sein, sich gerade nicht im Rah- 
men jener Normen bewegen, auf die der Politiker den Bürger zu verpflichten 
sucht, und die er selber ebenfalls einzuhalten vorgibt. Schon Gustav Ichheiser 
hat darauf hingewiesen, daß 'Erfolg' wesentlich damit zu tun hat, daß man kon- 
ventionelle Bahnen verläßt. Und Politik ist ihm zufolge demnach als »die Tech- 
nik des sozialen Handelns unter dem Aspekt des Erfolges« zu verstehen (Ichhei- 
ser 1927, S. 300). Zu dieser Technik gehört, zu wissen, daß der Schein von 
‘Tugend’, nicht jedoch tatsächliche 'Tugend', dem Verfolgen politischer In- 
teressen dienlich ist, »da es im Wesen der Macht begründet liegt, sich moralisch 
zu verbrämen, um nicht als das, was sie ist, zu erscheinen.« (Ders., S. 309.) 
Dies ist sozusagen die manipulative Komponente der Technik politischen Han- 
delns. Sie allein, das sollte inzwischen deutlich geworden sein, genügt aber 
nicht, um erfolgreich Politik zu machen. Dazu muß man auch so etwas wie ein 
Gespür für den 'richtigen Zeitpunkt‘ für soziohistorische Trends und Tendenzen, 
für den "Zeitgeist', für 'in der Luft liegende‘ Reformen und Veränderungen ha- 
ben. »Mangelt es«, schreibt Agnes Heller (1982, S. 388), »jemandem an dieser 
allgemeinen politischen Erkenntnis und Praxis, dann kann er noch so raffiniert 
sein, noch so durchtrieben heucheln und die angemessensten Instrumente der Po- 
litik in Anspruch nehmen, dennoch wird er nie ein bedeutender Politiker wer- 
den.« Die Frage von gutem oder schlechtem Handeln reduziert sich also hin- 
sichtlich der 'Logik' des Politischen auf die Frage danach, ob die benutzten Mit- 
tel angemessen waren oder nicht. Diese Frage aber läßt sich sicher eben erst ex 
post beantworten, nämlich im Hinblick darauf, ob man erfolgreich oder erfolglos 
war bei der Verfolgung seiner Ziele: »Auf irgend eine Maßnahme verzichten, 
nur weil sie unmoralisch ist, ist einfach ein technischer Fehler.« (Freyer 1986, 
3.55). 

Alle moralisch zweifelhaften Handlungsweisen sind, um es nochmals zu sagen, 
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auch aus machiavellistischer Perspektive nun nicht etwa begrüßenswerte Er- 
scheinungen. Aber sie werden aus dieser Sicht eben nicht ethisch gewertet, son- 
dern daraufhin betrachtet, ob, inwieweit und in welchem Maße sie sich zum Ver- 
folg politischer Eigen- und Staatsinteressen (die für den 'idealtypischen' Politi- 
ker ja keine Differenz aufweisen) 'lohnen', ob sie zweckdienliche, geeignete 
Mittel darstellen. Die Effizienz aller Machtmittel wird, so Machiavelli - und 
damit ist er sozusagen auf der Höhe der aktuellen dramatologischen Diskussion, 
beträchtlich erhöht, wenn man den Eindruck zu erwecken versteht, ihr Einsatz 
diene einem 'guten', d. h. moralisch approbierten Zweck. (Vgl. dazu auch Gar- 
finkel 1976.) Wie schon mehrmals betont: Der erfolgreiche Politiker ist der, der 
'seine Sache' gur macht, nicht der, der es gut meint, ja noch nicht einmal der, 
der gut ist. Der Anschein 'guter' Eigenschaften ist das wesentliche, nicht ihr tat- 
sächlicher Besitz. Machiavelli (1972, S. 73) geht sogar so weit, »zu behaupten, 
daß sıe schädlich sind, wenn man sie besitzt und stets von ihnen Gebrauch 
macht, und daß sie nützlich sind, wenn man sich nur den Anschein gibt, sie zu 
besitzen.« 

Wenn es denn einen zynischen Aspekt im Werk Machiavellis gibt, dann hat ihn 
wohl Judith Janoska-Bendl markiert, die, eine Metapher von Ernst Cassirer (und 
Hans Freyer) aufnehmend, konstatierte, daß Machiavelli sich bemüht habe, »an- 
deren Leuten Schachspiel beizubringen. Aber weil es zu gutem Schachspiel nicht 
nur der genauen Kenntnis von Regeln, sondern vor allem eines guten Blicks be- 
darf, konnten Machiavellis Regeln nur bei jenen Schachspielern Eingang finden, 
die diesen Blick schon hatten.« (Janoska-Bendl 1958, S 345; Hervorhebungen 
von mir). Anders gesagt, wer ohnehin kein ‘politischer Kopf’ ist, dem erscheint 
der Machiavellismus entweder unglaubhaft oder unverständlich oder als eine Art 
politischer Pornographie. Nützlich hingegen sind die Regeln dem, der (warum 
auch immer und in welchem Kontext auch immer) Macht will oder an der Macht 
bleiben will. 

‘Echter’, also verdeckter (sich nicht als solcher zu erkennen gebender) Machia- 
vellismus, ist Politik als die 'Kunst des Möglichen', ist zu wissen, was unter 
welchen Bedingungen wie geht oder nicht geht. Und dementsprechend Zweck- 
Mittel-rational zu handeln, das macht den erfolgreichen Politiker aus - wie ge- 
sagt: unabhängig von weltanschaulichen Positionen: »Dadurch wird die politi- 
sche Kunst gleichsam objektiviert und von der Zufälligkeit der handelnden Per- 
sonen, ja sogar vom Grad ihrer Begabung in gewissem Sinn abgelöst« (Freyer 
1986, S. 50). In der Politik, so würde ich jetzt die machiavellistischen 'Spielre- 
geln‘ zusammenfassen, gibt es keine Spielregeln außer der, sich (und seine Vor- 
stellungen von einem gewollten Gemeinwesen) durchzusetzen, und dies impli- 
ziert eben auch, wenngleich nicht nur, sich und seine Ideen als Repräsentanten 
derer darzustellen, deren Unterstützung man braucht bzw. wünscht. Denn, wie 
auch Max Weber gesehen hat, jede Herrschaft muß, will sie stabil bleiben, von 
einem 'Saum des Glaubens’ umgeben sein, und das heißt, durch transzendente 
Verweise legitimiert werden: »Legitimitätsvorstellungen begründen ... keine 
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Herrschaftsverhältnisse, sondern sie prägen und steigern faktische Überlegenheit 
zu einem sinnvoll bejahten Gesellschaftsverhältnis« (Ferber 1970, S. 65). 


5. Machiavelli als Klassiker der Dramatologie 


Machiavellismus als Attitüde umschreibt ein Bündel von Einstellungen wie die, 
daß der geseizte Zweck die eingesetzten Mittel heilige, daß man taktisch und 
strategisch handeln müsse, um Erfolg zu haben, daß man sich über die 'mensch- 
liche Natur" keine Illusionen machen, daß man andere für seine eigenen Zwecke 
einspannen, daß man sich stets im "besten Licht' präsentieren sollte, usw. Dies 
zeigt, wie gesagt, durchaus Korrespondenzen mit dem Menschenbild, das einer 
dramatologischen Sichtweise des gesellschaftlichen Lebens zugrunde liegt. Und 
deshalb, auch das sei ncch einmal wiederholt, verstehe ich Machiavelli, der 
diese impliziten Regeln der politischen Konstruktion von Wirklichkeit aufge- 
deckt hat, als einen 'Klassiker‘ des dramatologischen Ansatzes in den Sozialwis- 
senschaften; wobei dann natürlich die Frage virulent wird, inwieweit der 'Dra- 
matologie der Politik’ ein paradigmatischer Charakter für die soziale Kon- 
struktion von Wirklichkeit schlechthin zukommt.7 

Unabhängig von Machiavellis 'wahren’ Intentionen (über die in der einschlägi- 
gen Literatur seit Machiavelli gestritten wird), unabhängig davon also, ob er nun 
'eigentlich' ein Programm für erfolgreiches politisches Handeln bereitstellen 
wollte, ober ob es ihm einfach um eine Deskription der "Regeln der Staatskunst' 
gegangen ist: Er war jedenfalls kein 'echter', kein verdeckter Machiavellist, 
sondern in gewissem Sinne ein früher 'Aufklärer' (und damit, gleichsam a tergo, 
doch auch ein Moralist). Er war sozusagen ein 'offener' Machiavellist und da- 
mit, noch einmal, ein 'Ahnherr' der meiner Meinung nach 'idealen' sozialwis- 
senschaftlichen Attitüde, die darin besteht, von eigenen Interessen und Moralen 
abzusehen und die 'Spielregeln' des menschlichen Miteinanders und damit der 
gesellschaftlichen Konstruktion der Wirklichkeit zu erkunden und werturteilsent- 
haltsam zu beschreiben, um so Menschen als Kulturwesen zu verstehen. (Vgl. 
dazu Hitzler 1986, vgl. auch Kolakowski 1976, 8. 232 E.) 

Machiavelli als Dramatologe "avant la lettre' hat an einem Thema exemplarisch 
darauf aufmerksam gemacht, daß das menschliche Zusammenleben aus einer 
Reihe von 'Spielen' besteht, die unterschiedlichen Regeln folgen. Daß es 
darüber hinaus auch die eine oder andere spielübergreifende 'Regel‘ geben dürf- 
te, ist sozusagen der Generalverdacht einer anthropologisch intersssierten Dra- 


7 Der Schweizer Psychologe Bernhard Cloeitas hat (1984) festgestellt, daß die machiavellistische 
Attitüde im Alltag relativ unabhängig ist von Bildung, Schicht, Alter und Biographie, daß aber 
Frauen etwas weniger 'machiavellistisch' sind als Männer. Daß Machiavellisten selten sozial- 
pflegerische Berufe ergreifen, dürfte uns nach dem bislang Gehörten wohl kaum überraschen. 
Cloetta hat aber auch herausgefunden, daß Machiavellisten, anders als Konservative, in der Re- 
gel keine ausgeprägt polaren Weltbilder haben (Schwarz-Weiß-Malerei) und daß sie nicht 
engstirnig seien. 
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matologie. Alltagsmenschen befolgen zwar 'im großen und ganzen’ diese Re- 
gein, allerdings ohne daß sie sich darüber allzusehr im Klaren wären, oder sie 
gar explizieren würden. Machiavellis 'Empfehlungen' bestehen deshalb folge- 
richtig aus zwei Komponenten: Erstens fordert er den Politiker dazu auf, sich 
diese Regeln zu vergegenwärtigen, sich über mögliche taktische Zügs Gewißheit 
zu verschaffen. Zweitens fordert er den Politiker dazu auf, sich dieser Kenntnis- 
se und Einsichten zur Durchsetzung seiner Interessen zu bedienen. 

Und sozusagen zwischen Schritt Eins und Schritt Zwei liegt m. E. die Differenz 
zwischen der "Wissenschaft als Beruf’ und der ‘Politik als Beruf’, auf die Max 
Weber (1973 und 1980) hingewiesen hat: Der 'aufklärerische’ Machiavellismus 
des ersten Schritts gilt für den Sozialwissenschaftler gleichermaßen wis für den 
Politiker, nur daß der Sozialwissenschaftler nicht nur an den Spielregeln eines 
Wirklichkeitsausschnittes, sondern an den "Strukturen! menschlicher Wirklich- 
keit insgesamt interessiert sein sollte.3 Der zweite Schritt aber stürzt m. E. jeden 
Sozialwissenschaftler in ein dezisionistisches Dilemma: 1. Soll er seine Einsich- 
ten gleichsam egoistisch nutzen, um sich im sozialen Zusammenleben persönli- 
che Vorteile zu verschaffen? 2. Soll er seine Einsichten in eine "Waffe der Kri- 
tik‘ für die "Verdammten dieser Erde‘ umschmieden? 3. Soll er sich damit be- 
gnügen, die praktischen Applikationen und Modifikationen des Regelwissens in 
sozialen Situationen und gesellschaftlichen Zusammenhängen zu beschreiben 
bzw. praktisches Handeln in Bezug zu Regeln und jeweiligen Rahmenbedingun- 
gen zu 'erklären'? 

Wie immer man sich hier entscheidet: Man entscheidet sich! - allerdings nicht im 
'Iuftiseren Raum', sondern eben vor dem Hintergrund von Moralen und vor al- 
lem von vorgegebenen professionellen Normen: ein Sozialwissenschaftler, der 
die erste Möglichkeit wählt, wählt damit, eben nicht vor allem Wissenschaftler, 
sondern - in einem sehr weiten Sinne - 'Politiker' zu sein. Ein Sozialwissen- 
schaftier, der die zweite Möglichkeit wählt, wählt damit, (zumindest) theoreti- 
scher bzw. Schreibtisch-Revolutionär zu sein. Genuin wissenschaftlich (weil 
werturteilsenihaltsam 'machbar') scheint mir nur die dritte Option zu sein.* So- 
zusagen als präventive Entschuldigung sei aber abschließend auch vermerkt, daß 
es uns unsere Mitmenschen alles andere als einfach machen, nur als Sozialwis- 
senschaftler zu handeln, also nur als pragmatisch desintersssierter Bsobachter 
und theoretischer Beschreiber des gesellschaftlichen Treibens (vgl. dazu auch 
Schütz 1971). 


8 Übrigens liegt eine nicht zu unterschätzende "Gefahr' thematischer Spezialisierungen darin, daß 
man die 'Logik’ eines Teils für die 'Logik’ des Ganzen hält oder zu halten beginnt - exempla- 
risch: die tragischen Folgen des Werkes von Karl Marx. 

9 Undes wäre nun wissenssoziologisch sicher nicht uninteressant, sich Vertreter unserer Profes- 
sion daraufhin anzuschauen, welche Wahl sie getroffen haben, bzw. welche Wahlen sie in wel- 
chen Kontexten treffen. 
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Boy Lüthje ” 
Zur Politischen Okonomie des »post-fordistischen« 
Teiekommunikationssektors: Der Fall USA 


Zusammenfassung: Der Aufsatz befaßt sich mit den Umbrüchen im Telekommu- 
nikationssektor der USA, die durch die Entflechtung des ehemaligen Fernmelde- 
monopols At&T zu Anfang der achtziger Jahre ausgelöst wurden. Die Erosion 
der unter dem Roosevelt'schen New Deal geschaffenen öffentlichen, sozialstaat- 
lich orientierten Regulierung des Kommunikationswesens und die gegenwärtige 
Neustrukturierung der Branchenkonkurrenz werden im Kontext des Fordismus- 
theorems interpretiert. In diesem Zusammenhang wird zum einen nach den Be- 
sonderheiten des »Nachkriegssozialpaktes« und der Politik der Gewerkschaften 
im US-Kommunikationswesen gefragt, zum anderen nach den Konsequenzen des 
Aufbrechens fordistischer Regulationsstrukturen für Lohnabhängige und Gewerk- 
schaften im »Zukunftssektor« Telekommunikation. 


»In the last fifieen years a revolution in technology has transformed the 
way in which network engineers think, plan and build. The network has 
changed from a pyramid to something more like a geodesic dome. This 
architectural transition from Cheops to Buckminster Fuller has occurred 
with breathtaking speed. ... The central paradox of the information age is 
that the dispersion of consumption is matched by a consolidation of pro- 
duction. ... The basic vision of a horizontal stratified telecommunications 
markeiplace will not survive. AT&T, IBM and other U.S. and foreign 
telecommunications and electronics companies are already gathering for 
the wake.« (U.S. Department of Justice 1987). 


Die Anfang der achtziger Jahre vollzogene Entflechtung des US-amerikanischen 
Fernmeldemonopols American Telephone and Telegraph Co. (AT&T) in acht 
unabhängige Kommunikationsunternehmen gilt nach wie vor als »Modellfall« ei- 
ner durchgreifenden Deregulierung des Telekommunikationssektors. Die Auf- 
spaltung des größten privaten Unternehmens in der Geschichte des Kapitalismus 
und die Rücknahme der unter dem New Deal der dreißiger Jahre geschaffenen 
nationalstaatlichen Aufsicht über das Kommunikationswesen wurden zum Aus- 
gangspunkt einer Neustrukturierung der Branchenkonkurrenz, die zu einer in an- 
deren Industrieländern ungekannten Ausdehnung privatkapitalistischer Kontrolle 
über die informationstechnische Infrastruktur führte und zugleich dramatische 
beschäftigungspolitische Umbrüche im »Zukunftssektor« Telekommunikation 
nach sich zog. 

Die ökonomischen, sozialen und politischen Konsequenzen dieser Entwicklung 
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sollen im folgenden näher beleuchtet werden. Dabei wollen wir den gängigen 
Begründungsmustern der etablierten Wirtschaftstheorie, die die Erosion der 
»natürlichen Monopole« im Kommunikationswesen als unvermeidliches Resultat 
»technologischer« Modernisierungszwänge interpretieren (z.B. Brock 1981), eine 
auf den Kontext des fordistischen Entwicklungsmodells des US-Nachkriegskapi- 
talismus (Aglietta 1979; Davis 1986) bezogene akkumulationstheoretische Erklä- 
rungsperspektive entgegensetzen. Aus diesem Blickwinkel wollen wir zum einen 
der Frage nach den Perspektiven und Grenzen eines »post-fordistischen« Akku- 
mulations- und Regulationsmodells im US-Telekommunikationsektor nachgehen. 
Zum anderen sollen gewerkschaftspolitische Erfahrungen in der »Post-Entflech- 
tungsära« und Ansatzpunkte gewerkschaftlicher und politischer Alternativen im 
deregulierten Kommunikationswesen diskutiert werden. 


1. Anatomie eines Erfolgsmodells 


Das in den Akkumulationsmodus des staatlich regulierten US-Fernmeldemono- 
pols eingeschriebene komplexe Vermittlungsverhältnis von einzelunternehmeri- 
scher Kontrolle und gesamtkapitalistischen Regulierungsimperativen wollen wir 
im folgenden mithilfe der begrifflichen Unterscheidung der »esoterischen« und 
»exoterischen« Momente eines Akkumulationsregimes analysieren. Wir beziehen 
uns dabei auf theoretische Überlegungen von Lipietz (1985), der anknüpfend an 
die Marx'sche Unterscheidung von »Kerngestalt« und »fertiger Gestalt« des ka- 
pitalistischen Produktionsverhältnisses eine werttheoretische Differenzierung der 
einem Akkumulationsregime zugrundeliegenden »invarianten« und »historisch 
variablen« Strukturmomente versucht. Als esoterische Aspekte des branchenspe- 
zifischen Akkumulationsregimes im US-Kommunikationssektor sollen im fol- 
genden die in der stofflichen und wertmäßigen Zusammensetzung des Kapitals 
vergegenständlichten Formen von Produktionsprozeß, Technologieentwicklung 
und brancheninterner Spezialisierung angesprochen werden, die der privaten 
Verfügungsgewalt des Einzelkapitals unterliegen und somit den »harten Kern« 
kapitalistischer Kontrolle über den Akkumulationsprozeß ausmachen. Als exote- 
rische Momente sind die monetär definierten Kalküle der Kapitalverwertung, die 
gesellschaftlich institutionalisierten Produktions- und Tauschnormen sowie die 
damit in Verbindung stehenden Marktbeherrschungsstrategien bestimmt - also 
jene ökonomischen Formen, in denen sich das Netzwerk der »surface connecti- 
ons« (Lipietz) des einzelkapitalistischen Akkumulationsprozesses und die darin 
präsenten sozialen und politischen Kräfteverhältnisse manifestieren (im einzeinen 
vgl. Lüthje 1990. 8. 26 ff.). 

Der fordistische Akkumulations- und Regulationsmodus im US-Fernmeldewesen 
läßt sich dahingehend charakterisieren, daß der US-Staat zwar die exoterischen 
Aspekte des Akkumulationsprozesses des Fernmeldemonopols weitgehend regu- 
lieren konnte, auf dessen escterische Aspekte aber keinen Zugriff hatte. Wichtig- 
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ster Träger des »natürlichen Monopols« im US-Telefonnetz war das sog. Bell-Sy- 
stem, ein von AT&T dirigiertes Firmenimperium von 22 regionalen Telefonge- 
sellschaften, das bis zu seiner Entflechtung im Jahre 1984 etwa 85% des Tele- 
fonverkehrs in den USA abwickelte und mit den Tochterunternehmen Western 
Electric sowie den berühmten Bell-Laboratorien über die international bedeu- 
tendsten Produktions- und Forschungseinrichtungen in der Kommunikations- 
technik verfügte.! Der US-Staat beschränkte sich traditionell auf die Aufsicht des 
privatwirtschaftlichen Fernmeldemonopols, die auf nationalstaatlicher Ebene seit 
den dreißiger Jahren von der Federal Communications Commission (FCC) wahr- 
genommen wurde. Die wichtigsten Regulierungsinstrumente bestanden in der 
Vergabe der Betriebslizenzen für Fernmeldenetze und -ausrüstungsgüter und in 
der Überwachung der Telefongebühren. Diese wurden allerdings nicht direkt 
vorgeschrieben, die FCC und die ihr nachgeordneten einzelstaatlichen Regulie- 
rungsbehörden legten vielmehr eine bestimmte Ertragsrate auf das fixe Kapital 
der Telefongesellschaften fest, die der Genehmigung der Fernsprechtarife zu- 
grunde gelegt wurden (vgl. Wieland 1985). 

Dieses System war aus den - heute fast vergessenen - politischen Konflikten um 
die Regulierung des Kommunikationswesens während des New Deal der dreißi- 
ger Jahre hervorgegangen, die sich an den monopolistischen Preissetzungsprakti- 
ken AT&T's in den zwanziger Jahren und während der Großen Depression ent- 
zündet hatten. Mit dem Erlaß des »Communications Act« im Jahre 1934 wurde 
erstmals das Prinzip einer universellen, für jedermann erschwinglichen Fern- 
sprechversorgung als Ziel staatlicher Kommunikationspolitik gesetzlich fixiert. 
Die von den engagierten »Reformkommissaren« der FCC in einem jahrelangen 
Untersuchungsverfahren gegen AT&T (vgl. FCC 1939) verfochtenen Vorstel- 
lungen von einer weitergehenden sozialen Kontrolle des Kommunikationswesen, 
die von einer Entflechtung des Fernmeldemonopols und der Einbeziehung seiner 
Produktions- und Forschungstätigkeit in die staatliche Regulierung abgestützt 
werden sollten (Danielian 1939, $S. 380 ff.), scheiterten allerdings an der Ableh- 
nungsfront AT&T's und anderer US-Großunternehmen gegen zu weitgehende 
Regulierungsmaßnahmen (Coon 1939, S. 245 ff.)2. 


1 Neben AT&T existierte mit General Telephone & Electric (GTE) ein weiteres vertikal inte- 
griertes Fernmeldemonopol, das wesentliche Teile des Telefonnetzes im Südwesten der USA 
betrieb, sowie ca. 1500 lokale, vor allem in ländlichen Gebieten tätige Telefongesellschaften. 
Die Netze der unabhängigen Gesellschaften, die ausschließlich mit Ausrüstungen von AT&T 
oder GTE bestückt wurden, waren seit 1913 voll in AT&T's nationalen Netz und das System 
der staatlichen Gebührenregulierung integriert (Breyer 1982). 

2 Bemerkenswert ist die Deutlichkeit, mit der die Protagonisten einer nationalen Kommunikati- 
onspolitik das Problem der gesellschaftlichen Kontrolle des Fernmeldemonopols ansprachen. 
Danielian, Finanzexperte der FCC schrieb: »In a true sense, this organism (AT&T; Anm. des 
Verf.) is a state within a state, exhibiting all the economic and political prospensities of a natio- 
nal state in its most imperialistic moods. ... This state within a state creates difficult problems of 
social control. These problems are the more complicated since they arise from conflicting prin- 
ciples of government. On one hand, there is the parent, the state, governed by a democratic 
machinery and motivated by cultural and religious, as well as economic considerations; on the 
other hand, the offspring, governed by a dictatorship, motivated principally by the desire for 
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Trotz dieser Schwächen der staatlichen Regulierung bildete die Institutionalisie- 
rung des universellen Telefondienstes (»universal service«) als gesellschaftlicher 
Produktionsnorm den Rahmen für die Entfaltung eines außerordentlich effizien- 
ten Akkumulationsregimes im US-Fernmeldewesen der Nachkriegsära. Einge- 
bettet in den binnenmarktzentrierten fordistischen Akkumulationsmodus der US- 
Wirtschaft (vgl. Aglietta 1979, Davis 1986) lieferte das Bell-System wesentliche 
infrastrukturelle Voraussetzungen für die auf ein technisch hochentwickeltes 
Kommunikationsnetz angewiesene Massenproduktion von Gütern und Dienstlei- 
stungen. Darüberhinaus wurde das Telefon bzw. die Individualkommunikation 
selbst zu einem typischen fordistischen Konsumgut, welches seinerseits eine 
zentrale, vielleicht nur dem Automobil vergleichbare Rolle für die Herstellung 
sozialer und räumlicher Mobilität der Lohnabhängigen, die Durchsetzung fordi- 
stischer Reproduktionsformen (wie z.B. des Einfamilien-Vorort-Eigenheims) 
und die Durchkapitalisierung der Konsumsphäre spielte (vgl. Schiller 1982, 
S.5ff.; de Sola Pool 1976). 

Der fordistische Wachstumsmodus im US-Fernmeldewesen stützte sich zum ei- 
nen auf eine extensive Automatisierung des Fernmeldenetzes (z.B. durch die Ein- 
führung des automatischen Selbstwählverkehrs in den fünfziger und die begin- 
nende Computerisierung der Vermittlungstechnik seit den späten sechziger Jah- 
ren), zum anderen auf ein System national einheitlicher Gebührenstandards, das 
die für eine flächendeckende Vernetzung notwendigen kostspieligen örtlichen In- 
frastrukturen aus dem lukrativen, überwiegend kommerziell genutzten Weitver- 
kehrstelefondienst subventionierte (Meyer u.a. 1980). Der Erfolg dieses Modells 
wies sich nicht nur in der hohen technischen Qualität des US-Fernmeldenetzes 
und dem international fast einmaligen Telefonversorgungsgrad der USA aus 
(79,1% der US-Bevölkerung verfügte Ende der siebziger Jahre über einen Tele- 
fonanschluß, in anderen Industrieländern wie Japan oder Frankreich nur 47,6% 
bzw. 41,4%; OECD 1983, S. 22). Bemerkenswert war vor allem, daß dıe Nut- 
zung der Größen- und Verbundvorteile eines die gesamten USA umfassenden 
Telefonnetzes eine kontinuierliche relative und z.T. absolute Verbilligung des 
Telefondienstes zuließ, die auch kaum von den für die US-Wirtschaft namentlich 
in den sechziger und siebziger Jahren typischen inflationären Preissteigerungen 
unterbrochen wurde (U.S. Department of Commerce 1985, S. 15f) 

Die Reproduktion des »natürlichen Monopols« AT&T's basierte auf einem kom- 
plexen System innerkapitalistischer Regulation, das eine spezifische Arbeitstei- 
lung innerhalb des kommunikationstechnischen Branchenkomplexes der USA ab- 
steckte. Diese beruhte zum ersten auf einer strikten Trennung der fernmeldetech- 
nischen von den anderen Sektoren der kommmunikationstechnischen Produktion, 
namentlich der Rundfunk-, Film- und Fernsehtechnik - ein Arrangement, das 
zwischen AT&T auf der einen und den Elektrokonzernen General Electric, 
Westinghouse und RCA auf der anderen Seite bereits gegen Mitte der zwanziger 


control and profits« (Danielian 1939, S. 380). 
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Jahre in einem umfangreichen System von Lizenz- und Patentabkommen abge- 
steckt worden war (Danielian 1939, S. 126 ff.). Eine ähnliche Trennlinie wurde 
im Jahre 1956 auch gegenüber der neuentstehenden Computerindustrie gezogen, 
als AT&T nach einem langjährigen Anti-Trust-Verfahren darauf verzichtete, mit 
seinen enormen technologischen und ökonomischen Ressourcen in der Compu- 
terbranche tätig zu werden und dafür eine umfassende wettbewerbsrechtliche Ga- 
rantie seines Produktions- und Liefermonopols in der Fernmeldetechnik erlangte 
(Brock 1981, $. 191 ff.). 

Das durch die staatliche Profitratenregulierung definierte Verwertungskalkül 
prägte auch der Akkumulationsentwicklung in der »telephone industry« ihren 
Stempel auf. Die »rate of retum regulation« garantierte zwar die Profitrate des 
Fernmeldemonopols, enthob AT&T jedoch nicht der Aufgabe, diese durch eine 
permanente Rationalisierung und Automatisierung des Telefonnetzes zu sichern. 
Das spezifische Strukturproblem des fordistischen Akkumulationsregimes im 
Fernmeldewesen bestand darin, daß die Automatisierungsinvestitionen zu einem 
überproportionalen Wachstum des fixen Kapitalstocks führten, während die Ka- 
pitalproduktivität nur geringfügig zunahm bzw. zeitweilig stagnierte. Das Sy- 
stem der staatlichen Regulierung sorgte allerdings dafür, daß die Folgen der 
überdurchschnittlichen Steigerung der organischen Zusammensetzung des Kapi- 
tals weitgehend externalisiert werden konnten. Die Automatisierungsinvestitio- 
nen des Bell-Systems waren sozusagen »profit-generating by itself« (Kohl 1982, 
5. 54), weil die Kosten des fixen Kapitalstocks (bzw. der jährlichen Abschrei- 
bungsraten) auf die Telefongebühren umgelegt werden konnten und damit quasi 
automatisch die Profitmasse AT&T's vergrößerten. Daß dies in den sechziger 
und siebziger Jahren nicht zu einer inflationären Steigerung der Telefongebühren 
führte, war maßgeblich der Tatsache zu verdanken, daß die Investitionen in die 
Automatisierung des Telefondienstes in großem Umfang lebendige Arbeit sub- 
stituierten (so wuchs der fixe Kapitalstock des Bell-Systems von 1948 bis 1978 
etwa viermal schneller als das Arbeitsvolumen; Chinloy 1981). 

Ein wesentliches »Erfolgsgeheimnis« des fordistischen Akkumulationsregimes im 
Fernmeldesektor der USA bestand somit darin, daß die Rationalisierung und 
Automatisierung des Arbeitsprozesses gegenüber den Lohnabhängigen weitge- 
hend reibungslos durchgesetzt werden konnte. Dem diente eine rigide tayloristi- 
sche Arbeitsorganisation, die auf einer z.T. extremen Zergliederung und Stan- 
dardisierung der Arbeitsabläufe beruhte (vgl. Byrkjeflot 1989). »Markenzeichen« 
dieses Systems war seine zentralistisch-hierarchische Organisation: die Personal- 
abteilung AT&T’s schrieb den lokalen Betriebsgesellschaften Arbeitsabläufe, 
Leistungsnormen und Entlohnungs- und Beförderungsregeln vor, deren Einhal- 
tung »vor Ort« wurde von einem enormen Apparat von Vorarbeitern und Mana- 
gern überwacht (Straw/Heckscher 1984, S. 226 ff.). Zentral für das Funktionie- 
ren dieses Systems war eine strikte geschlechtliche und rassische Segmentierung 
der (bis in die sechziger Jahre fast ausschließlich weißen) Belegschaften, die dar- 
auf basierte, daß in den Servicebereichen des Telefonbetriebsdienstes (Auskunft, 
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Vermittlung, Abrechnung etc.) fast ausschließlich weibliche Arbeitskräfte be- 
schäftigt waren, während Facharbeitertätigkeiten im Installations- und War- 
tungsdienst von männlichen Arbeitern wahrgenommen wurden (Hacker 1979, S. 
544 ff.). 

Charakteristisch für das fordistische Produktionsregime3 im US-Fernmeldewesen 
war die hochgradige Zentralisierung der Beziehungen zwischen Management und 
Gewerkschaften. Die Telefonarbeitergewerkschaft Communications Workers of 
America (CWA), die in den siebziger Jahren gut die Hälfte der etwa 1 Mio. Be- 
schäftigten des Bell-Systems repräsentierte, verfügte in diesem Rahmen als eine 
der wenigen großen US-Gewerkschaften über ein auf nationaler Ebene ausge- 
handeltes Tarifvertragswesen. Die Beschäftigten in der hochautomatisierten »te- 
lephone industry« besaßen jedoch nur sehr geringe Möglichkeiten gewerkschaft- 
licher »job control« (Montgomery 1979), d.h. der in anderen US-Industriebran- 
chen üblichen defensiven Beeinflussung der Arbeitsbedingungen mithilfe tarif- 
vertraglicher Arbeitsregeln, Job-Klassifizierungen sowie der innerbetrieblichen 
Beschwerdeprozedur (Newman 1982). Das Credo des »business unionism« im 
US-Fernmeldewesen war es denn auch, der innerbetrieblichen Automatisierungs- 
politik entgegenzukommen, um ein kontinuierliches Wachstum von Verkehrsauf- 
kom-men und Arbeitsplätzen bei den Telefongesellschaften zu sichern. Dieser 
»Produktivitätspakt« schloß auch eine weitgehende, selbstverordnete Abstinenz 
der Gewerkschaften von regulierungspolitischen Entscheidungsprozessen ein, die 
von dem Bemühen getragen war, eine Politisierung der Tarifbeziehungen und 
möglichen Vorwürfen einer »lohnpolitischen Selbstbedienung« durch die Einfor- 
derung gewerkschaftlicher Ziele in der staatlichen Gebührenpolitik zu vermeiden 
(Beime 1959).4 


2. Die Krise des fordistischen Modelis 


Seit Anfang der siebziger Jahre wurde die Monopolstellung AT&T's von zahl- 
reichen Konkurrenten herausgefordert, die sich durch die Nutzung neuer Tech- 
nologien in der Geräteproduktion und der Übertragungs- und Vermittlungstech- 
nik als alternative Anbieter von Telekommunikationssystemen und -dienstlei- 
stungen zu etablieren versuchten. Der Bruch in der traditionellen Struktur des 
US-Telekommunikationssektors wurde zunächst in der kommunikationstechni- 


3 Für eine genauere Diskussion dieses von Burawoy (1985) eingeführten Begriffes im akkumula- 
tions- und regulationstheoretischen Kontext vgl. Lüthje 1990 (S. 41 £f.). 

4 Die Fixierung der Gewerkschaften auf die Logik des fordistischen Akkumulationsmodells 
kommt prägnant in folgender Aussage des früheren CWA-Präsidenten Joseph Beirne zum Aus- 
druck: »The inescapable conclusion seems to be that the only way employment opportunities 
can be maintained in the Bell-System in the face of constant mechanization is to have tremen- 
dous increases in telephone service ... It is not encugh to have large increases, tremendous in- 
creases are required. ... We are geing to need more purchasers for telephone service. Automa- 
tion could, under proper circumstances, provide the necessary increase in purchasing power« 
(Beirne 1959, 8.8 £.). 
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schen Hardwareproduktion greifbar, wo die Digitalisierung der Kommunikati- 
onstechnik zahlreichen etablierten und neuen Unternehmen der Eiektronikindu- 
strie den Einstieg in die Produktion einer Vielfalt von Systemen der Daten- und 
Sprachübertragung gestattete (U.S. Department of Commerce 1985, S. 9 ff.). Im 
Bereich der Telekommunikationsdienstleistungen waren es die beginnende »Ver- 
netzung« der Datentechnik sowie die Nutzung der Satellitentechnik, die alternati- 
ve Übertragungsinfrastrukturen auf Seiten großbetrieblicher Telekommunikati- 
onsanwender entstehen ließen und eine wachsende Zahl von spezialisierten Be- 
treibern von Daten- und Sprachübertragungsnetzen als neue Akteure der Bran- 
chenkonkurrenz ins Spiel brachten (vgl. Brock 1981, S. 266 ff.). 

Die rapıden Umbrüche in der Branchenstruktur äußerten sich in zahlreichen, mit 
zunehmender Schärfe geführten Auseinandersetzungen zwischen AT&T und den 
Anwendern bzw. den Anbietern neuer Telekommunikationsformen. Auf Druck 
dieser mächtigen Lobby, die gegen Ende der siebziger Jahre fast alle maßgebli- 
chen US-Unternehmen umfaßte (Schiller 1982, S. 89 f.), kam es zu einer Viel- 
zahl von Deregulierungsentscheidungen der FCC, die die Monopolistellung 
AT&T's immer mehr einschränkten und schließlich in der Entflechtung des Bell- 
Systems gipfelten.5 Ursachen und Verlauf dieser Entwicklung scheinen auf den 
ersten Blick das bekannte neo-klassische Argument zu bestätigen, wonach das 
»natürliche Monopol« in der Telekommunikation mit der zunehmenden Ange- 
botsvielfalt und der Miniaturisierung und Flexibilisierung der Übertragungsin- 
frastrukturen im Zuge der »mikroelektronischen Revolution« inkompatibel sei 
(vgl. Breyer 1982, 8. 290 ff.; zur grundsätzlichen Kritik s. Lüthje 1990, 5. 8 
ff.). Dieses Erklärungsmuster gibt allerdings keine Antwort auf die Frage, 
warum die vermeintlich »technologisch« bedingten Strukturveränderungen im 
Falle der USA zu einem durchgreifenden Revirement der Konzentrations- und 
Zentralisierungsverhälinisse des Kapitals im informations- und kommunikati- 
onstechnischen Industriesektor führten, und nicht - wie in anderen Industrielän- 
dern - im Wege eines graduellen Umbaus der bestehenden Monopolstrukturen 
geregelt werden konnten. Eine Antwort auf diese Frage scheint nur möglich, 
wenn man die aus der spezifischen Struktur des fordistischen Regulationszusam- 
menhanges im US-Kommumnikationswesen resultierenden Krisenkonstellationen 
ins Auge faßt. 

Festzuhalten ist dabei zunächst, daß die Erosion des fordistischen Akkumnlati- 
onsregimes nicht von einer brancheninternen Erschöpfung des fordistischen 


5 Erstes Opfer dieser Entwicklung war das Liefermonopol AT&T's im Markt der Fernmeldeend- 
geräte, das mit der sog. »Carterfone-Entscheidung« der FCC von 1969 aufgehoben wurde. Der 
zweite Einschnitt in das Fernmeldemonopol wurde mit der sog. »Specialized Common Carrier- 
Entscheidung« der FCC von 1971 eingeleitet, mit der erstmals zu AT&T konkurrierende Be- 
treiber von Weitverkehrsrichtfunkstrecken und später in der Satellitenkommunikation zugelas- 
sen wurden. Der dritte Komplex der Deregulierungsmaßnahmen umfaßte die Datenübertra- 
gungsdiensie, die mit der ebenfalls 1971 ergangenen »Computer-I-Entscheidung« der FCC als 
ein nicht dem Fernmeldemonopo! unterliegendes Markisegment anerkannt wurden (Brock 1981, 
8.240 f.). 
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»Produktivitäts- und Rationalisierungsparadigmas« ausging. Zum ersten bot das 
in die staatliche Profitratentegulierung eingeschriebene exoterische Verwer- 
tungskalkül AT&T's genügend Spielräume zu einer Externalisierung der negati- 
ven Folgen der Steigerung der Kapitalintensität und der Stagnation der Kapital- 
produktivität. Das Bell-System war damit zweitens (wie vielleicht nur wenige 
andere US-Unternehmen) in der Lage, den Verfall der Kapitalproduktivität zu 
stoppen und die Einführung digitaler Übertragungs- und Vermittlungstechniken 
zu einer breitangelegten Modernisierung des fordistischen »universal servic«« zu 
nutzen (vgl. U.S. Department of Commerce 1985, $. 15). Dabei war es drittens 
auch möglich, eine durchgreifende »neo-fordistische« Rationalisierung des Ar- 
beitsprozesses voranzutreiben, die auf dem massiven Einsatz von EDV-Techno- 
logien an den Arbeitsplätzen der Telefonbeschäftigten basierte und - trotz einiger 
harter Arbeitskonflikte gegen Ende der sechziger und Anfang der siebziger Jahre 
- im Rahmen der zentralisierien Sozialpartnerschaft ohne bedeutende Wider- 
stände von Lohnabhängigen und Gewerkschaften durchgeführt werden konnte 
(Newman 1932). 

Die Krise des fordistischen Akkumuiationsregimes im US-Telekommunikations- 
sektor wurzelte indes in einem tiefgreifenden Bruch der gesamtkapitalistischen 
Reproduktionsbeziehungen des Fernmeldemonopols. Entscheidend war, daß die 
neuen Anwendungsformen der Telekommunikation nicht per se mit der Produk- 
tionsnorm des fordistischen »universal service« und einer monopolistischen, ver- 
tikal integrierten Trägerschaft der nationalen Kommunikationsinfrastruktur un- 
vereinbar gewesen wären (U.S. Dept. of Justice 1987, S. 1.7). Vielmehr setzte 
die Redefinition der Marktbeziehungen und der Produktionsnormen einen tief- 
greifenden Umbruch der Verwertungssphären innerhalb des Telekommunikati- 
onssektors sowie zwischen Telekommunikationsanbietern und -anwendern auf 
die Tagssordnung, mit dem nicht nur die exoterischen Formen der Marktabgren- 
zung zwischen AT&T und den Konzernen der Elektronik- und Computerindu- 
strie, sondern auch die esoterischen Grundlagen des fordistischen Akkumulati- 
onsmodus, nämlich die auf eine Beherrschung einzelner Segmente des informati- 
ons- und kommunikationstechnischen Binnenmarktes der USA ausgerichteten 
Produktions- und Konzernstrukturer im kommunikationstechnischen Industrie- 
sektor, zur Disposition gestellt wurden (Lüthje 1990, S. 333 ff.). 

Das Aufbrechen der unter dem binnenmarktzentrierten fordistischen Akkumula- 
tionsmodell der USA entstandenen intersektoralen Produktions- und Spezialisie- 
rungsstrukturen erklärt, warum die Restrukturierung des US-Telekommunikati- 
onssektors bereits in den siebziger Jahren in Form zahlreicher, z.T. spektakulä- 
rer Fusions- und Akquisitionsaktivitäten ausgetragen wurde. Beteiligt waren zum 
einen EDV-Umnternehmen wie der IBM-Konzern, der sich bereits 1975 durch die 
Gründung des Tochterunternehmens Satellite Business Systems ein Standbein in 
der satellitengestützten Datenübertragung schuf und später durch die Beteiligung 
an dem kalifornischen Nebenstellenhersteller Rolm in den Markt für Telekom- 
sounikationsterminals vorstieß. Mit Unternehmen wie MeDonnell Douglas, 
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Exxon oder Citibank (durch die Gründung von Tochterunternehmen in der Da- 
tenübertragung) oder General Motors (durch die Beteiligung an und die spätere 
Übernahme von Electronic Data Systems, EDS) traten aber auch »branchenfrem- 
de« Akteure auf den Plan (OECD 1983, S. 78 f.). Treibendes Moment dieser 
Entwicklung waren die Verwertungsschwierigkeiten dieser Konzerne in ihren 
traditionellen Betätigungsfeldern auf dem US-Binnenmarkt, die zahlreiche füh- 
rende US-Unternehmen dazu veranlaßte, ihre Oligopolstellungen auf den natio- 
nalen Märkten gegen den Status von » Welimarktindustrien« einzutauschen (Davis 
1986, S. 137) und die für den Aufbau internationaler Produktionsketten erfor- 
derlichen Kommunikationsressourcen zu erwerben (vgl. Castells 1988). 

Auf diesem Hintergrund erscheinen die Deregulierungsmaßnahmen der FCC in 
den siebziger Jahren als eine Kette vergeblicher Versuche, die ins Rutschen ge- 
kommenen Verwertungssphären im Telekommunikationssektor in kohärenter 
Weise neu abzugrenzen.5 In diesen Auseinandersetzungen kam der durch den re- 
gulierungspolitischen Kompromiß der dreißiger Jahre bedingte mangelnde Zu- 
griff der staatlichen Regulierungsbehörden auf die esoterischen Strukturen des 
Akkumulationsprozesses im Telekommunikationssektor zum Tragen. Mit ihren 
ausschließlich auf die Marktbeziehungen gerichteten regulierungspolitischen 
Mitteln konnte die FCC auf die von den Konzernen gesetzten »Sachzwänge« bei 
der Entwicklung neuer Telekommunikationsinfrastrukturen immer nur reagieren, 
besaß aber kaum Mittel, die Produktions- und Technologieentwicklungsstrate- 
gien der beteiligten Akteure zu beeinflussen und damit ein bestimmtes technolo- 
giepolitisches Terrain für einen gesamtkapitalistischen Interessenkompromiß 
über die Entwicklung der nationalen Telekommunikationsinfrastruktur abzustek- 
ken (Lüthje 1990, S. 348).7 


6 Exemplarisch hierfür ist der Bereich der Datenübertragungsdienste: die mit der sog. 
»Computer-I-Entscheidung« der FCC von 1971 errichteten Grenzlinien zwischen Telefon- 
diensten (die dem Fernsprechmonopol und damit der staatlichen Regulierung durch die FCC 
unterlagen) und unregulierten Datenübertragungsdiensten (die von unabhängigen Betreibern auf 
Basis von Mietleitungen des Fernmeldemonopols und eigenständigen Übertragungsinfrastruktu- 
ren betrieben werden konnten) erwies sich angesichts der zunehmenden Integration von Tele- 
fon- und Datenübertragungsverkehr bereits nach wenigen Jahren als so brüchig, daß die FCC 
im Jahre 1979 gezwungen war, eine erneute Aufteilung dieses rasch wachsenden Marktes vor- 
zunehmen. Mit der sog. »Computer-Il-Entscheidung« wurde der Markt der Datenübertragungs- 
dienste allen Interessenten (also auch AT&T)) geöffnet; angesichts der Unmöglichkeit, die Inter- 
essensphären innerhalb dieses Marktes anhand »technischer« Grenzlinien zu definieren, wurde 
den Beteiligten auferlegt, Datenübertragungsdienste eigenständigen Tochtergesellschaften zu 
übertragen um so wenigstens die Quersubventionierung dieser Dienste aus Monopolbereichen 
zu verhindern (Brock 1981, 8. 272). 

7 Ein Beispiel für einen solchen technologiepolitisch definierten Interessenkompromiß bietet die 
ISDN-Straiegie der Deutschen Bundespost, in deren Rahmen es gelang, die verschiedenen Ak- 
teure innerhalb des Teiekommunikationssektors auf einen relativ stabilen Interessenkompromiß 
bezüglich der Modernisierung der nationalen Telekommunikationsinfrastruktur festzulegen. De- 
regulierungsforderungen einzelner Kapitalfrakionen wurden hier dem industriepolitischen Pro- 
jekt der Entwicklung einer universell verfügbaren Infrastruktur der Daten- und Sprachübertra- 
gung untergeordnet, dieser Konsens bietet bis heute die Basis für die in der BRD verfolgte Po- 
litik einer graduellen Deregulierung und Kommerzialisierung des Telekommunikationssektors 
(ausführlich Lüthje 1986, Projektgruppe 1988). 
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Diese Form des »Staatsversagens« hatte gegen Ende der siebziger Jahre eine re- 
gelrechte regulierungspelitische Entscheidungsblockade zur Folge, die sich u.a. 
im Scheitern verschiedener Gesetzesvorhaben zur Reform der staatlichen Regu- 
herung im US-Kongreß niederschlug. Dabei erwiesen sich die von AT&T ge- 
sponsorten und den Telefongewerkschaften unterstützten Versuche, das Tele- 
kommunikationsmonopol des Bell-Systems auf gesetzlichem Wege festschreiben 
zu lassen, im »regulierungsfeindlichen« Klima der beginnenden »Reagan-Revo- 
lution« als nicht durchsetzbar (Brock 1981, S. 294). Aufgebrochen wurde dieses 
Patt schließlich mit dem Amtsantritt der Administration Reagan, die die Türen 
für eine grundlegende Neuordnung der Kapitalstrukturen im US-Teiekommuni- 
kationssektor öffnete. 

Der von der Anti-Trust-Abieilung des US-Justizministeriums profegierte Lö- 
sungsvorschlag ging auf ein von MCI und anderen »neuen« Telekommunikati- 
onsanbietern seit 1974 betriebenes Anti-Trust Verfahren zurück, das eine umfas- 
sende Entflechtung des Bell-Systems verfolgte (vgl. Coll 1986, S. 74 ff.). Um 
einer voliständigen Entflechtung zurvorzukommen, stimmte AT&T Anfang 1982 
schließlich einem Vergleichsabkommen zu, das in der Tat einem »revolutionären 
Bruch« (Coll) mit den traditionellen Konzern- und Konkurrenzstrukturen im US- 
Telekommunikationssektor gleichkam. Dieses »consent decree« sah vor, die 22 
lokalen Telefongesellschaften des Bell-Systerms von AT&T abzutrennen, gestat- 
tete es AT&T aber, einen verkleinerten, die Weitverkehrs- und Datenübertra- 
gungsnetze sowie die Produktionsgesellschaft Western Electric und die Bell-La- 
boratorien umfassenden Konzernverbund beizubehalten. Der staatlich verordne- 
ten »Selbstzerlegung« (Kleinsteuber 1987, S. 56) stimmte AT&T zu, weil mit ihr 
zugleich jenes Anti-Trust-Abkommen aus dem Jahre 1956 aufgehoben wurde, 
das dem Konzern die unternehmerische Betätigung in der Datentechnik verwehrt 
hatte. AT&T eröffnete sich damit die Möglichkeit eines auf eine umfassende 
vertikale Integration seiner kommunikations- und datentechnischen Produktions- 
und Forschungsressourcen gestützten Vordringens innerhalb des informations- 
und kommunikationstechnischen Industriesektors (Coll 1986, S. 269 ff.). 

Auch wenn die Revision der in der fordistischen Ära festgelegten Verwertungs- 
sphären im Gewande einer »lupenrein« marktwirtschaftlichen, dem Motto »big is 
beautiful« verschriebenen Wende in der staatlichen Anti-Trust-Politik daherkam 
(vgl. Dodsworth/Fleming 1984), unterlag ihr ein bestimmtes industriepolitisches 
Kalkül. Dieses wurde erkennbar, als etwa zeitgleich mit dem AT&T-Entflech- 
tungsabkommen auch ein seit 1969 geführtes Anti-Trust-Verfahren gegen IBM 
beendet wurde, das sich mit den monopolistischen Marktbeherrschungspraktiken 
des Konzerns in der Computerbranche befaßte (DeLamarter 1986, 8. 365 f.). 
Die Niederschlagung dieses Verfahrens zielte darauf ab, dem Unternehmen wie- 
der die erforderlichen Spielräume zum Vordringen ın neue Anwendungsbereiche 
der integrierten Kommunikations- und Datentechnik zu verschaffen und auf die- 
sem Wege mit AT&T und IBM zwei vertikal integrierts »Superkonzerne« als 
Protagonisten einer globalen Vorherrschaft der USA im informations- und kom- 
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munikationstechnischen Industriesektor ins Spiel zu bringen (Dodsworth/ Fle- 
ming 1984). 


3. Von Cheops zu Buckminster Fuller 


Das AT&T-Entflechtungsabkommen sorgte nicht nur für eine umfassende Neu- 
ordnung der Kapitalverhältnisse im IuK-technischen Industriesektor der USA, es 
stellte zugleich eine »Blaupause« (Simon 1985, S. 32 f.) für die künftige Struktur 
des US-Kommunikationssystems dar. Das Abkommen ersetzte die traditionelle 
Abgrenzung von (reguliertem) Fernmeldewesen und (unregulierter) informati- 
onstechnischer Industrie durch eine Trennung von Monopol- und Wettbewerbsbe- 
reichen innerhalb der nationalen Telekommunikationsinfrastruktur. Die örtlichen 
Telefonnetze wurden weiterhin als staatlich reguliertes »natürliches Monopol« 
behandelt und der Trägerschaft von sieben aus den ehemaligen Bell-Operating- 
Companies (BOC) gebildeten regionalen Holdinggesellschaften (Regional Hol- 
ding Companies, RHC) zugeordnet. Das Telefonweitverkehrsnetz, Datenüber- 
tragungsdienste sowie die kommunikationstechnische Hardwareproduktion wur- 
den zum »Wettbewerbsbereich« erklärt, in dem - zum Schutze der neuen Mitbe- 
werber - nur noch der Telefondienst AT&T's einer staatlichen Gebührenregulie- 
rung unterlag (ebd.). Das 1983 ergangene Urteil des Distriktgerichtes von 
Washington, D.C. (»Modification of Final Judgmeni«, MFJ), das dieses Arran- 
gement bestätigte, wurde sozusagen zum regulierungspolitischen Grundgesetz 
des US-Telekommunikationssektors der »Post-Entflechtungsära«, dem für seine 
Überwachung zuständigen Richter H. Greene wuchs faktisch die Rolle einer 
obersten Aufsichtsbehörde für das Kommunikationswesen zu (Kriz 1989). 

Die Neuordnung der Verwertungssphären öffnete den US-Telekommunikations- 
sektor einem bis heute anhaltenden Restrukturierungsprozeß. Aus der Entflech- 
tung des Bell-Systems, der größten und aufwendigsten Unternehmensreorganisa- 
tion der Wirtschaftsgeschichte (Tunstall 1985), ging AT&T mit einem Umsatz 
von gut 30 Mrd.$ als ein international erstrangiger, vertikal integrierter Konzern 
der Informations- und Kommunikationstechnik hervor. Die »Baby Bells« ge- 
nannten regionalen Holdinggesellschaften, die mit Umsätzen von jeweils 8 - 10 
Mrd.$ (1984) ebenfalls zu den größten Industrie- und Dienstleistungsunterneh- 
men der USA zählen, betätigen sich außerhalb des lokalen Fernmeldebetriebes in 
zahlreichen »telefonfremden« Branchen (z.B. Finanz- und Immobiliendienstlei- 
stungen), im internationalen Telefongeschäft sowie in »kommunikationsnahen« 
Dienstleistungsbereichen wie z.B. Wartung und Systemberatung. Die RHC müs- 
sen diese Aktivitäten aber eigenständigen, vom Fernmeldebetrieb wirtschaftlich 
getrennten Tochtergssellschaften übertragen (U.S. Department of Commerce 
1985b, S. 8 £.). 

In den Wettbewerbsbereichen des Telekommunikationsmarktes traten eine Viel- 
zahl neuer Akteure hervor, an die insbesondere AT&T z.T. erhebliche Markt- 
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anteile abzutreten hatte. Im Weitverkehrstelefondienst existieren heute neben 
AT&T mit MCI und US-Sprint zwei weitere nationale Anbieter, die ihre Markt- 
anteile in den ersten vier Jahren nach der AT&T-Entflechtung auf 12% bzw. 8% 
ausbauen Konnten, sowie über 100 Unternehmen, die Ferngespräche über von 
AT&T oder anderen großen »Carriern« gemietete Standleitungen anbieten (Busi- 
ness Week 31.7.1989). In den meisten Märkten der kommunikationstechnischen 
Hardwareproduktion (insbesondere bei Endgeräten) ist AT&T heute nur noch 
ein Anbieter unter vielen; durch die Abtrennung der lokalen Betriebsgesellschaf- 
ten verlor AT&T auch sein Liefermonopol bei Vermittlungssystemen, wo sich 
einige ausländische Konkurrenten (neben dem kanadischen Unternehmen Nor- 
thern Telecom auch Siemens, Ericsson und NEC) als alternative Lieferanten der 
BOC etablierten (U.S. Department of Commerce 1987, S. 21 £.). Fast unüber- 
schaubar ist die Zahl der Anbieter im Bereich der Datenübertragungsdienste, die 
überwiegend von spezialisierten Firmen oder (wie z.B. die Reservie- 
rungssysteme der großen Fluggeselischaften) von den Anwendern in eigener Re- 
gie betrieben bzw. weitervermietet werden (Financial Times 31.7.1989). 

Das Aufbrechen der traditionellen Verwertungssphären im US-Telekommunika- 
tionssektor hat auch die Formen des Konkurrenzkampfes grundlegend verändert. 
In fast allen Marktbereichen herrscht heute ein massiver Preiswettbewerb (U.S. 
Department of Commerce 1987, S. 63 f.), der die von relativ stetigen Wachs- 
tumsraten und langfristigen Innovationszyklen gekennzeichnete Akkumulations- 
dynamik der fordistischen Ära geradezu auf den Kopf stellt. Der verschärfte 
Druck auf die Profitmargen hat inzwischen zu einer raschen Rekonzentration der 
Anbieterstrukturen geführt - so etwa bei Fernsprechnebenstellenanlagen, wo 
selbst ein Unternehmen wie IBM gezwungen war, sein Engagement durch den 
Verkauf seines Tochterunternehmens Rolm an Siemens aufzugeben (Handelsblatt 
18.8.1989). Diese Umstrukturierungsprozesse vollziehen sich im Kontext einer 
rapiden Internationalisierung der Branchenkonkurrenz: vorangetrieben wird 
diese durch die Auslagerung von standardisierten Massenproduktionssegmenten 
(insbesondere Endgeräte) nach Südostasien und Mexiko, durch zahlreiche neue 
internationale Allianzen der Unternehmen des ehemaligen Bell-Systems (wie 
z.B. die Verbindungen zwischen AT&T und Olivetti bzw. Philips oder das 
internationale Engagement von einigen »Baby Bells« im Mobilfunkbereich) 
sowie durch das Vordringen ausländischer Telekommunikationsunternehmen auf 
dem US-Markt (U.S. Department ef Commerce 1989, S. 28 ff.). 

In diesem Umstrukturierungsprozeß versuchen die führenden Konzerme der US- 
Telekommunikationsbranche sich als vertikal integrierte Produktions- und 
Dienstleistungsverbünde zu etablieren, die sowohl im Hardware- als auch im 
Netzbereich über die notwendigen economies of scale zum Betrieb großmaßstäb- 
licher Daten- und Sprachübertragungsinfrastrukturen verfügen (U.S. Department 
of Justics 1987, S. 1.7 ff.). Die Konturen der von den »big players« angestrebten 
»post-fordistischen« Konzernstrukturen und Verwertungsstrategien sind aller- 
dings alles andere als klar. Bis Mitte der achtziger Jahre stand für AT&T, TBM 
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und andere Akteure der rasche Ausbau einer dominierenden Stellung über das 
gesamte Produktionsspektrum des IuK-technischen Industriesektors im Vorder- 
grund. Unter dem Druck zahlreicher technologischer und finanzieller Verlust- 
projekte kam es in den letzten Jahren sowohl bei AT&T als auch bei seinen 
Konkurrenten aus der traditionellen Computerindustrie zu einer gewissen Rekon- 
zentration auf angestammte Geschäftsbereiche, wobei der besondere Akzent auf 
die informationstechnische »Systemintegration«, d.h. die Entwicklung integrier- 
ter Daten- und Sprachübertragungsnetze für industrielle Großkunden gelegt 
wurde (vgl. Wall Street Journal 13.1.87). 

Die Unsicherheiten bei der Redefinition der Verwertungsnormen auf der einzel- 
kapitalistischen Ebene reflektieren sich auch in der Entwicklung der kommuni- 
kationstechnischen Infrastruktur. Die rasche Expansion von konkurrierenden Da- 
ten- und Sprachkommunikationsnetzen unterschiedlicher Träger sowie von sog. 
»by-pass«-Infrastrukturen, die privaten Nutzern die Umgehung der öffentlichen 
Telefonnetze ermöglichen, hat zu einer hierzulande bislang kaum vorstellbaren 
Ausdifferenzierung der kommunikationstechnischen Infrastruktur geführt. Das 
traditionell hierarchisch, gleichsam wie eine Pyramide aufgebaute fernmeldetech- 
nische Universalnetz der USA nimmt dabei immer mehr die unüberschaubare 
Gestalt eines Tolkien'schen »Geodäsischen Domes« an (U.S. Department of Jus- 
tice 1987, S. 2.4), in dem auf allen Hierarchieebenen alternative Zugangs-, Ver- 
mittlungs- und Übertragungsmöglichkeiten bestehen. Welche Ausmaße diese 
Entwicklung hat, wird etwa daran deutlich, daß den gut 20000 Ortsvermittlungs- 
stellen der Telefongesellschaften, die den regulären Zugang zum Kommunikati- 
onsnetz bilden, im Jahre 1986 bereits etwa 53000 digitale Nebenstellensysteme, 
8600 Satellitenstationen, 128 Mobilfunksysteme und etwa 5500 Vermittlungs- 
knoten privater oder Öffentlicher Datenübertragungsdienste gegenüberstanden, 
die das Rückgrat einer zunehmend sich vernetzenden privaten Übertragungsin- 
frastruktur bilden (ebd.). 

Die rasche Transformation der nationalen Kommunikationsinfrastruktur bildet 
den Hintergrund für fortgesetzte regulierungspolitische Auseinandersetzungen 
um die Abgrenzung der Verwertungssphären innerhalb des »post-fordistischen« 
US-Telekommunikationssektors. Insbesondere die »Baby Bells« drängen auf die 
Aufhebung jener Bestimmungen des »Modified Final Judgment«, die ihnen als 
regulierten Monopolen den Zugang zum Betrieb von Dateninformationsdiensten, 
zur kommunikationstechnischen Produktion und zum Weitverkehrstelefondienst 
verwehren. Im Bündnis mit den staatlichen Protagonisten einer radikalen Dere- 
gulierungspolitik, namentlich der FCC, dem Justiz- und dem Handelsministe- 
rıum gelang es den RHC insbesondere im Gebiet der Dateninformationsdienste, 
zahlreiche Ausnahmeregelungen zu erwirken (Telephony 25.8.1986). Der Zu- 
gang zur Produktion und zum Weitverkehrstelefonnetz wurde den RHC aller- 
dings durch den Richter Greene bislang versagt - nicht zuletzt deshalb, weil die 
Gegner einer solchen Revision (z.B. AT&T oder die neuen Weitverkehrstelefon- 
gesellschaften wie MCI oder Sprint) Befürchtungen mobilisierten, die »Baby 
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Belis« könnten im Produktionsbereich Allianzen mit ausländischen Teiekommu- 
nikationsherstellern eingehen und damit zu einer Vergrößerung des seit der Ent- 
Nlechtung entstandenen Handelsbilanzdefizits der USA bei kommunikationstech- 
niscken Ausrüstungsgütern beitragen (Financial Times 4.2.1987). 

In diesen und anderen Konflikten wurde immer wieder deutlich, daß die mit dem 
AT&T-Entflechtungsabkommen etablierte Trennlinie zwischen Monopol- und 
Wettbewerbsbereichen inzwischen zu einem entscheidenden Hindernis für die 
vertikalen Reintegrationsstrategien der maßgeblichen US-Telekommunikations- 
konzerne geworden ist. Als Problem erweist sich vor allem, daß kein Unterneh- 
men in der Lage ist, integrierte Sprach- und Datenkommunikationsnetze wie z.B. 
das sog. ISDN »aus einer Hand« anzubieten, ohne auf die Infrastruktur anderer 
Konkurrenten zurückgreifen zu müssen (U.S. Department of Justice, 1987, S. 
2.4 f.). Dahinter steht das zentrale Dilemma der heutigen US-Telekommunikati- 
onspolitik: durch die Zerlegung des nationalen Fernmeldemonopols wurde zwar 
eine ungeheure Vervielfältigung der »Telekommunikationslandschaft« vorange- 
trieben (von der hauptsächlich private Großanwender profitieren), zugleich kam 
es aber zu einer fortschreitenden Fragmentierung der nationalen Kommunikati- 
onsinfrastruktur, die einen universellen Zugang für kommerzielle und private 
Nutzer zu den verschiedenen Diensten immer mehr erschwert (vgl. Bar/Borrus 
1989). 

Charakteristisch für die Konfliktkonstellationen im »post-fordistischen« Tele- 
kommunikationssektor der USA ist allerdings, daß diese Gefahr bislang kaum zu 
Bestrebungen zu einer zumindest partiellen Re-Regulierung der Infrastruktu- 
rentwicklung geführt hat. Die forigesetzten Konkurrenzkämpfe um die Aufhe- 
bung der regulierungspolitischen Restriktionen des »Modified Final Judgement« 
wurden bislang stets durch weitergehende Deregulierungsmaßnahmen gelöst.8 
Daß die heute in den USA fast allgegenwärtige Debatte um industriepolitische 
Programme zur Sicherung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der US- 
»High-Tech«-Industrien (vgl. Ferguson 1990) die Telekommunikationspolitik 
bislang kaum berührt hat, verweist auf die ungebrochen starke Weltmarktposi- 
tion der US-amerikanischen Telekommunikationskonzerne. Für deren Erhalt ver- 
spricht das ungehinderte Ausspielen der Vorteile einer umfassenden vertikalen 
Reintegration von Produktions- und Netzbetrieb nach wie vor den größten Er- 
folg. Der Entwicklungspfad einer post-fordistischen Restrukturierung des US- 
Telekommunikationssektors ist allerdings höchst unsicher geworden, weil - an- 
ders als ın der Entstehungsphase des fordistischen Akkumulationsmodells - we- 
der der Staat noch einer der relevanten industriellen Akteure eine gesellschaftlich 


8 Neben der schrittweisen Aufhebung der Restriktionen für die RHC im Bereich der Dateninfor- 
mationsdienste sind hier vor allem die Ersetzung der traditionellen »rate of return regulation« im 
Weitverkehrsbereich durch ein System loser Preisobergrenzen (das langfristig wohl auch im 
örtlichen Telefonverkehr eingeführt werden dürfie; Telephony 10.8.1989) sowie das von der 
FCC vorangetriebene Projekt einer »Offenen Netzwerkarchitektur« (ONA) zu nennen, das die 
Herstellung eines umfassenden Weitbewerbes bei integrierten Daten- und Sprachübertragungs- 
diensten unter voller Beteiligung der RHC ins Auge faßt (Telephony 21.11.1988), zu nennen. 
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verbindliche Produktionsnorm zu definieren vermag. 


4. Lohnabhängige und Gewerkschaften im »Deregulierungszeitalter« 


Während »altex wie »neue« Akteure der Branchenkonkurrenz sich nach wie vor 
als reale oder potentielle Gewinner einer Aufhebung der Restbestände der tradi- 
tionellen staatlichen Monopolregulierung sehen können, geht die Restrukturie- 
rung der Konkurrenzverhältnisse im US-Telekommunikationssektor zu Lasten 
der »kleinen« kommerziellen und privaten Telefonbenutzer und der Lohnabhän- 
gigen in der »telephone industry«. 

In gesamtwirtschaftlicher Perspektive bedeutete die Unterminierung des fordisti- 
schen »universal service« eine massive Umverteilung der Kosten für die nationale 
Kommunikationsinfrastruktur zugunsten der »big business users« (Schiller 1982). 
Zu Buche schlugen vor allem die Erhöhungen der örtlichen Telefongebühren, die 
in den ersten zwei Jahren nach der AT&T-Entflechtung in Großstadtregionen 25- 
50% betrugen (Noam 1988, S. 5 f.) und in strukturschwachen ländlichen Ge- 
bieten z.T. noch erheblich höher ausfielen (»Rekordhalter« ist der Staat Alaska 
mit über 80%; Cooper 1986, $. 5). Eine Folge war allerdings auch eine soziale 
Ausdifferenzierung des unter dem Regime des »universal service« de facto »klas- 
senlosen Subjektes« des privaten Telefonbenutzers. Während nämlich Haushalte 
mittleren und gehobenen Einkommens von der Senkung der Telefongebühren im 
Weitverkehrsbereich und der gewachsenen Angebotsvielfalt bei neuen Endgerä- 
ten und Kommunikationstdiensten (wie z.B. Kreditkartengesprächen, Home-Ban- 
king und -Shopping oder Datenübertragungsdiensten) profitieren konnten, waren 
von der Erhöhung der lokalen Telefongebühren besonders jene ca. 35% der US- 
Telefonbenutzer betroffen, die fast ausschließlich den örtlichen Telefondienst 
frequentieren - in ihrer Mehrheit Sozialhilfe- und Pensionsempfänger sowie die 
wachsende Gruppe der städtischen und ländlichen »working poor« (ders. 1987, 
3.5). 

Auf Branchenebene hat sich die Reorganisation der Verwertungsstrategien der 
Telekommunikationskonzermne in einem drastischen Beschäftigungsabbau nieder- 
geschlagen. Bei AT&T und den RHC gingen allein in den ersten drei Jahren 
nach der Entflechtung über 80000 der zuletzt etwa 954000 Arbeitsplätze verlo- 
ren (Hilton 1987), bei AT&T wurde die Belegschaft zwischen 1984 und 1989 
von 371000 auf gut 283000 Beschäftigte verkleinert (Financial Times 29.1. 
1990). Diese Arbeitsplatzverluste - die im Zuge von großen, oftmals mehrere 
tausend Beschäftigte betreffenden Abfindungs- und Entlassungsaktionen und mit 
passiver Duldung der Gewerkschaften zumeist »sozialfriedlich« durchgesetzt 
werden konnten (Lüthje 1989) - wurden auch nicht von Arbeitsplatzzugewinnen 
bei anderen, neuen Telekommunikationsunternehmen aufgefangen. Trotz des ho- 
hen Nachfragswachstums schrumpfte die Beschäftigung in der US-Telekommu- 
nikationsbranche (Produktion und Dienstleistungen) insgesamt von zut 1,23 


Zur Politischen Ökonomie des »post-fordisischen« Telekommunikationssektors 65] 


Mio. (1981) auf gut 1 Mio. (1986; CWA 1989 nach Zahlen Bureau of Labor 
Statistics). 

Ursache hierfür ist die verschärfte Kostenkonkurrenz zwischen den Telekommu- 
nikationskonzernen. Dahinter werden indes die fundamental veränderten Bedin- 
gungen der Kapitalverwertung im »post-fordistischen« US-Telekommunikations- 
sektor sichtbar. Die AT&T-Entflechtung bedeutete das Ende jenes beschäfti- 
gungspolitischen Kompensationsmechanismus, der in der Ära des Fordismus da- 
für gesorgt hatte, daß die automatisierungsbedingten Arbeitsplatzverluste im Te- 
lefonbetriebsdienst durch die ausschließlich auf das Monopolunternehmen AT&T 
entfallenden Mengenzuwächse im Telefonverkehr ausgeglichen werden konnten. 
Hinzu kommt, daß unter den heutigen Konkurrenzverhältnissen die Investitionen 
der Telefongesellschaften in neue Ausrüstungstechnologien nicht mehr quasi »au- 
tomatisch« eine Vergrößerung der von den Regulierungsbehörden zugestandenen 
einzelunternehmerischen Profitmasse bewirken, sondern die steigende Kapitalin- 
tensität durch arbeitsorganisatorische Rationalisierung und Kosteneinsparung 
ausgeglichen werden muß (Kohl 1982, S. 65). 

Diese Konstellation hat auch grundlegende Veränderungen in den innerbetriebli- 
chen Rationalisierungsstrategien nach sich gezogen. Der neue Preis- und Quali- 
tätsweitbewerb zwischen den Telefonunternehmen erfordert einerseits eine Fle- 
xibilisierung der traditionellen zentralistisch-tayloristischen Arbeitsorganisation, 
steht aber andererseits unter den Vorzeichen eines verschärften einzelunterneh- 
merischen Kosten- und Verwertungsdruckes (Byrkjeflot 1989, S. 70 ff.). Dieses 
aus anderen Branchen wohlvertraute »Dilemma der tayloristischen Rationalisie- 
rung« versuchen die ehemaligen Unternehmen des Bell-Systems durch die For- 
cierung der bereits in den siebziger Jahren vorangetriebenen Einsatzes neuer 
Technologien zu lösen. Ausgeweitet wurde vor allem die EDV-gestützte Steue- 
rung und Überwachung von Arbeitsabläufen, so z.B. durch Fernüberwachungs- 
systeme für Telefonvermittlungszentralen oder das sog. »service monitoring«, 
d.h. die elektronische Einzelüberwachung von Auskunfts-, Vermittlungs- und 
Verkaufskräften (CWA News November 1986; U.S. Congress 1937). Parallel 
dazu wurde eine Vielzahl neuer Formen der Leistungsentlohnung und der Ar- 
beitsbewertung eingeführt, die ein »kundenfreundliches« Verhalten der Beschäf- 
tigten honorieren sollen (Howard 1986, S. 47 ff.).® 

Daß eine solche Umstrukturierungs- und Flexibilisierungsoffensive auch eine 
tiefgreifende Erosion des institutionellen Gefüges gewerkschaftlicher Interessen- 
vertretung im US-Telekommunikationssektor auslöste, vermag kaum zu überra- 
schen. Das bislang wohl hervorstechende »Negativereignis« in dieser Hinsicht 


9  Beispielhalft hierfür ist das sog. »TELSAM-rating«, ein Verfahren bei dem die Zufriedenheit 
der Kunden mit dem Service z.B. der Telefonauskunft monatlich von einem Marktforschungs- 
institut ermittelt und den Auskunfiskräften eine vom Grad der Kundenzufriedenheit abhängige 
Leistungszulage gewährt wird (Howard 1986, S. 47). Mit ähnlicher Intention wurden auch 
vielerorts sog, »Verkaufsquoten« für Telefonvermittlungskräfte eingeführt, die die »operator« 
zum verstärkten Verkauf von zusätzlichen Telefondienstleistungen an die anrufenden Kunden 
motivieren sollen (CWA News November 1936). 
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war das Auseinanderbrechen des nationalen Tarifvertrages mit AT&T, der für 
alle Unternehmen des Beil-Systems weitgehend einheitliche Lohn- und Beschäf- 
tigungsbedingungen garantiert hatte, in der Tarifrunde 1986 (im einzelnen Lüth- 
je 1989). Weniger sichtbar, aber nicht minder folgenreich ist die zunehmende 
Auflösung der gewerkschaftlichen Organisationsbasis, die durch den Arbeits- 
platzabbau bei den ehemaligen Bell-Unternehmen, das Auftreten »gewerkschafts- 
freier« Telekommunikationsunternehmen wie z.B. MCI, Sprint, Northern Tele- 
com oder auch IBM und die Gründung gewerkschaftlich nicht organisierter 
Tochterunternehmen durch AT&T und die RHC vorangetrieben wird. Die zu- 
nehmende Schwächung der CWA bei den ehemaligen Unternehmen des Bell-Sy- 
steıms (hier ging die Zahl der vertretenen Beschäftigten nach Angaben der CWA 
von ca. 300000 zu Anfang der achtziger Jahre auf etwa 434000 gegen Ende 1988 
zurück), ist gewerkschaftspolitisch nicht zuletzt deshalb brisant, weil dieser Be- 
reich praktisch den einzig organisierten »Brückenkopf« der US-Gewerkschaften 
im gesamten informatioas- und kommunikationstechnischen Industriesektor bil- 
det (Craypo 1986, 5. 569). 

Während die CWA und die anderen Telefongewerkschaften bislang kaum in der 
Lage waren, der Fragmentierung der gewerkschaftlichen Interessenvertretung 
und den Konzessionsforderungen der Telekommunikationsunternehmen auf 
Branchenebene entgegenzuwirken, entstanden auf der einzelbetrieblichen Ebene 
eine Vielzahl von Ansätzen neo-sozialpartnerschaftlicher Kooperation beim Um- 
bau der Arbeitsbeziehungen. Diese konzentrierten sich auf Teamwork-orientierte 
Mogelle der Arbeitsplatzgestaltung, wie z.B. sog. »Quality af Worklife«-Pro- 
gramme (OWL), die in den achtziger Jahren bei allen ehemaligen Gesellschaften 
des Bell-Systems in großer Zahl initiiert wurden (U.S. Department of Labor 
1985). Die anfängliche Euphorie, mit der namentlich die CWA die Einführung 
dieser Programme unterstützte, ist indes inzwischen einer eher nüchternen Ein- 
schätzung gewichen (vgl. z.B. HotLine Fall 1988), denn QWL konnte zwar eine 
Vielzahl von »atmosphärischen« Verbesserungen an den Arbeitsplätzen bewir- 
ken, trug aber weder zu einer greifbaren Ausweitung der gewerkschaftlichen 
Mübestimmungsmöglichkeiten noch zu emem Abbau der rigiden tayloristischen 
Kontrolle des Arbeitsprozesses bei (Byrkjeflet 1989). 

Die manifeste Erfahrung, daß Verbesserungen auf der Ebene der »Mim-Umweli« 
des einzelnen Betriebes (Unger 1989) der von den Umstrukturierungen der Bran- 
chenkonkurrenz ausgelösten Schwächung der Gewerkschaften auf Dauer allein 
nur wenig entgegenseizen können, haben inzwischen einer gewissen Ermeuerung 
des gewerkschaftspolitischen Instrumentariums den Weg geebnet. Sichtbar wur- 
de dies darin, daß seit etwa 1988 die tarıfpolitischen Mobilisierungsanstrengun- 
gen der Telefongewerkschaften spürbar verstärkt wurden (Winkler 1989) und die 
CWA die Organisierung neuer Gewerkschaftsmitglieder in den gewerkschafts- 
freien Unternehmen des Telekommumikationssektors zur »Ne. 1 Priority« der ge- 
werkschaftspolitischen Agenda erklärte (CWA News, February 1987). Auch 
wenn sich diese Organisierungsaktivitäten weitgehend auf einzelne Betriebe (ak- 
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tuell z.B. den AT&T-Konkurrenten Sprint) konzentrieren und nach wie vor eine 
branchenweite Perspektive vermissen lassen, hat die inzwischen unübersehbare 
Erosion der gewerkschaftlichen Organısationsbasis offenbar eine pragmatische 
Abkehr von der traditionelle Fixierung der Telefongewerkschaften auf die Ver- 
tretung der Stammbelegschaften des »alten« Bell-Systems erzwungen. 

Am deutlichsten kam diese aus den Negativerfahrungen mit der Zersetzung der 
einstmals gut funktionierenden Sozialpartnerschaft des Bell-Systems resultie- 
rende Stimmungsänderung in einem außerordentlich zäh geführten 100-tägigen 
Arbeitskampf bei der Telefongesellschaft NYNEX in New York und New England 
in der Tarifrunde 1989 zum Ausdruck. Von der verantwortlichen Distriktleitung 
der CWA wurden hier erstmals Arbeitskampftaktiken erprobt, die die weitge- 
hende Wirkungslosigkeit von traditionellen Streikmaßnahmen im hochautomati- 
sierten Telekommunikationswesen durch eine breite Mobilisierung der Beschäf- 
tigten als »sozialer Bewegung« überwinden sollten. Das Kernstück dieser Strate- 
gie bildete eine durch zahlreiche Demonstrationen und eine systematische Öf- 
fentlichkeitsarbeit unterstützte »corporate campaign« gegen NYNEX, mit der 
Telefonbenutzer, Konsumentenorganisationen und andere Gewerkschaften gegen 
eine von NYNEX zu diesem Zeitpunkt vorgesehene Gebührenerhöhung mobili- 
siert wurden (Winkler/Slaughter 1989). Diese Kampagne erwies sich als recht 
erfolgreich, denn mithilfe des öffentlichen Druckes konnte NYNEX schließlich 
zu einem weitgehenden Verzicht auf seine tarifpolitischen Konzessionsforderun- 
gen (die insbesondere die Leistungen der betrieblichen Krankenkasse betrafen) 
bewegt werden (Early 1991). 

Die hier gewonnenen praktischen Erfahrungen mit einer Bündnispolitik, die das 
gemeinsame Interesse von "Telefonbeschäftigten, Lohnabhängigen anderer Bran- 
chen und Konsumenten am Erhalt sozial akzeptabler Beschäftigungsstandards in 
der Telekommunikationsindustrie und einer sozialstaatlichen Kontrolle der Tele- 
kommunikationskonzerne in den Mittelpunkt stellte (Labor Resource Center 
1990), stehen allerdings in deutlichem Kontrast zu der auch in der Nach-Ent- 
flechtungsära vorherrschenden traditionellen regulierungspolitischen Abstinenz 
der US-Telefongewerkschaften. Wurde die Deregulierungspolitik der siebziger 
Jahre eher resignierend - etwa nach dem Motto »compstition in telephones is 
here to stay« (so der damalige CWA-Präsident Watts; HotLine December 1977) - 
zur Kenntnis genommen, so blieben die regulierungspolitischen Aktivitäten seit 
1982 auf partielle Lobbyaktivitäten bei Kongress, Regierung und FCC be- 
schränkt. 

In den einschlägigen Stellungnahmen der CWA stand in den ersten Jahren nach 
der Entflechtung zunächst der Erhalt der Restbestände des regulierten lokalen 
Telefondienstes durch die Gewährung großzügiger finanzieller Konditionen für 
die RHC im Vordergrund (Bahr 1985). Gegen Ende der achtziger Jahre trat im- 
mer mehr das Bemühen hervor, durch partielle Unterstützung für die Deregulie- 
rungsforderungen einzelner Unternehmen die Herstellung eines »level playing 
field« (CWA News, September 1988) für alle Wettbewerber zu erleichtern. In 
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den Diskussionen um die Aufhebung der Grenzen für eine vertikale Reintegra- 
tion der RHC z.B. beschränkte sich die CWA auf Forderungen nach beschäfti- 
gungspolitischen Schutzklauseln, ohne auch nur ansatzweise die Frage der so- 
zialen und gesamtökonomischen Auswirkungen der unkontrollierten vertikalen 
Reintegration der Telekommunikationskonzerne aufzuwerfen (z.B. CWA News, 
February 1987). Abgestützt wird dieser regulierungspolitische Pragmatismus 
von zumeist recht allgemein gehaltenen Forderungen nach einer Stärkung der 
US-amerikanischen Industriebasis in den High-Tech-Industrien, die aber eben- 
falls kaum die Zielsetzungen der einschlägigen staatlichen Technologiepro- 
gramme und ihre sozialen Folgen problematisieren (z.B. CWA Newsletter 11.8. 
1989). 

Unverkennbar sind deshalb nach wie vor die »Erblasten« des Produktivitätspak- 
tes der fordistischen Ära, in der die Kooperation mit der Automatisierungspolitik 
des Fernmeldemonopols sowohl die Sicherheit der Arbeitsplätze der Telefonbe- 
schäftigten als auch eine sozial akzeptable universelle Fernsprechversorgung si- 
chem konnte. Angesichts des branchenübergreifenden Charakters des Struktur- 
bruches und der raschen Ausdifferenzierung der Konkurrenz im US-Telekom- 
munikationssektor erscheinen aber beide Ziele kaum noch zu verwirklichen, 
wenn es nicht gelingt, Ansätze zu einer gewerkschaftlichen Reorganisation des 
Telekommunikationssektors mit einer »concerted action over technologies, reor- 
ganization and wages« (Newman 1982) zu verbinden, die konsequent die Frage 
der gesellschaftlichen Kontrolle des »geodäsischen Domes« öffentlicher und pri- 
vater Telekommunikationsinfrastrukturen sowie der sie tragenden Unternehmen 
aufwirft, 

Das Ethos der CWA als »Automatisierungsgewerkschaft« steht damit nicht nur 
einer von Kritikern immer wieder geforderten »Politisierung der technologischen 
Entwicklung« (Howard 1988) im Telekommunikationssektor und der Entwick- 
lung eigenständiger gewerkschaftspolitischer Vorstellungen über die Definition 
der technologischen und sozialen Entwicklungsnormen der nationalen und inter- 
nationslen Kommunikationsinfrastruktur im Weges. Es verhindert nach wie vor 
auch die bündnispolitisch zentrale Verbindung der Diskussion um die gesell- 
schaftliche Kontroile der Telekommunikationsinfrastruktur mit einer grundsätzli- 
chen Problematisierung der einzelunternehmerischen Verfügungsgewalt über den 
innerbetrieblichen Technikeissatz bei den Telekommunikationsunternehmen - 
eine Frage, die gerade angesichts der kaum vorhandenen gewerkschaftlichen 
Einflußmöglichkeiten auf den Arbeitsprozeß in der »telephons indusiry« über- 
fällig scheint (Newman 1982). 


5, Grenzen einer »post-Tordistischen« Restrukturierung 


Die Entflechtung des Bell-Systems - so können wir resümieren - hat zwar für 
eine durchgreifenden Demontage des fordistischen Akkumulationsregimes im 
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US-Telekommunikationssektor gesorgt, die Konturen eines »postfordistischen 
Akkumulationsmodells« sind bislang aber kaum erkennbar. Verantwortlich hier- 
für ist nicht allein das Fehlen eines adäquaten Regulationsrahmens für die Stabi- 
lisierung eines auf einzelkapitalistischer Ebene sich entwickelnden »post-fordisti- 
schen« Akkumulationsmodells, sondern der Umstand, daß - anders als in der Ära 
des »universal service« - keiner der industriellen Akteure in der Lage ist, eine 
gesamtkapitalistisch verbindliche Produktions- und Verwertungsnorm zu definie- 
ren und durchzusetzen. Die Restrukturierung der Branchenkonkurrenz scheint 
daher kaum oder nur sehr begrenzt politisch steuerbar, weil ein Umbau der Re- 
gulationsstrukturen nicht ohne durchgreifende Eingriffe in die kapitalistische 
Zwangslogik dieses Strukturbruches auskäme. 

Die Regulationsstrukturen im Telekommunikationssektor der Nach-Entflech- 
tungsära und die zugrundeliegenden Kräfte- und Bündniskonstellationen tragen 
trotz des durchschlagenden ideologischen Erfolges neo-liberaler Deregulierungs- 
vorstellungen alle Merkmale einer polit-5konomischen »Übergangsformation« 
(Davis 1986, S. 302). Gemessen an ihren eigenen Zielen kann die unter Reagan 
durchgesetzte Entflechtungspolitik als weitgehend gescheitert gelten, denn die 
Zerlegung des staatlich regulierten Kommunikationsmonopols hat weder zu einer 
Beruhigung regulierungspolitischer Konflikte durch eine umfassende »Entstaatli- 
chung« geführt, noch hat sich das »Deregulierungsmodell« der USA als institu- 
tioneller Modus einer »post-fordistischen« Restrukturierung des Telekommunika- 
tionssektors in andere kapitalistische Industrieländer »exportieren« lassen. Als 
korrekturbedürftig erwies sich auch die industriepolitische Vision, Großkonzerne 
wie AT&T oder IBM könnten praktisch das gesamte Produktspektrum der inte- 
grierten Kommunikations- und Datentechnik in einer Hand konzentrieren und 
damit sozusagen im Alleingang eine dauerhafte Vormachtstellung der USA im 
luK-technischen Industriesektor sichern. 

Festzustellen ist allerdings auch, daß das Scheitern der »neo-liberalen Gegenre- 
volution« im Telekommunikationssektor bislang nicht zur Entstehung von parti- 
ellen »Re-Regulierungs«- und »Re-Industrialisierungsbündnissen« geführt hat, 
wie sie in den letzten Jahren in manchen anderen Bereichen der US-Wirtschaft 
zur Bewältigung der ökonomischen und sozialen Hinterlassenschaften der »Rea- 
gonomics« entstanden sind. Prognostizieren läßt sich somit, daß die Restruktu- 
rierung der Branchenkonkurrenz weiterhin auf Kosten der Lohnabhängigen in 
der Telekommunikatiousindustrie, der Masse der privaten Telefonbenutzer geht 
und zugleich einer weiteren »Entgewerkschaftlichung« der Telekommunikations- 
branche den Weg ebnen dürfte. Für eine progressive Telekommunikationspolitik 
wie auch für ernsthafte Anstrengungen zu einer gewerkschaftlichen Reorganisie- 
rung der Massenproduktionsindustrien des »Informationszeitalters« würde sich 
mitkin die Frage nach einem Bündnis zwischen den von dieser Entwicklung be- 
troffenen Lohnabhängigen bei den traditionellen Teiekommunikationsunterneh- 
men, den »neuen« System- und Dienstleistungsanbietern und in den Anwender- 
branchen einerseits sowie den privaten Telefonbenutzern andererseits stellen, das 
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insbesondere auch Ansatzpunkte zur Mobilisierung der Interessen der »working 
poor« finden müßte, 

Eine solche regulierungspolitische »rainbow coalition« ließe sich indes kaum mit 
den traditionellen tarif- und organisationspolitischen Mitteln des US-amerikani- 
schen »business unionism« realisieren, sondern würde den langfristigen und 
kleinschrittigen Aufbau entsprechender Koalitionen und »networks« voraussetzen 
(Labor Resource Center 1990). Aus den Erfahrungen des New Deal läßt sich da- 
bei lernen, daß sich eine wirksame gesellschaftliche Kontrolle nicht auf die Re- 
gulierung der Marktbeziehungen beschränken läßt, sondern mit dem Problem der 
Verfügungsgewalt über die esoterischen Aspekte des kapitalistischen Akkumula- 
tonsprozesses, also über Technologieentwicklung, Produktionsstrukturen und 
Arbeitsorganisation im Telekommunikationssekier konfrontiert ist. Die Ansatz- 
punkte einer solchen Diskussion - die z.B. die Frage eines branchemübergreifen- 
den gewerkschaftlichen Einflusses auf die Technologiegestaltung in modernen 
Computernetzwerken aufgreifen und sich auch Erfahrungen kritischer »Koalitio- 
nen« und »networks« in anderen High-Tech-Industrien zu Nutze machen könnte 
(vgl. Barly/Wilson 1986, Eisenscher 1990) - sind aber angesichts der unkontrol- 
lierten Entfaltung des »geodäsischen Domes« unregulierter Daten- und Kommu- 
nikationsnetze greifbar. 
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